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Wir leben in einer verrückten Zeitenwende. Ein katas-
trophaler Naturwandel entwickelt sich zur ultimativen 
Bedrohung unserer Zivilisation. Die Mächtigen hinge-
gen setzen auf den guten alten imperialistischen Krieg, 
die Linke scheinbar auf Selbstzerfleischung.

Leider ist in diesen Tagen ein Großer von uns gegan-
gen. Wir möchten Hans Modrow gedenken, der im 
Januar im Alter von 95 Jahren verstorben ist. Hans 
war ein Genosse nach unserem Geschmack. Einer, der 
sich selbst nie in den Vordergrund gestellt hat, integer 
und ansprechbar war. Er war einer der wenigen, den 
wir immer wieder an unseren Ständen interessiert am 
Kontakt mit den Themen der Basis vorfinden konnten. 
Hans war jemand, der sich gerne mit den unterschied-
lichen Positionen in der Partei auseinandersetzte. 
Hans, Du und Dein klarer Blick und Dein offene Ohr 
werden uns fehlen!

Gehör bei der Partei konnten wir am 11. März 
finden. Auf Antrag der ÖPF hat der Parteivorstand 
beschlossen, dass zukünftig grundsätzlich die Basis 
und Zusammenschlüsse bei der Erarbeitung von zen-
tralen inhaltlichen Positionen frühzeitig mit eingebun-
den werden.

Diese Tarantel ist, wie ihr sicher gemerkt habt, 
etwas umfangreicher. Wir reagieren mit dieser „Dop-
pelnummer“ auch auf die in den Corona-Jahren selte-
neren Erscheinungstermine. Generell besteht bei der 
Tarantel weiterhin Unterstützungsbedarf insbesondere 
bei der Requirierung und Generierung von Artikeln, 
die bis heute fast vollständig im SprecherInnenrat und 
dem unmittelbaren Umfeld liegen.

Der Krieg kann nicht an dieser Ausgabe vorbeigehen. 
Bruno Kern zeigt auf, wie Kriegslogik und Selbstzerstö-
rung zusammenhängen und wie das Militär unmittelbar 
und mittelbar die Klimakatastrophe forciert. Kann sich 
diese Welt 2 Billionen $ Rüstungsausgaben pro Jahr 
tatsächlich noch leisten? Wird es bald den „nachhaltig“ 
produzierten, „werte“-geleiteten Panzer geben?

Jürgen Tallig führt uns mit der „Endspiel“-Metapher 
vor Augen, was wirklich in dieser Welt schief geht und 
wie die Verantwortlichen noch nicht einmal den Ver-
such wagen, das Notwendige anzustreben. Der von 
linken WissenschaftlerInnen anlässlich der Lüzerath-
Räumung unterzeichnete Aufruf „Die Politik hat den 
Ernst der Lage nicht begriffen“ schlägt in dieselbe 
Kerbe und wird von uns in dieser Ausgabe dokumen-
tiert. Weitere Stellungnahmen und Pressemeldungen 
erinnern uns angesichts der Räumung daran, dass in 
dem Dorf die Grenze des Klimaschutzes verläuft.

Schwerpunktmäßig beschäftigen wir uns in dieser 
Ausgabe mit dem Energiesektor. C. Mommertz analy-
siert dieses LNG, das die Regierung gerade so panisch 

überall einkauft. Edgar Schu fragt sich, ob hinter der 
neuen EU-Taxonomie und der AKW-Rückkehr nicht ein 
langfristiges und jetzt erfolgreich abgeschlossenes 
Projekt steckt. 

Unsere Artikel sind manchmal widersprüchlich, 
denn sie repräsentieren nicht immer die Linie der ÖPF, 
sondern sind Ausdruck verschiedener Ansätze im öko-
logischen Spektrum der Linken. Dies merkt man zum 
Beispiel an den Annahmen von Bruno Kern (Rückbau 
ist notwendig) und David Goeßmann (100 % Erneuer-
bare sind machbar) bezüglich der Kapazitäten der 
erneuerbaren Energien. Das Spannungsverhältnis lädt 
euch ein, in den Fragen der Potenziale genauer hinzu-
schauen. Die ÖPF hat in den letzten Jahren enorme 
Zweifel geäußert, ob die Produktion der extremen 
Mengen an Papier, Stahl, Beton, Industrieprodukten, 
Dünger etc. tatsächlich über erneuerbare Energien 
realisierbar ist und geht davon aus, dasss die Reduk-
tion des Kohlendioxidausstoßes nicht ohne einen mas-
siven Einschnitt ins Konsumschema zu leisten ist – mal 
ganz abgesehen von den ausgasenden Kühen der Tier-
fabriken. Wir lassen uns mit konkreten Konzepten, die 
noch ausstehen, aber gerne eines Besseren belehren.

Wer uns schon lange kennt, wird sich vielleicht 
wundern, dass wir auch eine Erklärung der BAG Klima-
gerechtigkeit zur Verstaatlichung der Energiekonzerne 
im Heft haben. Nun hat sich unsere Haltung nicht 
geändert, dass die LINKE keine zwei ökologischen/ 
klimapolitischen Zusammenschlüsse haben sollte, 
sondern nur einen gemeinsamen. Wir wollen aber nicht 
den Fehler einiger Strömungen und Funktionsträger 
wiederholen und aus strategischen Differenzen einen 
Streit produzieren, der das Gemeinsame in den Hin-
tergrund treten lässt. Sandra Lust hat gemeinsam mit 
Ulrich Schachtschneider und Andreas Nositschka das 
der BAG-Erklärung vorausgehende Diskussionspapier 
verfasst. Die Verfasser fragen sich unter anderem, wie 
die zukünftige Energiestruktur aussehen wird und ob 
man im Rahmen der Energiewende wirklich jede Mög-
lichkeit der Vergesellschaftung von Versorgungsunter-
nehmen ergreifen muss.

Die Eigentumsfrage und die Frage der Energienetze 
werden auch von Dieter Brendahl gestellt, der hier 
noch einmal seine Petition zu autonomen, netzunab-
hängigen Energieclustern vorstellt.

Es gäbe sicherlich noch andere Punkte, die für 
eine weitgehende Betrachtung der Energieproble-
matik bearbeitet werden müssten. Es fehlt z. B. eine 
genaue Betrachtung des Themas „Wasserstoffwirt-
schaft“. Hierzu verweisen wir gern auf die ökologi-
schen Mitstreiter der Grünen Liga: „Der Rabe Ralf“, 
die Berliner Umweltzeitung der Grünen Liga, stellt in 
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ihrer Ausgabe 1-23 die berechtigte Frage: „Grüner 
Wasserstoff – Gerechte Energiewende oder neokolo-
niale Scheinlösung?“ (https://www.grueneliga-berlin.
de/wp-content/uploads/2023/01/Der_Rabe_Ralf_
Die_Berliner_Umweltzeitung_Februr_Maerz_2023_
Gruene_Liga_Berlin.pdf)

Den Abschluss dieser Tarantel bilden ein Artikel zur 
Waldwirtschaft, eine ökologische Infragestellung zum 
gegenwärtig gehypten Boom für E-Autos sowie eine 
kleine Bücherecke.

Noch etwas Positives: In der letzten Ausgabe hat-
ten wir auf die Verhandlungen auf der 15. Weltbiodi-
versitätskonferenz hingewiesen. Anfang März wurde 
nun nach über 15  Jahren Verhandlungen das Hoch-
seeschutzabkommen der UN unterzeichnet, mit dem 
30 Prozent der Ozeane, d. h. die Bereiche außerhalb 
der 200-Seemeilen-Wirtschaftszonen (ca. 370 km) bis 
2030 unter Schutz gestellt werden sollen. Hoffen wir, 
dass diese Entscheidung ernster genommen wird als 
z.  B. das UNO-Ziel von 1970, dass die entwickelten 
Länder 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für Ent-
wicklungshilfe zur Verfügung stellen sollen, oder die 
Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens. 

Auf der anderen Seite steht die Meldung, dass Däne-
mark angefangen hat, Kohlendioxid unterirdisch in ein 
erschöpftes Ölfeld unter der dänischen Nordsee zu 

speichern, um es dort langfristig zu lagern. Eine eher 
negativ zu beurteilende Nachricht. Wer garantiert, 
dass das Kohlendioxid dort auch wirklich bleiben wird? 
Das Geld wäre für rigorose Maßnahmen zur Reduktion 
des momentanen Ausstoßes besser angelegt.

Wir freuen uns wie immer über Rückmeldungen 
oder Meinungen zu den abgedruckten Artikeln oder 
Vorschläge zu kommenden Beiträgen.

Wir möchten in eigener Sache darauf hinweisen, 
dass das diesjährige Bundestreffen vom 1.–3.  Sep-
tember in Düsseldorf in der Landesgeschäftsstelle 
stattfinden soll. Die Teilnahme ist wie immer offen und 
gern gesehen. Interesse kann beim SprecherInnenrat 
angemeldet werden. Die Unterbringung ist in einem 
Ferienhaus geplant, aber auch im Gastgewerbe ist eine 
Unterbringung möglich.

Auf dem Bundestreffen sind Nachwahlen für den 
SprecherInnen- und Koordinierungsrat sowie die Dele-
giertenwahl zum Parteitag vorgesehen. KandidatInnen 
melden sich bitte möglichst schon vorab beim Sprech-
erInnenrat.

Die kommende Ausgabe wird sich mit dem Hunger 
und der Welternährung beschäftigen.

Die Redaktion

Zum Titelbild: Endlich eine mächtige Friedensdemonstration gegen den Ukrainekrieg! An der insbesondere von 
Alice Schwarzer und Sarah Wagenknecht initiierten Manifestation „Aufstand für den Frieden“ nahmen Zehntau-
sende teil. Den Initiatoren wurde eine fehlende Abgrenzung gegen rechts vorgeworfen, was allein schon die Trans-
parente widerlegten. In der Öffentlichkeit war bedauerlicherweise jedenfalls eine breite Querfront von Rechts 
bis Links von vielen Militaristen, Bellizisten und Opportunisten sichtbar, die sich am Ruf nach Frieden ohne Vor-
bedingungen störten.
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Energiepolitischer Offenbarungseid

Die durch den Ukrainekrieg verursachte Knappheit und 
Verteuerung der Energie nimmt lediglich eine Situation 
vorweg, die uns spätestens im kommenden Jahrzehnt 
ohnehin eingeholt hätte. Dass die fossilen Energiequel-
len rapide versiegen, wird derzeit noch vom Fracking-
Boom in den USA – dessen Ende allerdings absehbar 
ist – kaschiert. Bei konventionellem Erdöl wurde das 
Fördermaximum wahrscheinlich bereits im Jahr 2010 
überschritten, und seriöse Studien gehen von einem 
Peak aller fossilen Energieträger (Kohle, Erdgas, Erdöl) 
bereits im Jahr 2025 aus. Auch die russischen Gasfelder 
befinden sich vermutlich bereits seit 2015 im Nieder-
gang. Keine Entspannung also in Sicht – und das genau 
zu dem Zeitpunkt, da wir die noch vorhandenen fossilen 
Ressourcen für den raschen und massiven Ausbau einer 
erneuerbaren Infrastruktur bräuchten. Dass Letztere 
nicht so vielversprechend ist, wie uns die Ökoliberalen 
jahrzehntelang einzureden versuchten, zeigen jetzt die 
verzweifelten Versuche, Flüssiggas mit einer desaströ-
sen Energiebilanz aus aller Welt zu importieren, hektisch 
die entsprechende Infrastruktur aufzubauen (die sich 
erst in Jahrzehnten amortisiert) und Verträge über Gas-
lieferungen abzuschließen, deren Laufzeit bis in die Vier-
zigerjahre reicht. Deutschland erlebt derzeit übrigens 
ansatzweise eine Energieknappheit, die in anderen Regi-
onen der Welt schon längst viel schmerzlicher spürbar 
ist. Das globale Ungleichgewicht verschärft sich zurzeit 
noch dadurch, dass wir auf den Spotmärkten aufgrund 
unserer größeren Finanzkraft Ländern wie Indien, Pakis-
tan, Bangladesch etc. derzeit das Gas wegkaufen.

Die komplette Versorgung des Industrielandes 
Deutschland auf dem heutigen Niveau mit erneuerba-
rer Energie ist eine unhaltbare Illusion: Lediglich 4,7 % 
unseres gesamten Energieverbrauchs (Elektrizität macht 
davon immer noch etwa 20 % aus) stammen aus Wind-
mühlen, weitere 2  % aus Photovoltaik. Der zögerliche 
Ausbau ist keineswegs bürokratischen Hürden geschul-
det, sondern dem grundsätzlich beschränkten Potenzial! 
Wenn der Wirtschaftsminister die Absichtserklärung 
abgibt, dass bis 2030 80 % des Stroms aus erneuerbaren 
Quellen kommen sollen, dann müsste er redlicherweise 
hinzufügen, dass dies immer noch nur ein Bruchteil 
unseres gesamten Energieverbrauchs wäre. Und selbst 
das steht in den Sternen. 2 % der Fläche Deutschlands 
sollen nach Habecks Vorgaben für Windparks reserviert 
werden – angesichts der Konkurrenz beim Flächenver-
brauch, einer dringend nötigen flächenextensiveren 

Landwirtschaft, der Renaturierung von Mooren usw. 
keine Banalität. Doch der Minister unterschlägt vor allem, 
dass es nicht einfach um Flächen, sondern um geeignete 
Standorte mit einer entsprechenden Durchschnittswind-
geschwindigkeit geht. Und eben diese Standorte sind 
rar. Das lässt sich unter anderem daran ablesen, dass 
die Landesregierung in Baden-Württemberg verzweifelt 
dazu übergegangen ist, Staatsforste zur Abholzung für 
Windräder freizugeben. Der klimapolitische Sinn dieser 
Maßnahme darf bezweifelt werden. Ebenso unsinnig ist 
die Solarpflicht auf möglichst vielen Dächern. Photovol-
taik ist jene erneuerbare Energieform, die den größten 
Input an Energie und Ressourcen braucht – bezogen 
auf die Kilowattstunde etwa sechzigmal so viel wie ein 
Atomkraftwerk. Eine positive Energiebilanz setzt eine 
bestimmte Sonnenstundenzahl im Jahr voraus, die in 
weiten Teilen Deutschlands nicht gegeben ist. Ohne 
Wasserstoffimporte in großem Stil ist unsere industrielle 
Infrastruktur nicht aufrechtzuerhalten. Derzeit wird ein 
unverschämter Kolonialismus unter grünem Vorzeichen 
vorangetrieben, der zudem ein hohes Konfliktpotenzial in 
sich birgt. Zehntausende Menschen wurden im Kongo, 
einem Land also, in dem nicht einmal 20 % der Haushalte 
elektrifiziert sind, für ein Staudammprojekt zwangsum-
gesiedelt, das Wasserstoff unter anderem für den Kon-
zern E.ON produzieren sollte. In Regionen mit viel Sonne 
und Wind, die man begierig ins Auge fasst, wie etwa 
Nord- und Westafrika, ist eine andere für die Wasser-
stoffproduktion nötige Ressource äußerst knapp, näm-
lich Süßwasser. In Ländern, die zum Teil seit Jahrzehnten 
an Trockenheit leiden, tritt unsere Gier nach dem Cham-
pagner der Energiewende in direkte Konkurrenz zu den 
Grundbedürfnissen der Menschen dort. Dass Habeck 
jetzt zusätzlich auf Wasserstoff aus Methan und in den 
Meeresboden verpresstes Co2 setzt, zeigt deutlich genug, 
wie weit das Narrativ von einer auf grünem Wasserstoff 
basierten Industriegesellschaft trägt. By the way: Für die 
Versorgung der EU mit Wasserstoff war nicht zuletzt die 
Ukraine vorgesehen. Noch im Januar 2022 hat Ministerin 
Baerbock dort ein Wasserstoffbüro eröffnet. Und ange-
sichts des massiven Rohstoffverbrauchs für erneuerbare 
Energien waren auch die Lithiumvorkommen im Donbass 
durchaus von Interesse.

Solidarischer Rückbau
Gründlich blamiert hat sich inzwischen auch die angeblich 
so intelligente Steuerung durch marktkonforme Instru-
mente, vor allem durch stetige Anhebung des Co2-Prei-
ses. Als die Energiepreise aufgrund des Krieges stiegen, 

Zeitenwende:  
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wurde hektisch gegengesteuert. Dass ein höherer Preis 
schmutzige Energie automatisch vom Markt verdrängt, 
hätte ja zur Voraussetzung, dass genügend Alternativen 
bereitstünden! Stattdessen werden Kohlekraftwerke 
reaktiviert, und die EU führt ihren eigenen Emissionshan-
del ad absurdum, indem sie für ihr „REPowerEU“-Paket, 
mit dem die Energiewende vorangetrieben werden soll, 
für 20  Mrd.  Euro Zertifikate aus der Marktstabilitäts-
reserve mobilisiert und damit den Preis für Zertifikate 
senkt! Verschmutzung für die Energiewende also!

Um ökologische Nachhaltigkeit zu erreichen, führt 
kein Weg an einer absoluten Absenkung des Ver-
brauchs vorbei. Die aktuelle politische Situation hätte 
die Chance geboten, genau diesen Rückbauprozess in 
die Wege zu leiten. Stattdessen wurde eine lächerliche 
Diskussion um den individuellen Verbrauch (Dusch-
zeiten und Waschlappen!) geführt, die erkennbar vom 
tatsächlichen signifikanten Verbrauch in der Industrie 
ablenken sollte. Der größte Gasverbraucher ist die 
Chemieindustrie. Wenn man bedenkt, dass 35 % unse-
rer Kunststoffproduktion allein der Verpackung die-
nen, wird klar, wo ein industrieller Rückbau anzusetzen 
hätte: an ordnungspolitischen Maßnahmen, die für 
eine breite Palette von Produkten Mehrwegsysteme 
verpflichtend vorschreiben. Natürlich wäre das nur ein 
erster bescheidener Schritt auf dem Weg zum öko-
logisch notwendigen Rückbau. Er hätte aber immer-
hin den Charme, die Lebensqualität der Menschen 
zunächst gar nicht zu tangieren und damit eine breite 
Mehrheit auf diesen dornigen Weg einzustimmen. 
Im selben Sinne könnte eine ordnungspolitische Ein-
dämmung der „geplanten Obsoleszenz“ für eine breite 
Akzeptanz des ökologischen Rückbaus sorgen. Anstatt 
so populistischen Unsinn wie das 9-Euro-Ticket als 
Einstieg in die Verkehrswende zu verkaufen, hätte man 
den Ausstieg aus dem motorisierten Individualverkehr 
(inklusive der E-Mobilität!) zügig voranzutreiben.

Natürlich setzt dieser industrielle Rückbau eine 
beherzte Umverteilung privaten Reichtums voraus. Auch 
hier hätte die aktuelle Situation den Einstieg ermöglicht. 
Aus Postwachstumsperspektive ist Inflation zunächst 
eine gute Nachricht, weil eine Reduktion der Menge an 
Gütern und Dienstleistungen voraussetzt, dass Geld aus 
dem System genommen wird, um einen „finanziellen 
Rebound“ zu vermeiden. Die Verteuerung von Energie 
und in der Folge anderer Güter, wie etwa auch Lebens-
mittel, ist global betrachtet nichts anderes als eine kleine 
Korrektur des Wohlstandsgefälles, das unsere einseitige 
Aneignung globaler Ressourcen bewirkt hat. Allerdings 
kommt alles darauf an, wie man sozialpolitisch mit dieser 
Situation umgeht. Anstelle von Maßnahmen, die wiederum 
überproportional die Wohlhabenden begünstigen, hätte 
man gezielt nur dem armen Drittel der Gesellschaft unter 
die Arme zu greifen. Länder wie Spanien zeigen durchaus, 

dass und wie das geht. In Deutschland würde das etwa 
bedeuten: deutliche Erhöhung von Transferleistungen wie 
Bürgergeld oder Sozialhilfe (um etwa 200 €), Erhöhung des 
Mindestlohns, zeitlich begrenzte monatliche nicht zweck-
gebundene Zuschüsse für Personen und Haushalte bis zu 
einer bestimmten Einkommensgrenze, Mietenstopp, Strei-
chung der Mehrwertsteuer für einen Großteil von Lebens-
mitteln … Dies würde gezielt denen helfen, die es wirklich 
brauchen, wäre ökologisch nicht kontraproduktiv, ohne 
großen Aufwand umsetzbar und für den Staat wesentlich 
billiger. Dem Rest der Bevölkerung ist zuzumuten, mit der 
Inflation zurechtzukommen. Wer jährlich in den Urlaub 
fliegt, kann auch seine Gasrechnung bezahlen.

Ausstieg aus der tödlichen Kriegslogik

Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf ein souve-
ränes Land, eine brutale Kriegsführung mitsamt all den 
Verbrechen, die ein Krieg mit sich bringt, haben in den 
Hintergrund treten lassen, mit welcher Zielstrebigkeit 
sowohl die NATO als auch die EU seit Jahrzehnten ihre 
eigenen geopolitischen Interessen verfolgen. Sowohl in 
den sogenannten „strategischen Konzepten“ der NATO 
als auch in entsprechenden Überlegungen auf EU-Ebene 
wie etwa dem „European Defense Paper“ ist dies nach-
zulesen. Es ist an Absurdität kaum zu überbieten: Mit 
einem immer größeren Ressourcenaufwand bereitet 
man sich auf militärische Auseinandersetzungen um 
knapper werdende Ressourcen vor. Auch wenn militäri-
sche „Verteidigung“ vom Völkerrecht gedeckt ist, ist sie 
noch lange nicht legitim. Angesichts der Destruktivkräfte 
auch unterhalb der Schwelle von Massenvernichtungs-
waffen ist jede militärische Option widersinnig, weil 
sie genau das zerstört, was sie zu verteidigen vorgibt. 
Keine Grenzverschiebung der Welt ist das Opfer auch 
nur eines Menschenlebens wert. Die „Werte“, die der 
Westen angeblich verteidigt, erodieren gerade, weil die 
ethische Grundüberzeugung, auf der auch unser Grund-
gesetz aufruht, gerade unterminiert wird: die Einsicht in 
die Unüberbietbarkeit jedes menschlichen Lebens. Vor 
allem aber: Wer sich auf die militärische Logik einlässt, 
der kommt in ihr um. Wer jetzt die Ukraine mit schweren 
Waffen bestücken will, wird in Argumentationsnot gera-
ten, wenn es gilt, einem absurden 100-Milliarden-Aufrüs-
tungsprogramm zu widerstehen, das all die finanziellen, 
personellen und materiellen Ressourcen verschlingt, die 
wir so dringend für das ökologische Umsteuern brau-
chen. Die Unterstützung militärischer „Verteidigung“ 
bedeutet die Inkaufnahme einer Aufrüstungsspirale und 
das Festhalten an der Logik der atomaren Abschreckung. 
Angesichts der Tatsache, dass wir unser Co2-Budget, 
das noch zur Verfügung stand, ohne das 1,5-Kelvin-Ziel 
nicht zu verfehlen, inzwischen aufgebraucht haben, 
gilt: Wenn wir uns noch eine geringe Chance bewahren 
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wollen, die Klimakatastrophe in gerade noch bewältig-
baren Grenzen zu halten, dann müssen wir uns von jeder 
militärischen Logik radikal verabschieden. Als einzig 
legitim kann nur noch soziale Verteidigung gelten, die 
dem Aggressor mit den Mitteln des zivilen Ungehorsams 

und der Nichtkooperation begegnet. Klimaschutz heißt 
Pazifismus heißt Klimaschutz.

Quelle: http://oekosozialismus.net/wp-content/
uploads/2022/04/pazifismus2.pdf (2023-03)

ENDSPIEL: Alarmstufe Rot für die Menschheit, das Klima und das Leben. 
Die derzeitige Klima- Energie- und Verkehrspolitik ist rechtswidrig
Jürgen Tallig

„Wir befinden uns auf dem Highway in die Klima-
hölle – mit dem Fuß auf dem Gaspedal.“

So hat UN-Generalsekretär Gutteres den Stand der 
Dinge bekanntlich vor und auch nach der nun schon 
27. UN-Klimakonferenz (COP) im ägyptischen Scharm-
el-Scheich zusammengefasst, die kurz gesagt ein 
Desaster für das Klima war. Weltweit zeigt sich die 
Verblendung der Macht, die selbst angesichts des 
Abgrunds nur vorwärts kommen will.

Noch nie stand die Menschheit so dicht vor einem 
Atomkrieg, und sie bewegt sich mit weit offenen Augen 
immer schneller auf einen großen Krieg, möglicher-
weise sogar einen Weltkrieg zu.

Die Menschheit befindet sich in einer eskalierenden 
Vielfachkrise. Wo einerseits Milliarden für eine Spirale 
der Zerstörung und des Tötens und für billige fossile 
Energie ausgegeben werden, fehlen sie woanders, um 
Leben zu retten und zu schützen.

Wissenschaftler sprechen längst von Alarmstufe 
Rot, vom „Klima-Endspiel“, einem beispiellosen 
Artensterben, einem globalen Notstand, vom viel-
fachen Überschreiten planetarer Grenzen, von dro-
henden Kippprozessen und fordern einen sofortigen 
Kurswechsel, um die Verpflichtungen des Pariser 
Klimaabkommens und des Klimagesetzes einzuhalten 
(siehe die Gemeinsame Erklärung, „Die Politik hat 
den Ernst der Lage nicht verstanden“ hier im Heft auf 
Seite 35).

Der größte deutsche Umweltverband BUND hat 
Klage gegen die Bundesregierung eingereicht, um sie 
zur Einhaltung des Klimaschutzgesetzes zu zwingen. 
Dabei reichen diese Selbstverpflichtungen noch nicht 
einmal aus, um die 1,5-Grad-Grenze einzuhalten und 
eine eskalierende Erderhitzung zu verhindern. Darauf 
angesprochen, dass die derzeitige Politik die Klima-
ziele missachte und daher rechtswidrig sei, äußerte 
Minister Habeck, dass es dann künftig höhere negative 
Emissionen geben müsse, und offenbarte damit eine 
haarsträubende Unkenntnis der naturwissenschaftli-
chen und juristischen Faktenlage.

Endspiel um die Zukunft

Wir sind die letzte Generation, die die Klimakatastro-
phe noch verhindern kann, sagte einst Barack Obama. 
Inzwischen können wir sie nur noch begrenzen.

Weshalb aber zeigen sich die EU und Deutschland 
(selbst mit grüner Regierungsbeteiligung) unfähig und 
unwillig, die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung 
einer irreversiblen globalen Katastrophe einzuleiten, 
obwohl man doch gleichzeitig Hunderte von Milliarden 
Euro für dubiose Corona-„Wiederaufbauprogramme“, 
für Aufrüstung und für Energiesubventionen ausgibt? In 
der Logik des kapitalistischen Wachstumssystems ist 
Klimaschutz offenbar nicht „systemrelevant“, sondern 
systembedrohend, da er ein schnelles „Weniger“, statt 
des beständigen „Immer mehr“ erfordert.

Es gibt offenbar einen antagonistischen Widerspruch 
zwischen den dominanten Gegenwartsinteressen, die 
vorwiegend Wachstums-, Profit- und Konsuminteressen 
sind, und den Interessen der jungen Generation, der 
Ärmeren, der Bauern, des Südens und der kommenden 
Generationen an der Sicherung der Lebensgrundlagen 
und der Zukunft. Siehe hierzu das bemerkenswerte 
„Manifest der Völker des Südens – Für eine öko-
soziale Energiewende“, das unbedingt diskutiert und 
weiterverbreitet werden sollte (https://www.attac.de/
fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/
Manifest_der_Voelker_des_Suedens.pdf).

Der Klimakonflikt ist natürlich auch ein nationaler und 
globaler Konflikt zwischen Arm und Reich. Die reichen 
10 % in Deutschland und Europa verursachen in etwa 
genauso viele Treibhausgase, wie die ärmere Hälfte der 
Bevölkerung (Klaus Dörre, Die Linke muss sich neu erfin-
den – aber wie?, LUXEMBURG 1/2022, Seite 119), und 
weltweit verursachen „die reichsten 1 % der Weltbevölke-
rung doppelt so viel Emissionen, wie die ärmeren 50 %, 
oder die reichsten 0,5 % so viel wie die gesamte ärmere 
Hälfte der Weltbevölkerung!“ (Quelle: Stockholm Environ-
ment Institut 2020). Was für eine ungerechte Welt!

„Um Klimagerechtigkeit herzustellen, müssten die 
reichen 10 % in Deutschland ihre Emissionen übrigens 
auf ein Dreißigstel reduzieren.“ (Quelle: Dörre, 2022).

http://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2022/04/pazifismus2.pdf
http://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2022/04/pazifismus2.pdf
https://www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/Manifest_der_Voelker_des_Suedens.pdf
https://www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/Manifest_der_Voelker_des_Suedens.pdf
https://www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/Manifest_der_Voelker_des_Suedens.pdf


Energie

Heft I–2023	 Tarantel Nr. 95/96	 7

Es ist unübersehbar, dass die aktuelle Politik vorrangig 
zugunsten der Interessen einer kleinen, reichen Minder-
heit handelt und die Interessen der kommenden Gene-
rationen missachtet (siehe BVG zum Klimaschutzgesetz, 
Abschnitt unten). Damit wird die Lage weiter eskaliert 
zu einer Klimakatastrophe, die nicht mehr gestoppt 
oder rückgängig gemacht werden kann. Hier wird weder 
„Schaden vom deutschen Volke abgewendet“ und auch 
die Lebensgrundlagen werden nicht gesichert, sondern 
das Vorsorgeprinzip wird aus aktuellen Macht- und Pro-
fitinteressen sträflich missachtet – insofern ist dieses 
(Nicht)-Handeln nicht nur verantwortungslos, sondern 
rechtswidrig. Die derzeitige Zukunftsblockade spaltet 
die Gesellschaft und wird durch die Klimakrise, die 
Aufrüstung, aber auch durch die nur vermeintlich kli-
mafreundliche „grüne“ Modernisierung ständig weiter 
verschärft und ist in den gegenwärtigen gesellschaftli-
chen Strukturen offenbar nicht auflösbar.

Beim derzeitigen Endspiel um die Zukunft geht es 
von daher nicht nur ums Klima, sondern um reale 
Macht, es geht um Gerechtigkeit und Gestaltungs-
macht für die kommenden Generationen, um eine 
dauerhaft mögliche, zukunfts- und friedensfähige 
Gesellschaft. Der erste Schritt ist vielleicht, sich dar-
über klar zu werden, dass unsere vermeintliche Nor-
malität keineswegs normal ist, sondern Alarmstufe 
Rot für das Leben, den Planeten und die Menschheit 
bedeutet. Unsere Wirtschafts- und Lebensweise ist 
nicht nur imperial, sondern zerstörerisch und bedeutet 
faktisch einen permanenten Krieg gegen das Klima, 
die Biosphäre und andere Kulturen, der gerade dabei 
ist, in seine heiße Phase überzugehen.

Krieg oder Frieden?

Sei es gegen eine klimafeindliche Energiepolitik (Lütze-
rath), eine rechtswidrige Verkehrspolitik (Letzte Genera-
tion und FfF), gegen Aufrüstung und Waffenexporte, wie 
jüngst in Berlin – die Menschen werden aktiv, bekennen 
Farbe und fordern eine andere Politik. Die Friedens-
taube war auf der Friedensdemo der 50 000 auf vielen 
Transparenten, Plakaten und Ansteckern unübersehbar.

Das macht Mut und war zwar kein „Aufstand“, aber 
ein Aufbruch ganz gewiss, in dem viele den Beginn 
einer neuen Friedens- und Bürgerbewegung sahen. 
Höchste Zeit wäre es. Auch dass sich Friedens- und 
Klimabewegung zusammenfinden und viele andere Ini-
tiativen, um den verpassten „Aufbruch 21“ doch noch 
nachzuholen (siehe Jürgen Tallig, Aufbruch 21, Taran-
tel 91/92). So zeigte der gemeinsame Klimastreik von 
Fridays for Future und VERDI am 3. 3. 2023 mit über 
220 000 Teilnehmern, was schon alles möglich ist.

Frieden (auch mit der Natur), Klimaschutz, Gewalt-
freiheit und Gerechtigkeit könnten und sollten dabei 

die verbindenden Gemeinsamkeiten sein, denn nur eine 
Gesellschaft, die sich in diese Richtung verändert, wird 
den Herausforderungen der Gegenwart gewachsen 
sein und Lösungen und nicht Probleme produzieren.

Immer weiteres Wachstum gibt es nur noch auf Kos-
ten anderer, des Südens, der Natur und der kommen-
den Generationen.

Der bekannte Klimawissenschaftler Mojib Latif hat 
2022 ein neues Buch veröffentlicht: „COUNTDOWN. 
Unsere Zeit läuft ab – was wir der Klimakatastrophe 
noch entgegensetzen können“.

Die spekulativen Annahmen, auf denen die derzei-
tige hinhaltende „Klimapolitik“ beruht, werden durch 
zahlreiche Aussagen seines Buches grundlegend in 
Frage gestellt. Die Abschnitte zu drohenden Kipppunk-
ten, schwindenden Co2-Senken, zu den „schöngerech-
neten“ Co2-Budgets und zu den Spekulationen über 
„Co2-Rückholung“ im großen Stil verdeutlichen, wie 
willkürlich wissenschaftliche Tatsachen an wirtschaft-
liche Interessen angepasst werden.

Es wird auch deutlich gesagt, dass Deutschland sein 
Restbudget an Co2 bei gleichbleibenden Emissionen 
bereits in spätestens 10 Jahren ausgeschöpft haben 
wird. Eine Tatsache, die bislang bei allen klimapoliti-
schen Debatten und Planungen einfach ignoriert wird.

Wachstumspolitik im Klimanotstand

Auch die neue Bundesregierung hielt es bisher, selbst 
angesichts austrocknender und kippender Flüsse und 
Seen, brennender und schwer geschädigter Wälder 
und massiver Ernteausfälle nicht für notwendig, den 
Klimanotstand auszurufen und entschlossen gegen 
die Klimakrise vorzugehen. Sie nahm die vermeintli-
che „Energiekrise“ sogar zum Anlass, bisherige Klima-
schutzmaßnahmen zu verschieben oder gar rückgängig 
zu machen.

So wurde die gesetzlich vorgesehene Erhöhung des 
nationalen Co2-Preises von 30 auf 35 Euro je Tonne um 
ein Jahr auf 2024 verschoben. Eine genauso unsinnige 
Maßnahme wie die Abschaffung der EEG-Umlage. Es 
mutet schon sehr sonderbar an, wenn eine Regierung 
mir grüner Beteiligung sogar die zaghaften klimapoliti-
schen Maßnahmen der früheren CDU-Regierung rück-
gängig macht und gleichzeitig den Energieverbrauch 
zusätzlich subventioniert, was nichts anderes als Pro-
tektionismus und ein verdecktes Konjunkturprogramm 
ist und mit Klimaschutz natürlich gar nichts zu tun 
hat. Wirtschafts- und Klimaminister Robert Habeck 
mutierte unversehens blitzschnell vom Klimaminister 
zum Wachstums -und Energieminister, und die Grünen 
reihten sich eifrig ein in die Reihe der besorgten Kran-
kenpfleger am „Siechenbett“ des Kapitalismus und 
propagierten einen frei erfundenen Energienotstand.
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Wenn dann auch noch „das Beste“, was die Koalition 
nach eigener Aussage bisher zustande gebracht hat, das 
9-Euro-Ticket, wieder rückgängig gemacht wird und 49 
statt 9 Euro kosten soll, dann verliert diese Regierung zu 
Recht jede klimapolitische und soziale Glaubwürdigkeit. 
Ein guter Kompromiss wäre möglicherweise ein 6-Euro-
Wochenticket und ein 30-Euro-Monatsticket.

Jeden Tag tobt angesichts der Klimakatastrophe der 
Verkehrswahnsinn auf den Straßen.

Alleine die jährlichen Staus in Deutschland reichen 
40-mal um den Erdball, und die Emissionen und Schä-
den durch den Verkehrssektor sind gigantisch, werden 
allerdings der Allgemeinheit und den kommenden 
Generationen aufgeladen. Wo bleiben denn die Fahr- 
und Flugverbote in der Energie- und Klimakrise?

Die EU und Deutschland haben sich bekanntlich zu 
Emissionsreduzierungen um 50 bzw. 65  % bis 2030 
verpflichtet und zu null Emissionen bis 2050 bzw. bis 
2045, was zwar völlig unzureichend ist, wozu aber 
natürlich schnellstmöglich emissionsarme Verkehrs-
systeme notwendig sind.

Geld für einen günstigen oder gar kostenlosen ÖPNV 
wäre genug da, Herr Lindner, denn fossile Energie und 
klimazerstörender Verkehr werden nach wie vor hoch 
subventioniert, laut Umweltbundesamt mit über 65 Mil-
liarden Euro pro Jahr, – was nicht länger hinnehmbar ist.

Diese umweltschädlichen Subventionen sind insge-
samt weit höher als die Ausgaben für den Klimaschutz. 
Dazu gehören zum Beispiel:
•	8,4 Milliarden Euro für die Befreiung des Luftver-

kehrs von der Energiesteuer,
•	8,2 Milliarden Steuernachlass für Dieselkraftstoff,
•	6,0 Milliarden für die Pendlerpauschale,
•	5,2 Milliarden Steuernachlässe für tierische Lebens-

mittel,
•	2,1 Milliarden für kostenlose Co2-Emissionsrechte 

an Unternehmen,
•	1,9 Milliarden Energiesteuerbefreiung für energie-

intensive Industrien.
Dieses viele Geld müsste in den öffentlichen Verkehr 
und in sonstigen Klimaschutz umgeleitet werden. Auch 
eine wirksame Co2-Steuer könnte direkt zur Finanzie-
rung des ÖPNV beitragen.

Klimagerechtigkeit in der „Energiekrise“

Für die wirklich „systemrelevanten“ Strukturen war ja 
schon immer genug Geld da. Man erinnere sich nur an 
die Bankenrettung 2008/2009, an die Corona-„Wieder-
aufbau“-Pakete, an die jüngste Konjunkturspritze für 
die Rüstungsindustrie und die letzten 200 Milliarden für 
Energiesubventionen. In den letzten drei Jahren wurden 
mehr als 550 Mrd. Euro Schulden gemacht (plus 200), 
zu großen Teilen zugunsten von Großkonzernen und 

natürlich zu Lasten kommender Regierungen und also 
auch zu Lasten der Jüngeren und der kommenden Gene-
rationen. Während die Reichen unverändert eine unsitt-
liche Energieverschwendung betreiben, SUV fahren, in 
200 m²-Lofts und Villen wohnen, um die Welt jetten und 
höhere Energiepreise aus der Portokasse bezahlen, sol-
len die Ärmeren den Gürtel enger schnallen, und auch 
die Öffentlichen sollen teuer bleiben.

Es kann doch aber nicht sein, dass Energiever-
schwendung und Gewinne der Konzerne und der Rei-
chen weiter subventioniert werden und die kleinen 
Leute und die kommenden Generationen die Zeche 
dafür zahlen sollen. Das ist nicht nur ungerecht, es ist 
auch rechtswidrig (siehe der Beschluss des BVG zum 
Klimaschutzgesetz, siehe nächster Abschnitt) und zer-
stört letztlich die Zukunft von Milliarden Menschen. 
Klimaschutz und die massive Subventionierung fossi-
ler Energie sind nicht vereinbar. Es gibt ein völkerrecht-
lich verbrieftes Recht auf den Fortbestand des Lebens 
und auf ein lebenswertes Leben für alle – aber Papier 
ist bekanntlich geduldig.

Die einzig hinreichend regulierungsfähige Macht, 
der Staat, befindet sich offenbar in allen großen west-
lichen Ländern nach wie vor fest in der Hand kapital-
höriger Kräfte, die nicht die Interessen der Bürger und 
der Umwelt, sondern eben vor allem die Interessen 
des Großkapitals und der fossil-mobilen Monopole 
vertreten, woran in Deutschland bisher auch die Regie-
rungsbeteiligung der GRÜNEN nichts ändern konnte. 
Konzerne und großes Geld nehmen einen übermäßi-
gen Einfluss auf die öffentliche Meinung und politische 
Entscheidungsprozesse. Klimaschutz zu realisieren, 
bedeutet auch Schutz und Ausbau der Demokratie 
gegen den illegitimen Zugriff mächtiger Minderheiten. 
Klimaschutz und Demokratie werden im Moment zuse-
hends als Wachstumshemmnisse betrachtet, die in der 
allgemeinen Mobilmachung für den globalen Konkur-
renzkampf stören.

Prof. Latif dazu: „Die Gewinnmaximierung um jeden 
Preis, ob zu Lasten der Umwelt oder des Staates (also 
des Steuerzahlers) ist asozial. Die Übernahme von Ver-
antwortung durch das gerechte Teilen von Vermögen 
und Gewinnen gehört unbedingt zu der nötigen kultu-
rellen Revolution …“ – wobei hierzu wohl eine politi-
sche Revolution nötig sein dürfte.

Die Klimakatastrophe verhindern – nicht nur ein 
Recht, sondern eine Pflicht

Die Letzte Generation verteidigt die Rechte und Ansprü-
che der Jungen und all der kommenden Generationen, 
die gerade auf dem Altar der Gegenwartsinteressen und 
des Profits geopfert werden. Sie schreiben weiter in 
einem Brief an die Bundesregierung im November 2022:
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„Wir sind erschüttert, dass Sie als Verantwortliche 
nicht alles tun, was möglich ist, um uns vor dem Klima-
kollaps zu schützen. Die Landwirtschaft ist weiterhin 
nicht nachhaltig, der Verkehrssektor wird nicht umge-
baut, gutes Essen wird weiterhin weggeworfen, es wird 
neue fossile Infrastruktur gebaut …

Wir sind erschüttert, dass Sie als Verantwortliche in 
diesem Land nicht einmal anstreben, das Notwendige 
zu tun, um diesen Kollaps des Klimas zu verhindern. 
Dass die Ziele, die Sie sich setzen, nicht mit der Reali-
tät vereinbar sind. Handeln wir jetzt nicht entschlos-
sen und tun nicht alles, was in unserer Macht steht, 
werden wir unsere Lebensgrundlagen unwiederbring-
lich vernichten.“

Der Text liegt dem Autor vor: Völlig berechtigte Vor-
würfe angesichts der Warnungen der Wissenschaft 
(siehe: World Scientists’ Warning of a Climate Emer-
gency, 2022 – https://academic.oup.com/bioscience/
article/72/12/1149/6764747?login=false).

Zudem hatte ja auch das höchste deutsche Gericht 
in seinem Beschluss zum Klimaschutzgesetz von 2021 
die Politik zum Handeln aufgefordert, siehe der fol-
gende Auszug aus der Pressemitteilung des Bundes-
verfassungsgerichts:

„III. Grundrechte sind aber dadurch verletzt, dass 
die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 1 Satz 3 KSG 
in Verbindung mit Anlage 2 bis zum Jahr 2030 zuge-
lassenen Emissionsmengen die nach 2030 noch 
verbleibenden Emissionsmöglichkeiten erheblich 
reduzieren und dadurch praktisch jegliche grundrecht-
lich geschützte Freiheit gefährdet ist. Als intertempo-
rale Freiheitssicherung schützen die Grundrechte die 
Beschwerdeführenden hier vor einer umfassenden 
Freiheitsgefährdung durch einseitige Verlagerung der 
durch Art. 20a GG aufgegebenen Treibhausgasminde-
rungslast in die Zukunft. Der Gesetzgeber – (also die 
sich jetzt äußernden Politiker, inkl. Bundespräsident) 
hätte Vorkehrungen zur Gewährleistung eines frei-
heitsschonenden Übergangs in die Klimaneutralität 
treffen müssen, an denen es bislang fehlt.“ (https://
www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/
Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html)

Diese Politik zu Lasten der kommenden Genera-
tionen beruht außerdem auf der völlig spekulativen 
Annahme, dass künftig riesige Mengen Co2 aus der 
Atmosphäre zurückgeholt und die Temperaturen wie-
der gesenkt werden können. Die leichtfertige Inkauf-
nahme des Überschreitens der Temperaturgrenzen, 
die ja gar nicht zeitweilig sein kann, ist unverantwort-
lich und kommt einem Todesurteil gleich. Im Bereich 
von Kipppunkten und einer sich selbst verstärkenden 
Erderhitzung gibt es kein Zurück.

Fragt sich, welches Gericht die Regierungshandeln-
den zur Verantwortung ziehen wird für die andauernde 

Verletzung internationalen und nationalen Rechts und 
für das wahrscheinlich größte Verbrechen der Mensch-
heitsgeschichte. Derzeit werden die Klimaschützer, die 
auf diese Rechtsverletzungen und die drohende Gefahr 
aufmerksam machen, bestraft oder sogar in Vorsor-
gehaft genommen (bei den Nazis hieß das Schutz-
haft) – ja wo leben wir denn?

Bleibt zu hoffen, dass die aktuelle Klage des BUND 
gegen die Bundesregierung Erfolg hat und zum 
Umsteuern zwingt.

UNO-Chef Guterres stellte klar: „Klimaaktivisten 
werden manchmal als gefährliche Radikale dargestellt. 
Aber die wirklich gefährlichen Radikalen sind dieje-
nigen, die die Produktion von fossiler Energie weiter 
erhöhen.“ Und nicht schnellstens stark reduzieren, wie 
es nötig wäre und auch rechtlich vorgeschrieben ist.

Endspiel

Die Akteure einer entfesselten, weltweiten Konkur-
renz wollen auf der vermeintlichen Erfolgsspur bleiben 
und sind unfähig und unwillig zu erkennen, dass ihr 
fossil- mobiler „Way of Life“ weltweit vor allem immer 
mehr Zerstörung produziert und in den entropischen 
Abgrund führt.

Es scheint nicht allzu ernst mit dem Ausstieg aus 
den fossilen Brennstoffen, wenn er vor allem die Kohle 
meint, während der Westen sich neue Erdgasquellen 
erschließt, auch mit extrem klimaschädlichem Fra-
cking? Und was ist von einem westlichen Klimaklub zu 
halten, wenn er seine Mitglieder durch eine Art Co2-
Steuer schützt, nachdem man in den letzten Jahren 
„schmutzige“, emissionsintensive Produktion aus den 
„Metropolen“ ausgelagert hat. Intern werden weiter-
hin kostenlose Co2-Emissionszertifikate ausgegeben, 
bis mindestens 2034, deren Menge sich nur allmählich 
reduzieren soll, so dass der Emissionshandel zahnlos 
bleibt, zumal viel zu viele Zertifikate auf dem Markt 
sind (EU-Emissionshandel verschärft. Kostenlose 
Zuteilung fällt und Co2-Grenzausgleich kommt – pv 
magazine Deutschland.htm).

Das geplante Co2-Grenzausgleichssystem der EU 
dient weniger dem Klimaschutz, sondern ist vielmehr 
klassischer Protektionismus nach außen, der den eige-
nen technologischen Vorsprung nutzt, um die Konkur-
renten zu benachteiligen. Siehe auch der Handelskrieg 
USA–China.

Auch Deutschland ist längst klimapolitisch völlig 
unglaubwürdig, mit seiner Verkehrspolitik, seinen 
Subventionen fossiler Brennstoffe, seiner Laufzeit-
verlängerung für Kohle- und Atomkraftwerke, seiner 
Aufrüstung, der Bremse für die eh viel zu geringe Co2-
Steuer und seinen weltweiten Einkaufstouren von fos-
silen Energien. Die Bundesregierung will das Problem 

https://academic.oup.com/bioscience/article/72/12/1149/6764747?login=false
https://academic.oup.com/bioscience/article/72/12/1149/6764747?login=false
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html
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mit dem beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien 
lösen, doch die können maximal ein Drittel des derzei-
tigen viel zu hohen Energieverbrauchs abdecken. Im 
Ausland, auch in der EU, wurde zu Recht kritisiert, dass 
es bei dem 200-Milliarden-Euro-Subventionspaket kei-
neswegs um eine energetische Notlage geht, sondern 
um Kostensenkungen für die deutsche Wirtschaft, um 
deren Konkurrenzfähigkeit zu erhöhen.

Fossile Konterrevolution in der Klimakrise

Allein 636 Lobbyisten für Öl und Gas nahmen im Novem-
ber vergangenen Jahres an der 27. UNO-Klimakonferenz 
im ägyptischen Scharm el-Scheich teil – mit „Erfolg“. 
Deutschland bahnte erfolgreich Erdgaslieferungen aus 
Afrika an und auch in Katar, dem Gastgeber der nächs-
ten UNO-Klimakonferenz, war man damit erfolgreich. 
Es scheint sich eine Allianz zwischen reichen Öl- und 
Gasförderstaaten und westlichen Industrieländern zu 
etablieren. Das gastgebende, vom Westen unterstützte 
Militärregime tat zudem alles, um substanzielle Ergeb-
nisse zu verhindern. So wurde ein Vorschlag Indiens 
und 80 weiterer Länder zum Ausstieg aus allen fossilen 
Brennstoffen regelrecht sabotiert.

Die Europäische Union, die G7-Staaten und Australien 
versuchen zudem einen Preisdeckel für russisches Öl zu 
erzwingen, neuerdings auch für Ölprodukte wie Kero-
sin und Diesel, und setzen damit auch die OPEC unter 
Druck. Der Westen versucht damit offenbar nicht nur 
Putin in die Knie zu zwingen, sondern gleichzeitig auch 
ein neues Preiskartell zu installieren, um fossile Energie 
noch billiger zu machen. Anstatt eine globale Co2-Steuer 
und eine Verteuerung der fossilen Energie zu befördern, 
um die Emissionen zu senken, geht es um die Erhöhung 
der globalen Konkurrenzfähigkeit durch Verbilligung der 
Energiekosten – Klimaschutz ade!

Es ist eine Rückkehr zu politischen, ökonomischen 
und finanziellen Methoden der End-20er und Anfangs-
30er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Wohin diese 
geführt haben, müsste eigentlich noch in schreckli-
cher Erinnerung sein – doch Aufrüstung und direkte 
und indirekte Kriegsführung und Expansion sind schon 
wieder als Auswege aus der „Krise“ salonfähig.

Der Überkonsum und die globalisierten kapitalisti-
schen Ausbeutungsstrukturen zerstören die Biosphäre 
und die Reproduktionsfähigkeit der Lebensgrundlagen. 
Egal, wer das Endspiel um Macht, Märkte, Rohstoffe 
und Energie gewinnt, wir werden letztlich alle Verlie-
rer sein. Denn die eigentlich relevante Partie um das 
System Erde und das Klima geht gerade krachend 
verloren – ohne Chance auf einen Neustart oder eine 
Wiederholung. Die Klimakatastrophe wird irreversibel 
sein und hat wahrscheinlich jetzt schon das Stadium 
der Selbstverstärkung erreicht.

Zunehmende Beschleunigung des Klimawandels

Die Erderhitzung und der Klimawandel beschleunigen 
sich immer weiter, und die Beschleunigung nimmt zu. 
Die Klimakatastrophe wird bald irreversibel sein. Wir 
befinden uns wohl längst auf dem immer steiler wer-
denden, abschüssigen Weg in eine lebensfeindliche 
Klimahölle, auf dem es nicht mehr vorwärts, sondern 
nur noch abwärts geht und auf dem eine Umkehr bald 
unmöglich sein wird.

“Code Red” – „Alarmstufe Rot“, so beschreibt der 
Weltklimarat IPCC in seinem jüngsten, nunmehr schon 
sechsten Sachstandsbericht die Situation. (https://
de.wikipedia.org/wiki/Sechster_Sachstandsbericht_
des_IPCC)

Hier eine Passage aus der Zusammenfassung für 
politische Entscheidungsträger:

„Falls die globale Erwärmung über 1,5 °C hinaus-
geht, auch vorübergehend in Form eines Overshoots, 
dann werden eine Vielzahl menschlicher wie auch 
natürlicher Systeme zusätzlichen schwerwiegenden 
Risiken ausgesetzt sein. Abhängig davon, wie groß die 
Temperaturüberschreitung ausfällt oder wie lange sie 
andauert, werden manche Klimawandelfolgen eine 
zusätzliche Freisetzung von Treibhausgasen bewir-
ken. Wieder andere Folgen werden unumkehrbar sein, 
selbst gesetzt den Fall, dass die Erwärmung später 
wieder verringert wird.“

Ein „Weiter so“ ist also unverantwortlich und führt in 
die permanente ökologische Katastrophe und zerstört 
die Reproduktionsfähigkeit der Lebensgrundlagen, 
auch bei uns.

Die neuesten Entwicklungen sind erschreckend. So 
gibt es einen erneuten Negativrekord beim Schwund 
des antarktischen Meereises. Das Tempo des Meeres-
spiegelanstiegs hat sich seit 1993 verdoppelt. In Europa 
hat sich zwischen 1991 und 2021 die Oberflächentem-
peratur um 0,5 Grad pro Jahrzehnt erhöht. Jeweils mit 
zunehmender Beschleunigung. Wir haben die atmosphä-
rische Zirkulation über Europa grundlegend verändert, 
wie das absonderliche Jo-Jo-Wetter zeigt, das uns im 
Wechsel arktische Polarluft oder subtropische Warmluft 
beschert und die Niederschläge verschoben hat. Aktuell 
gibt es sogar eine Winterdürre in Frankreich und Italien.

Haben wir also wirklich noch bis 2045 Zeit für null 
Emissionen? Siehe dazu die Gemeinsame Erklärung 
„Die Politik hat den Ernst der Lage nicht verstanden“ 
hier im Heft auf Seite 35.

Eine Politik des Friedens
Eine wirksame, globale Klimapolitik ist nicht mög-

lich, wenn jede Regierung nur den gegenwärtigen Vor-
teil ihres Landes sucht und vor allem der reiche Westen 
seine Gewinnerposition bewahren will.

https://de.wikipedia.org/wiki/Sechster_Sachstandsbericht_des_IPCC
https://de.wikipedia.org/wiki/Sechster_Sachstandsbericht_des_IPCC
https://de.wikipedia.org/wiki/Sechster_Sachstandsbericht_des_IPCC
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Früher oder später prallen die Interessen auch mili-
tärisch aufeinander, wenn man sich nicht beschränken 
und verständigen will, wie wir gerade erleben müssen. 
Es ist höchste Zeit, zu erkennen, dass unendliches 
Wachstum in einer endlichen Welt auf die irreversible 
Zerstörung der Lebensgrundlagen hinausläuft und nur 
Frieden untereinander und Frieden mit der Natur eine 
dauerhaft mögliche Lösung sind.

Wir entscheiden jetzt über Leben und Tod, über die 
Zukunft der vielen Milliarden Menschen, die noch nach 
uns auf der Erde leben wollen.

Eine Politik zur Verhinderung der Klimakatast-
rophe und eines finalen Krieges kann keine Lobby-
politik für Wirtschafts- und Finanzinteressen sein; sie 
muss ständiges Wachstum als Krankheit erkennen 
und benennen; sie braucht den Mut zur unbequemen 
Wahrheit, die Weitsicht, jetzt für Morgen zu handeln; 
sie muss Gerechtigkeit als Voraussetzung jeder 
Lösung begreifen und Weniger als Mehr; sie braucht 
eine starke vernunftgeleitete Führung, neue Insti-
tutionen und Bündnisse; sie muss den Glauben an 
höhere Ziele als Geldvermehrung und Konsum erneu-
ern und die Menschen begeistern und aktivieren für 
die höchsten Ziele: den Kampf für den Fortbestand 
des Lebens, für Frieden und für die Verhinderung der 
Klimakatastrophe. „Der Sinn des Lebens ist, dass 
Leben weitergeht,“ – wenn wir das vergessen, wer-
den wir zu Dienern des Todes und sind nicht mehr 
als Teil eines Krebsgeschwürs, das nicht einmal weiß, 
dass das Ende seines Wirtskörpers auch sein eigenes 
Ende bedeutet.

Um das Feuer der Klimakatstrophe zu löschen, ist 
ein wirklicher Machtwechsel und ein grundlegender 
Um-, Rück- und Neubau der Gesellschaften weltweit 
notwendig. Es geht um den Aufbau von Gesellschaf-
ten, deren zentrales Paradigma nicht Wachstum um 
jeden Preis, sondern der Fortbestand des Lebens und 
der Menschheit ist, wobei die westlichen Industriege-
sellschaften vorangehen müssen. Hier noch einmal die 
Konturen einer sozial-ökologischen Transforma-
tion (zuerst in Tarantel 93, Auszug aus „Die Freiheit 
der Anderen“):
•	Grundlegender Umbau des Steuersystems, ökologi-

sche Steuerreform: Belastung des Energie- und Roh-
stoffverbrauchs, Entlastung der lebendigen Arbeit, 
regenerativer Energien und des öffentlichen Verkehrs, 
Reichensteuer. Preisreform: Verteuerung von Energie 
und Rohstoffen, ein progressiv schnell steigender 
CO₂-Preis von mindestens 60 Euro pro Tonne, nicht 
gedeckelt und subventioniert. Abschaffung des Brut-
tosozialprodukts zugunsten eines Ökosozialprodukts, 
Bilanzierung und Besteuerung der Unternehmen 
nicht nur nach ökonomischen Kennzahlen, sondern 
ebenso nach ökologischen und sozialen Kriterien.

•	Einführung einer möglichst globalen, stetig steigen-
den Transportsteuer zur Eindämmung der Globali-
sierung und des ausufernden Verkehrs.

•	Grundlegender Umbau der Finanzordnung: Geld als 
reines Tauschmittel, Abschaffung des Kapitalzinses 
und der leistungslosen Spekulations- und Aktien-
gewinne, Bankensystem als reine Dienstleistung 
in öffentlicher Hand, Geldmengenbegrenzung und 
friedliche Kapitalvernichtung.

•	Sofortprogramm-Nahziele: sofortiger Kohleaus-
stieg, sofortige Abschaffung und Umlenkung der 
Subventionen für fossile Energien, Einführung einer 
hohen Kerosinsteuer, Ausstieg aus dem motori-
sierten Individualverkehr, Tempolimit, kostenloser 
ÖPNV, 100  Prozent ökologische Landwirtschaft, 
Wiederaufforstung, Wiedervernässung von Mooren, 
Verbot von Einwegflaschen und -verpackungen, 
Verbot von Werbung für umwelt- und gesundheits-
schädliche Produkte, Zerschlagung unkontrollierba-
rer Konzern- und Kartellstrukturen.

Es gilt, die Debatte über eine gesellschaftliche Alter-
native wiederzubeleben, über eine sozial gerechte, 
lebensdienliche Ökonomie, die nicht länger die Natur, 
den Süden und die Zukunft zerstört. Es gilt eine breite 
Öffentlichkeit zu überzeugen, dass eine andere Welt 
nicht nur immer dringender nötig, sondern auch mög-
lich ist und wie diese andere Welt und die Wege dahin 
aussehen könnten.

Die letzte Generation, die die Klimakatastrophe 
noch verhindern kann

Mich erinnert die gegenwärtige Situation sehr an die 
Endzeit der DDR, wo eine nicht lernfähige Machtelite 
die Zeichen der Zeit nicht erkannte und sich festklam-
merte an nicht zukunftsfähigen Strukturen und diese 
mit allen Mitteln verteidigte. Das scheint mir heute 
ganz ähnlich zu sein.

Auch damals waren es vor allem unangepasste junge 
Menschen, die für eine Demokratisierung und Reform 
des Landes aktiv wurden und ihre Angst überwindend, 
Freiräume und Veränderungen erkämpft haben und 
sich die Freiheit nahmen, über ihre Angelegenheiten 
mit zu entscheiden.

Sie legten den Finger in die Wunden und zwangen 
das verkrustete System und jeden Einzelnen, sich zu 
bewegen. Später nannte man sie „Helden der friedli-
chen Revolution“.

Auch heute befinden wir uns in einer Entscheidungs-
situation, bei der es aber um sehr viel mehr geht.

Der jüngst verstorbene Michael Gorbatschow 
sagte seinerzeit sinngemäß: „Wer zu spät kommt, 
den bestraft das Leben.“ Ein Satz, der auch heute 
noch gültig ist und der angesichts von Umwelt- und 
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Klimakrise noch eine ganz andere, neue und bedroh-
liche Dimension bekommen hat.

Wieder sind es vor allem junge Menschen, wie die 
von „Ende Gelände“ und „Letzte Generation“, die mit 
hohem Einsatz notwendige Veränderungen und die Ein-
haltung gesetzlicher Verpflichtungen einfordern. Sie 
haben das Recht auf ihrer Seite, wenn sie mit friedli-
chen Mitteln auf die Rechtsverletzungen der Mächtigen 
aufmerksam machen und gegen die Fortsetzung des 
Klimaverbrechens und die Zerstörung ihrer Zukunft 
protestieren (bloß lasst die Kunst aus dem Spiel!).

Die Letzte Generation soll auch das letzte Wort 
haben, mit Worten die mich sehr berührt haben:

(Es folgen Auszüge aus einem Brief vom 19. 11. 2022 
von AktivistInnen von Letzte Generation, die zu der 
Zeit in Vorsorgehaft in der Justizvollzuganstalt (JVA) 
Stadelheim einsaßen, inzwischen aber nach starkem 
gesellschaftlichem Druck freigelassen wurden.)

„… wenn wir die Chance zum Handeln jetzt verstrei-
chen lassen und in 2–3 Jahren klar ist, dass wir die 
kritische Grenze überschreiten werden und die Erd-
erwärmung nicht mehr auf ein für uns lebensfreund-
liches Maß begrenzen können, dann werden wir nicht 

nur unsere Lebensgrundlage verlieren, sondern auch 
unsere Hoffnung und Menschlichkeit.

Wir sind eingesperrt, aber auch die Freiheit geben wir 
nicht auf. Denn was ist das für eine Freiheit, in der wir 
ungehindert einem zerstörerischen Alltag nachgehen 
können, in einem System, das mit „Freiheit“ Privilegien 
meint und uns rücksichtslosen Egoismus als Selbstver-
wirklichung verkauft? Wenn „Freiheit“ Zerstörung bedeu-
tet und Leid und Tod unzähliger Menschen voraussetzt, 
dann verabschieden wir uns ohne Bedauern von ihr.

Wir geben nichts auf und wir geben nicht auf. Wir 
kämpfen für Vernunft und Liebe, angetrieben von der 
Zuversicht, dass sich die Menschheit noch in diesem 
letzten Moment für das Leben entscheidet. Wir sind 
friedlich und entschlossen, und wir stellen uns gegen 
eine Normalität, die nicht länger sein darf. Wir haben 
uns entschieden: Lieber sind wir Straftäter vor dem 
Gesetz als mitschuldig am größten Verbrechen der 
Menschheit. Und wir bitten euch: Schaut hin und ent-
scheidet auch ihr euch für das Leben.“
Februar 2023
Weitere Informationen: www.earthattack-talligsklima-
blog.jimdofree.com

Vergesellschaften wir das oder kann das weg?  
Diskussionspapier zur Vergesellschaftungen im Energiesektor
Sandra Lust, unter Mitwirkung von Ulrich Schachtschneider und Andreas Nositschka

Das Energieunternehmen Uniper wurde gerade ver-
staatlicht. Innerhalb der Linken intensivieren sich in 
der aktuellen Energiekrise die Forderungen nach einer 
Vergesellschaftung bzw. Rekommunalisierung von 
Energiekonzernen und -netzen. 

Die Energiebranche in Deutschland ist aktuell von 
einer Mischung aus kapitalistischen und nichtkapita-
listischen Verfügungsgewalten und Steuerungskapazi-
täten bestimmt, die in den unterschiedlichen Gliedern 
der Wertschöpfungskette (Energieproduktion, Ener-
gieverteilung und Energiehandel) eine jeweils eigene 
Struktur herausgebildet haben. Darüber hinaus sind 
die bestehende Energieinfrastruktur und der Ener-
giemarkt noch weitgehend auf fossile Energieträger 
zugeschnitten. Bei der Transformation hin zu einer 
hundertprozentig erneuerbaren Energieversorgung 
müssen Teilbereiche dieser Infrastruktur neu- oder 
ausgebaut, andere hingegen stillgelegt werden. Wer-
den diese Rahmenbedingungen nicht berücksichtigt, 
besteht ein erhöhtes Risiko von staatlichen Fehlinves-
titionen und Lock-In-Effekten. 

Vorliegendes Papier versteht sich als Aufschlag, um 
LINKE Forderungen nach einer Vergesellschaftung der 
Energieversorgung unter klimapolitischen Gesichts-
punkten zu konkretisieren.

1. Vergesellschaftungen: Ziele und Optionen

Eine Vergesellschaftung von Energieunternehmen 
würde vor allem die öffentliche Kontrolle über einen 
wichtigen Teil der Daseinsversorge sicherstellen. Dar-
über hinaus sind explizit oder implizit meist einige oder 
alle der folgenden Wünsche und Hoffnungen an die 
Forderung nach einer Vergesellschaftung der Energie-
unternehmen geknüpft: 
•	Eine preisgünstige und sichere Versorgung mit Ener-

gie, zumindest für Privatkunden oder zumindest 
für finanziell schwächer gestellte Haushalte (dazu 
gehört auch die Forderung nach einem Verbot von 
Strom- bzw. Gassperren);

•	 eine Demokratisierung der Entscheidungsprozesse 
des Unternehmens, Möglichkeit der Einflussnahme 
über Unternehmensentscheide, beispielsweise durch 
eine mehrheitliche Besetzung des Verwaltungsrates 
mit Vertretern der Beschäftigten und durch direkt oder 
mittelbar von der Bevölkerung gewählte Mitglieder;

•	Generierung von Gewinnen, die dann der öffentli-
chen Hand zugutekämen;

•	eine Dekarbonisierung der Unternehmen bzw. der 
von dem Unternehmen abhängigen Energieinfra- 
strukturen mit dem Ziel der Klimaneutralität und 

http://www.earthattack-talligsklimablog.jimdofree.com
http://www.earthattack-talligsklimablog.jimdofree.com
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damit eine frühzeitigere und drastischere Reduzie-
rung der Treibhausgasemissionen, als dies durch 
das Handeln privater Unternehmen der Fall wäre.

Wenn auch das vorliegende Papier den Fokus auf 
die klimapolitischen Auswirkungen einer Verge-
sellschaftung verschiedener Teile des Energiesys-
tems legt, so lässt sich Klimapolitik nicht losgelöst 
von der Frage nach der Finanzierbarkeit, einer 
demokratischen Teilhabe und einer bezahlbaren 
und sicheren Energieversorgung betrachten. 

Um die Energieinfrastruktur wieder überwiegend 
in öffentlicher Hand zu bündeln, stehen die folgenden 
Möglichkeiten zu Verfügung:

Auslaufende Konzessionsverträge: Die Lizenzen 
für den Betrieb von Strom- Gas- und Wärmenetzen 
werden je für eine definierte, mehrjährige Laufzeit 
öffentlich ausgeschrieben. Nach Ablauf des Vertrages 
haben Bund, Länder, Städte und Gemeinden jeweils 
die Möglichkeit, die Energieversorgung (wieder) in die 
eigenen Hände zu nehmen.

Enteignung: Das Berliner Volksbegehren „Deutsche 
Wohnen & Co enteignen“, welches die Vergesellschaftung 

der Wohnungsbestände großer Immobilienkonzerne for-
dert, hat den „Vergesellschaftungsartikel“ (Art. 15 GG) 
und den „Enteignungsabsatz“ nach Art. 14 Abs. 3 des 
Grundgesetzes einer breiteren Öffentlichkeit bekannt 
gemacht: Bei übergeordnetem gesellschaftlichen 
Interesse ist die Enteignung privaten Besitzes grund-
gesetzkonform. Über die Höhe einer „angemessenen“ 
Entschädigung streiten sich die Rechtsgelehrten – aller-
dings erscheint eine Entschädigung deutlich unter dem 
Marktwert zumindest möglich. 

Rückkauf: Auf Basis erfolgreicher Volksentscheide 
zur Rekommunalisierung der Energieversorgung (Ber-
lin) bzw. der Energienetze (Hamburg) haben die beiden 
Städte ihre privatisierten Stromnetze zurückgekauft. 
Ein Volksentscheid ist dabei für einen Rückkauf von 
Energieinfrastrukturen nicht zwingend notwendig.

Aufbau neuer Infrastruktur: Statt bestehende 
Unternehmen zu übernehmen, könnte über die öffent-
liche Hand auch direkt in den dringend notwendigen 
Ausbau erneuerbarer Energieerzeugungsanlagen, Spei-
chersysteme, aber auch Fern- und Nahwärmenetze 
investiert werden (siehe Abschnitt zwei).

Wird von einer „Vergesellschaftung der Energie-
versorgung“ gesprochen, meint man gemeinhin eine 
Verstaatlichung, also das direkte Betreiben von Wirt-
schaft durch staatliche Einheiten (Kommune/Region/
Land/Bund). Wie stark diese Unternehmen gesellschaft-
lichen Zielen verpflichtet werden können, hängt neben 
den regulatorischen Rahmenbedingungen und einer 
mehr oder weniger direkten und ständigen Beteiligung 
der Zivilgesellschaft auch und besonders davon ab, ob 
diese Unternehmen profitabel arbeiten müssen.

Energiekonzerne, die sich bereits in öffentlicher 
Hand befinden, zeichnen sich gegenüber der privatwirt-
schaftlichen Konkurrenz weder durch transparentere 
Entscheidungsprozesse noch durch eine klimafreund-
liche Unternehmenspolitik aus. Gewinne der kommu-
nalen und landeseigenen Energieunternehmen werden 
überwiegend mit dem fossilen Kerngeschäft generiert 
und sind oft fester Planungsbestandteil der öffentli-
chen Haushalte.

Auch bei öffentlichen Unternehmen geschieht 
eine Dekarbonisierung also selten freiwillig, son-
dern nur aufgrund massiven außerparlamentari-
schen Drucks und ordnungspolitisch wirksamer 
Gesetzgebung.

Vergesellschaftungen, verstanden als Steue-
rungsformen jenseits der rein kapitalistischen 
Verfügungsmacht über Wirtschaft(steile), können 
jedoch noch weitere Formen einnehmen. Eric Olin 
Wrights „Wege aus dem Kapitalismus“ (Envisioning 
Real Utopias) folgend sind das beispielsweise:

Staatliche Wirtschaftsregulierung: Zivilgesell-
schaft wirkt auf staatliche Macht, die wiederum auf 

Vergesellschaftung von Energiekonzernen. 
Unter „Energiekonzern“ versteht man gemeinhin 
Unternehmen, die die gesamte Wertschöpfungskette 
der Energiebranche abbilden. Das bedeutet, die 
Unternehmen sind sowohl in der Energieerzeugung 
als auch in ihrer Verteilung (beispielsweise in Strom- 
Gas- oder Wärmenetzen) und Vermarktung aktiv. 
Auf Grund der komplexen Unternehmensstruktur 
mit zahlreichen Tochterunternehmen und Beteiligun-
gen sowie den divergierenden und internationalen 
Geschäftsfeldern kann eigentlich nicht mehr von 
„den wichtigsten deutschen Energieunternehmen“ 
gesprochen werden. Geschieht dies trotzdem, wer-
den meist die „fünf großen“ Energiekonzerne EON, 
RWE, Vattenfall GmbH, EnBW und EWE genannt.

Bei einer Vergesellschaftung gilt es zu beachten, 
dass drei der fünf großen deutschen Energiekonzerne 
sich schon heute überwiegend in kommunaler bzw. 
staatlicher Hand befinden: So ist Vattenfall GmbH 
eine hundertprozentige Tochter des schwedischen 
Staatskonzerns Vattenfall; EnBW gehört zu je 47 Pro-
zent dem Land Baden-Württemberg und – über eine 
Holding oder direkt – zu diversen Stadtwerken; EWE 
gehört zu 74 Prozent dem Ems-Weser-Elbe-Versor-
gungs- und  Entsorgungsverband (EW-Verband), in 
dem sich 21 Städte und Landkreise aus dem Ems-
Weser-Elbe-Bereich zusammengeschlossen haben.

Lediglich EON und RWE befinden sich überwie-
gend im Privatbesitz.
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wirtschaftliche Macht (Kapital) wirkt. Beispiele sind 
das EEG, Strom- oder Gaspreisdeckel oder etwa die 
Netzaufsicht;

„Sozialer Kapitalismus“: Zivilgesellschaftliche 
Macht beteiligt sich an wirtschaftlicher Macht und 
schränkt die kapitalistische Macht dadurch ein (z. B. 
Energiegenossenschaften als Produktionsgenossen-
schaften wie Greenpeace Energy);

„Sozialwirtschaft“: Zivilgesellschaftliche Macht 
betreibt unmittelbar Wirtschaft außerhalb von Markt 
und Staat (z. B. Prosumer-Energiegenossenschaften, 
Bioenergiedörfer);

„Verbandsdemokratie“: Zivilgesellschaftliche Macht, 
staatliche Macht und wirtschaftliche Macht treffen sich, 
um Wirtschaftsregulierungen auszuhandeln (z. B. Kohle-
Kommission, „Energie-Räte“).

Alle genannten Formen sind (partielle) Vergesell-
schaftungen, die Kapitalmacht zurückdrängen und 
somit weniger Kapitalismus bedeuten.

Die Energiewirtschaft in Deutschland ist aktuell von 
einer Mischung aus kapitalistischen und nichtkapitalisti-
schen Verfügungsgewalten und Steuerungskapazitäten 
bestimmt, die in den Gliedern ihrer Wertschöpfungs-
kette eine jeweils eigene Struktur ausgebildet haben. 
Große Teile der Energieversorgung befinden sich noch 
oder wieder in öffentlicher Hand. Eine weitergehende 
Vergesellschaftung der Energieversorgung ist in Rich-
tung verschiedener Vergesellschaftungsformen mög-
lich. In Abschnitt drei werden wir der Frage nachgehen, 
welche Arten der Vergesellschaftung in den verschie-
denen Teilbereichen der Energieversorgung zielführend 
sein könnten. Im nächsten Abschnitt soll es jedoch 
zunächst darum gehen, welche Teile der bestehenden 

Energieinfrastruktur bei Erreichen der Klimaneutralität 
überhaupt noch gebraucht werden, welche ausgebaut 
bzw. neugebaut werden müssen – und welche schließ-
lich in den nächsten Jahren stillgelegt werden müssen. 
Wo könnte also eine Vergesellschaftung eine sozial-öko-
logische Energiewende stützen bzw. beschleunigen?

2. Energiebedarf und technische Rahmenbedin-
gungen der Energiewende

In welchen Bereichen sollte die öffentliche Hand in 
den nächsten Jahren investieren, um die Energiewende 
voranzutreiben, und in welchen Bereichen sind Fehl-
investitionen und Lock-In-Effekte zu befürchten? Um 
diese Frage zu beantworten, muss man sich mit den 
gesellschaftlichen und technischen Rahmenbedingun-
gen der Energiewende vertraut machen.

Energie wird vor allem in Form von Strom, Wärme 
und Fortbewegungsenergie (im Verkehrsbereich) 
genutzt. Der Fokus dieses Papiers liegt auf der Strom- 
und Wärmeversorgung. Es gibt allerdings große 
Schnittmengen: So wird zukünftig ein großer Teil der 
Heizenergie zukünftig durch elektrisch betriebene 
Wärmepumpen bereitgestellt werden. Und klimaneu-
trale Fortbewegung wird zu großen Teilen elektrisch 
erfolgen – ob in E-Autos oder elektrisch betriebenen 
Zügen. Umgekehrt könnten Pkw-Batterien auch als 
Stromspeicher und damit zur Stromnetzstabilisierung 
genutzt werden. Diese gegenseitigen Abhängigkeiten 
der drei Sektoren Strom, Wärme und Verkehr werden 
mit dem Begriff Sektorkopplung bezeichnet. Die Sek-
torkopplung und die notwendige Elektrifizierung der 
Wärmeversorgung und des Verkehrssektors führen 
zukünftig zu einem deutlich höheren Strombedarf.

Die Elektrifizierung von Wärme- und Verkehrssektor 
sowie das Abschalten ineffizienter AKWs und Kohle-
kraftwerke führen zu einer drastischen Senkung des 
Primärenergiebedarfs. Bisher verbraucht Deutschland 
jährlich rund 3500 Terawattstunden Energie (eine 
Terawattstunde entspricht einer Milliarde Kilowatt-
stunden).1 Durch die erneuerbare Energieerzeugung, 
Effizienzmaßnahmen (Wärmedämmung) und durch 
eine weitgehende Elektrifizierung des Wärme- und 
Verkehrssektor kann dieser Energieverbrauch auf rund 
1200 bis 1800 Terawattstunden reduziert werden. 
Dies ist also bei weitem der wichtigste Hebel, um den 
Energieverbrauch zu senken.

Durch Konsumreduktion (weniger und kleinere 
Autos, Reduktion des Flugverkehrs, Verringerung der 
Wohnfläche pro Kopf der Bevölkerung) könnte der Ener-
giebedarf weiter reduziert werden. Allerdings müssen 

1	 Dabei ist der internationale Flugverkehr noch nicht berücksich-
tigt!

An einem öffentlichen Unternehmen wie der Steag 
wird deutlich, dass ein Energiekonzern in öffentli-
cher Hand nicht automatisch Vorreiter in Sachen 
Energiewende ist: Steag gehört über eine Holding 
zu hundert Prozent einer Reihe von Stadtwerken. 
Die installierte Leistung der Steag-eigenen Energie-
erzeugungsanlagen beträgt insg. sieben Gigawatt, 
davon befinden sich etwas über fünf Gigawatt im 
Inland: Vier fossile thermische Steag-Großkraft-
werke an Ruhr und Saar sind (noch) in Betrieb sowie 
zwei saarländische Kraftwerke „in Systemrelevanz“; 
weiterhin wird in Leuna ein Raffineriekraftwerk auf 
Erdöl- und Erdgasbasis betrieben. Weniger als zehn 
Prozent der installierten Energieerzeugeranlagen in 
Besitz der Steag sind erneuerbare Energieanlagen. 
Wie viel davon im Inland stehen, darüber gibt weder 
der Geschäfts- noch der Nachhaltigkeitsbericht 
des Unternehmens Auskunft.
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diese Veränderungen im Konsummuster in den nächs-
ten Jahren umgesetzt werden, um bei einer Planung 
des erneuerbaren Energiesystems noch Berücksichti-
gung zu finden!

3. Vergesellschaftungen in der Energiewirtschaft: 
Sozialökologische Perspektiven

Entlang ihrer Wertschöpfungskette kann die Energie-
wirtschaft in die Bereiche Beschaffung (von Primär-
energieträgern wie Kohle, Gas, nuklearem Material), 
Erzeugung (von Strom und Wärme), Transport, Handel 

und Vertrieb unterteilt werden. Bei den erneuerbaren 
Energien entfällt der Schritt der Beschaffung, als neuer 
Aspekt kommt die Energiespeicherung hinzu. In die-
sem Abschnitt werden Schritt für Schritt die verschie-
denen Glieder der Wertschöpfungskette abgegangen 
und überprüft, in welcher Form sie für eine Energie-
wende benötigt werden und wo linke Vergesellschaf-
tungskonzepte ansetzen können.

3.1. Beschaffung 
Erdgas, Kohle und nukleares Material werden in einem 
klimaneutralen Deutschland nicht mehr benötigt. Pro-
pagandisten eines „Weiter so“ setzen deshalb ihre 
Hoffnung auf Importe von Wasserstoff und – auf Was-
serstoff aufbauenden – synthetischen Kraftstoffen. 
Unser Energiehunger wird sich jedoch – zumindest 
mittelfristig – nicht mit solchen Importen stillen lassen:

Wieso müssen der Wärme- und Verkehrssektor 
möglichst vollständig elektrifiziert werden? Bis-
her stand uns Energie vor allem in Form von 
fossiler Biomasse (Kohle, Gas, Erdöl) sowie Nuk-
learenergie zur Verfügung. Erzeugt man aus die-
sen Energieträgern Strom, so hat man sehr hohe 
Effizienzverluste – u. a. durch Abwärme. Deshalb 
war es bisher beispielsweise ökonomisch und öko-
logisch sinnvoller, Gas direkt in einer Gasheizung 
zu verbrennen, statt Gas in einem zentralen Kraft-
werk unter hohen Verlusten in Strom – und die-
sen Strom anschließend in einer Elektroheizung in 
Wärme umzuwandeln.

Zukünftig ist jedoch Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen unser primärer Energieträger. Bei 
einer Umwandlung von Strom in Wasserstoff und 
synthetische Kraftstoffe verliert man ein Drittel 
und mehr der eingesetzten Energie. Bei einer hun-
dertprozentig erneuerbaren Energieversorgung 
wird es also ökonomisch und ökologisch sinnvoller 
sein, die Gas- oder Ölheizung stillzulegen und elek-
trisch zu heizen. Wärmepumpen erzeugen darüber 
hinaus aus einer Einheit Strom unter Nutzung der 
Umgebungswärme zwei bis vier Einheiten Wärme. 
Gegenüber dem Heizen mit Wasserstoff sind Wär-
mepumpen deshalb um den Faktor fünf effizienter.

Eine ähnliche Rechnung gilt für die Fortbewe-
gungsenergie in Pkws, LKWs, Bussen und Zügen. 
Der Individualverkehr verbraucht momentan jähr-
lich rund 400 Terawattstunden überwiegend fossile 
Kraftstoffe. Durch eine Elektrifizierung kann der 
Energiebedarf mehr als halbiert werden. Würde 
man in den Pkw-Verbrennungsmotoren dagegen 
synthetische Kraftstoffe nutzen, so würde sich der 
Energiebedarf in etwa verdoppeln, also auf mindes-
tens 800 Terawattstunden. Das liegt an den hohen 
Wirkungsgradverlusten bei der Herstellung der syn-
thetischen Kraftstoffe aus erneuerbarem Strom und 
der niedrigen Effizienz von Verbrennungsmotoren. 

Energiekonzerne vergesellschaften? Die Ener-
gieerzeugung der großen Energiekonzerne EnBW, 
EON, RWE, Vattenfall GmbH, EWE und Steag ist 
nach wie vor überwiegend fossil. Auf Grund des 
ordnungspolitisch angeordneten Atomkraft- und 
Kohleausstiegs befindet sich dieses Geschäftsmo-
dell allerdings im Sinkflug. Alle genannten Unter-
nehmen außer EON produzieren einen kleinen Teil 
des eigenen Stroms mittlerweile auch aus erneuer-
baren Energien. Das reicht jedoch nicht, um den 
bisherigen Stromkundenstamm weiter versorgen zu 
können, und so kaufen die Energiekonzerne Strom 
in beträchtlichen Mengen zu. Vattenfall GmbH 
beispielsweise produzierte 2021 nur 14,5  TWh 
Strom selbst – 40 TWh Strom wurden zugekauft. 
Das Geschäftsmodell der großen Energiekonzerne 
verschiebt sich somit immer weiter von der Strom-
erzeugung weg – hin zum reinen Stromvertrieb.

EON wiederum hat mit dem Betrieb von Energie-
netzen einen deutlichen Schwerpunkt im Bereich 
Energietransport gesetzt. Darüber hinaus bemü-
hen sich die genannten Unternehmen um weitere 
Diversifizierung. So besitzen einige der genannten 
Konzerne fossile Kraftwerke außerhalb Deutsch-
lands. Dienstleistungen wie die Betriebsführung 
fremder Kraftwerke werden ausgebaut. Auch der 
Vertrieb von Gas und der Betrieb von Fernwärme-
netzen gehört zum Geschäftsmodell der genann-
ten Konzerne.

Somit drängt sich die Frage auf, ob eine 
Vergesellschaftung international agierender 
Energiekonzerne für einen sozialökologische 
Energiewende notwendig ist oder ob es nicht 
zielführender wäre, nur bestimmte Unterneh-
mensteilbereiche zu vergesellschaften.
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Die Klimakrise fordert globales Handeln. Bei der 
Herstellung, Transport und Rückverwandlung von „grü-
nem“ Wasserstoff aus erneuerbarem Strom entstehen 
hohe Umwandlungsverluste. Ökologisch ist es deshalb 
widersinnig, Wasserstoff nach Deutschland zu impor-
tieren, um hier fossile Energieträger zu substituieren, 
während gleichzeitig in den Importländern der Strom 
für den Eigenbedarf noch aus fossilen Energieträgern 
erzeugt wird.

Ob Länder Südamerikas, Afrikas und des Nahen 
Ostens, die Ukraine, Russland oder Kanada – keiner 
dieser „Hoffnungsträger“ verfügt aktuell auch nur in 
Ansätzen über die Möglichkeit, den eigenen Energie-
verbrauch mit Wind- oder Solarenergie zu stillen. Das 
Scheitern des Desertec-Projektes – das Europa einst 
mit Solarstrom aus nordafrikanischen Wüstenregionen 
versorgen sollte – kann als warnendes Beispiel dienen: 
Auch Millionen an Fördergeldern und die Beteiligung 
industrieller Schwergewichte sind keine Gewähr für 
den Erfolg eines Wirtschaftsprojektes. Man muss sich 
also noch nicht einmal am neokolonialistischen Grund-
konzept einer Verlagerung von Flächenverbrauch in 
den globalen Süden stoßen: In absehbarer Zeit wird 
Deutschland keine nennenswerte Menge an Wasser-
stoffimporten zur Verfügung stehen.

Deutschland wird sich darauf einstellen müssen, 
den benötigten Wasserstoff vorwiegend im Inland 
zu erzeugen. Die Hoffnung, dass der Weltmarkt 
auf absehbare Zeit signifikante Mengen an grünem 
Wasserstoff zur Verfügung stellt, ist illusorisch. 

Der Ausbau von LNG-Terminals und Pipelines wie 
Northstream II sind deshalb für eine international 
solidarische, sozialökologische Energieversor-
gung Deutschlands nicht hilfreich. Ebenso wenig 
braucht es einen international agierenden, staat-
lichen Gasgroßhändler.

Die Versorgungssicherheit kommunaler Stadt-
werke ist durch die momentane Gas- und Energiekrise 
gefährdet. Das betrifft alle Stadtwerke – nicht nur die 
rund 200 Stadtwerke, die von Lieferungen von Uniper 
abhängen. Der Weltmarktpreis für Erdgas ist auch 
durch einen staatlichen Großhändler nur bedingt zu 
beeinflussen. Für sehr viele Stadtwerke bildet der Ver-
trieb von Gas das Kerngeschäft. Auch für das Geschäft 
mit Fernwärme und Strome gilt: Die explodierenden 
Preise können schon aus sozialen Gründen nicht 
(vollständig) auf die Kunden abgewälzt werden. Es ist 
deshalb zu erwarten, dass viele Stadtwerke in den 

Marokko ist in Afrika ein „Vorreiter“ in Sachen 
erneuerbarer Energien und wird gern als mögliches 
Exportland für grünen Wasserstoff genannt. 2019 
stammten in Marokko allerdings nur knapp zwan-
zig Prozent des produzierten Stroms aus Sonne, 
Wind oder Wasserkraft – zusammen nicht einmal 
acht Terawattstunden. Dies ist das Ergebnis eines 
über zwanzig Jahre andauernden Bemühens, auch 
mit viel deutscher Wirtschaftshilfe. Eine nennens-
werte Produktion grünen Wasserstoffs gibt es bis-
her nicht.

Mit der Inbetriebnahme zweier neuer Kohle-
kraftwerke wurde Marokko kürzlich Strom-Net-
toexporteur nach Spanien – und ermöglichte 
dort das Abschalten von Kohlekraftwerken: Auf 
Grund der strengeren Umweltvorschriften war der 
Betrieb von Kohlekraftwerken in Spanien unrenta-
bel geworden.

Marokko ist eine autoritäre Monarchie. Viele 
der neuen marokkanischen Solar- und Windparks 
entstehen in der völkerrechtswidrig annektierten 
Westsahara.

Uniper ist ein internationales Energieunterneh-
men mit rund 11 500 Mitarbeitenden in mehr als 
40 Ländern. Es betreibt Wasser-, Kohle- und Gas-
kraftwerke sowie AKWs in verschiedenen europäi-
schen Ländern und Russland. Mit rund 32 Gigawatt 
installierter Kapazität gehört Uniper zu den größ-
ten Stromerzeugern weltweit. Neben der Strom-
erzeugung in Europa und Russland ist der globale 
Handel mit Energie ein weiteres Geschäftsfeld. 
Uniper ist außerdem eines der führenden europäi-
schen Gasunternehmen.

Uniper gehörte bisher (Stand Juli 2022) zu 
78  Prozent dem finnischen Konzern Fortum, an 
dem wiederum der Staat Finnland mit knapp 
51  Prozent beteiligt ist. Uniper steht durch die 
Lieferkürzungen bei preiswertem russischen Erd-
gas stark unter Druck. Um seine langjährigen 
Gaslieferverträge mit deutschen Stadtwerken und 
Industriebetrieben zu bedienen, muss der Konzern 
sich das Gas nun teuer am Spotmarkt einkaufen. 
Eine Weitergabe des massiven Preissprungs an die 
Kunden, wie Finnland das fordert, wollte die Bun-
desregierung verhindern.

Aus klimapolitischer Sicht wurde mit Uniper 
ein fossiles Geschäftsmodell nationalisiert. Selbst 
wenn es gelingt, das Geschäftsfeld auf den Erd-
gashandel in Deutschland zu beschränken und das 
Geschäft mit ausländischen Kohle-, Gaskraftwer-
ken sowie AKWs abzustoßen, hätte man auch hier 
ein hundert Prozent fossiles Staatsunternehmen 
geschaffen, dass bei Einhaltung der ehrgeizigen 
Klimaziele der LINKEN in 13  Jahren abgewickelt 
werden müsste.
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nächsten Monaten/Jahren in eine finanzielle Schief-
lage geraten, die kurzfristig nur durch bundesweite 
Subventionen behoben werden können.

Gleichzeitig müssten die Stadtwerke jetzt massiv 
in eine Dekarbonisierung investieren, um mittel-
fristig eine sichere und klimaneutrale Strom- und 
Wärmeversorgung sicherzustellen. Dafür dürften 
die meisten Stadtwerken dringend auf günstige 
staatliche Kredite bzw. Zuschüsse angewiesen sein.

3.2. Energieerzeugung: Strom
Unter Stromerzeugung fällt Errichtung und der Betrieb 
der großen AKWs und Kohlekraftwerke sowie der Aus-
bau der erneuerbaren Energien u. a. in Form von Solar- 
und Windenergie. 2020 betrug der Stromverbrauch in 
Deutschland rund 570 Terawattstunden, 250 Terawatt-
stunden davon wurden durch Wind- und Solarenergie, 
Biomasse und Wasserkraft erzeugt. Im Allgemeinen 
wird davon ausgegangen, dass in etwa 1200 Terawatt-
stunden erneuerbare Energien in Deutschland erzeugt 
werden können.2 Bei Ausschöpfung aller Effizienzmaß-
nahmen und einer weitgehenden Elektrifizierung des 
Verkehrs- und Wärmesektors wäre es also möglich, 
den inländischen Energiebedarf durch inländische 
Energieerzeugung zu versorgen. Dabei geht es nicht 
um eine Energieautarkie – grenzüberschreitender 
Handel von Energie hilft uns und unseren Nachbarn, 
die Energieversorgung zu stabilisieren. Die Klimaer-
wärmung wird jedoch nur gestoppt, wenn weltweit alle 
Länder klimaneutral werden (siehe Abschnitt 3.1).

Die in Deutschland installierte Menge an Solar- 
und Windkraftanlagen muss also in den nächsten 

2	 Die Installation von erneuerbaren Energieanlagen steht im 
Flächennutzungskonflikt u. a. mit Landwirtschaft, Naturschutz 
und Siedlungen. Deshalb ist diese Zahl keine fixe Größe, son-
dern das Resultat gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse.

Jahren in etwa verfünffacht werden. Vier von fünf 
erneuerbaren Energieerzeugungsanlagen sind 
noch nicht gebaut!

Untenstehende Grafik zeigt die Entwicklung der 
Eigentumsverhältnisse an den installierten Erzeuger-
anlagen erneuerbarer Energien. Bisher wurde die Ener-
giewende hauptsächlich durch das Engagement von 
Privatpersonen, Landwirten und Gewerbe getrieben.

Noch immer sind rund 40 Prozent der Anlagen in der 
Hand von Privatpersonen und Landwirten, allerdings 
sinkt ihr Anteil langsam, aber stetig. Ein wachsender 
Anteil der Anlagen gehört Fonds und Banken, aktuell 
rund ein Viertel. Auch sogenannte „family offices“, pri-
vate Vermögensverwaltungen reicher Familien, inves-
tieren verstärkt in Erzeugungsanlagen für erneuerbare 
Energien. Die großen deutschen Energiekonzerne 
haben sich in den letzten zwei Jahrzehnten schwer 
getan mit dem Zubau von erneuerbaren Energien 
– egal ob sie sich in öffentlicher oder privater Hand 
befanden. Nur langsam steigt ihr Anteil an Erzeugungs-
anlagen erneuerbarer Energien.

Durch eine Vergesellschaftung der großen Ener-
giekonzerne befindet sich zukünftig also mitnich-
ten der überwiegende Anteil der Stromerzeugung 
in öffentlicher Hand – sieht man von einem Portfo-
lio abgeschriebener und stillzulegender AKWs und 
Kohlekraftwerke einmal ab.

Statt die limitierten öffentlichen Gelder in das 
weitgehend fossile Geschäftsmodell der großen 
Energiekonzerne zu investieren, könnten Bund, 
Länder und Kommen auch direkt in erneuerbare 
Energien investieren und somit eine klimaneutrale 
Energieversorgung in staatlicher Hand aufbauen.3 

3	 https://www.solarserver.de/2020/12/21/studie-zeigt-buer-
gerenergie-verliert-marktanteile/

Entwicklung des prozentualen Anteils an der installierten Leistung von erneuerbaren Energien nach Anteilseignern von 2004 bis 2019 
(ohne Pumpspeicher).3

https://www.solarserver.de/2020/12/21/studie-zeigt-buergerenergie-verliert-marktanteile/
https://www.solarserver.de/2020/12/21/studie-zeigt-buergerenergie-verliert-marktanteile/
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Dazu könnten beispielsweise bestehende kommu-
nale Energieversorger und Stadtwerke bzw. landesei-
gene Energieunternehmen beim Ausbau erneuerbarer 
Energien durch günstige Darlehen und/oder Zuschüsse 
unterstützt werden. Es wäre zu prüfen, ob der Bund 
nicht auch direkt in Erzeugungsanlagen für erneuer-
bare Energien investieren könnte. Im Rahmen einer 
bundesweiten Planung könnten so Solar- und Wind-
kraftanlagen beispielsweise gezielt auch in weniger 
„lukrativen“ Regionen entstehen, wodurch der Ausbau-
bedarf an Übertragungsnetzen reduziert würde.

Momentan wird ein Großteil der Komponenten von 
Solar- und Windkraftanlagen in der VR China gefertigt. 
Weltweite Bemühungen um Klimaneutralität werden 
zu einer massiven Nachfragesteigerung führen, resul-
tierende Lieferengpässe werden auf nationaler und 
internationaler Ebene das Erreichen der Klimaziele 
erschweren. Deshalb gilt es, bestehende Fertigungs-
stätten in Deutschland zu erhalten, aber vor allem 
neue Fertigungskapazitäten aufzubauen.

Statt den Aufbau neuer Industrieanlagen über 
günstige Kredite und Zuschüsse zu subventionie-
ren, sollte der Staat auch direkt in die betreffen-
den Solarfirmen und Windkraftanlagenhersteller 
investieren und sich so Firmenanteile sichern.

Für Installation von Windkraft- und Solaranlagen 
braucht es Fläche. Die Kosten für Nutzung für Grund-
stücke gehen in die Gesamtkostenberechnung mit ein. 
In der ersten Boomphase der Erneuerbaren bis 2008 
kostete umgewidmete Ackerfläche ein Vielfaches 
dessen, was mittels landwirtschaftlicher Nutzung zu 
erwirtschaften gewesen wäre: Die Kosten für Solar-
anlagen waren schneller und stärker gefallen als die 
EEG-Vergütung. Grundstückseigentümer erhöhten die 
Kosten für Land so weit wie es möglich war und sicher-
ten sich so einen Teil der zusätzlichen Gewinne.

Bisher wird zu wenig diskutiert, zu welchen Kon-
ditionen und Bedingungen in einer hundertprozentig 
erneuerbaren Energiewirtschaft das Land verpachtet 
wird. Wie diese Flächen vergütet werden, sollte nicht 
dem Markt überlassen, sondern politisch eingehegt 
werden. Denn hohe Pachtgebühren erhöhen die Ener-
giekosten. Eine Möglichkeit wäre z. B. die Begrenzung 
der Pachtgebühren für 50 Jahre auf die für vergleich-
bare landwirtschaftliche Nutzung.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären:
•	Direktinvestitionen von staatlichen Körperschaften 

(Kommune, Land, Bund) in Erzeugungsanlagen erneu-
erbarer Energie an weniger lukrativen und lukrativen 
Standorten (als interne Quersubventionierung);

•	Direktinvestitionen in Fertigungskapazitäten von 
Solarfirmen und Windkraftanlagenherstellern;

•	 verbesserte Regulierungen, z.  B. Ausschreibungs-
mengen, finanzielle Beteiligung von Kommunen 

und/oder AnwohnerInnen an Erneuerbare-Energien- 
Anlagen;

•	Begrenzung der Pachtgebühren, kommunale Flä-
chenpolitiken (vorrangiges Ausweisen kommunaler 
statt privater Flächen, Gewinnbeteiligungen bei Flä-
chenverkäufen).

3.3. Energieerzeugung: Gebäudewärme
In Deutschland gibt es rund 16 Millionen Ein- und 
Zweifamilienhäuser, die meisten werden noch mit Gas 
oder Öl beheizt. Diese müssen in den nächsten Jahren 
größtenteils mit Wärmepumpen ausgestattet werden. 
Andere Co2-neutrale Verfahren zur Wärmeerzeugung 
(Holz und andere nachwachsende Rohstoffe) sind 
allenfalls randständig einsetzbar.

Für die Einhaltung der Pariser Klimaziele müs-
sen in den nächsten Jahren also pro Jahr rund eine 
Million Wärmepumpen installiert werden. Soll die 
Umstellung auf Wärmepumpen in den nächsten 
20 Jahren flächendeckend vollzogen werden, ist 
ein Anstieg der Heizungssanierungsrate von jetzt 
etwa 1 % jährlich auf 5 % notwendig.

Ob diese Aufgabe innerhalb der nötigen Zeit durch 
den freien Markt bewältigt werden kann, darüber gibt 
es große Zweifel auch bei den betroffenen Wärme-
pumpenproduzenten und Installationsfirmen. Neben 
Marktanreizen und Zuschüssen bestände hier die Mög-
lichkeit und ggf. auch die Notwendigkeit von Direktin-
vestitionen der öffentlichen Hand in die Fertigung von 
Wärmepumpen.

Ab 2024 muss bei jeder Heizungserneuerung min-
destens 65 Prozent erneuerbare Energie eingesetzt 
werden. Geplant sind zudem verpflichtende Fahrpläne 
für die energetische Gebäudesanierung. Es gibt bereits 
eine staatliche Förderung mit Zuschüssen von 25 bis 
40 Prozent. Trotzdem zögern viele HausbesitzerInnen, 
Investitionen im fünfstelligen Bereich in eine recht neue 

Wärmepumpen nutzen Umgebungswärme (Luft, 
Boden, Wasser), die mit Hilfe erneuerbar produ-
zierten Stroms auf ein nutzbares Temperatur-
niveau gebracht wird. Mit einem Kilowatt Strom 
können so zwischen zwei und fünf Kilowattstunden 
Wärme erzeugt werden. Da Wärme vorwiegend im 
Winterhalbjahr benötigt wird, Solarenergie jedoch 
vorwiegend im Sommer zur Verfügung steht, kön-
nen Wärmepumpen nur zu einem geringen Anteil 
(5–30 %) über gebäudeeigene Photovoltaik-Anlagen 
direkt versorgt werden und werden den Strombezug 
aus dem Netz deutlich erhöhen. Die zurzeit massen-
weise eingebauten kleinen Stromspeicher können 
diese Aufgabe saisonaler Speicherung nicht erfüllen.
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und unbekannte Technologie zu tätigen. Zudem steigen 
aktuell die Investitionskosten stark an – aufgrund der 
gestiegenen Nachfrage, ausgelöst durch Zeitdruck (Gas-
preisexplosion) und Lieferengpässe und dadurch mögli-
che Extraprofite von Installationsfirmen und Herstellern.

Eine Abhilfe könnten hier Leasingkonzepte und/
oder Wärme-Contracting bieten, bei denen Unterneh-
men in öffentlicher Hand, beispielsweise kommunale 
Stadtwerke, den Einbau und Betrieb von Wärmepum-
pen in Privathäusern anbieten. Durch eine staatliche 
Subventionierung ließe sich ein Wärme-Contracting 
auch in sozialen Tarifen staffeln.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären:
•	Leasingangebote für den Einbau und Betrieb von 

Wärmepumpen in Privathäusern durch Unterneh-
men in öffentlicher Hand;

•	Wärme-Contracting mit sozial gestaffelten Tarifen;
•	Direktinvestitionen der öffentlichen Hand in die Fer-

tigung von Wärmepumpen.

3.4. Energietransport: Strom
Der Transport von Strom geschieht in überregionalen 
Übertragungsnetzen und diversen regionalen Vertei-
lernetzen.

Stromübertragungsnetze: Das Energiewirt-
schaftsgesetz verpflichtet Übertragungsnetzbetreiber, 
die Sicherheit der Stromversorgung zu gewährleis-
ten. Sie müssen einen störungsfreien überregionalen 
Stromaustausch organisieren und zugleich dafür sor-
gen, dass Erzeugung und Verbrauch des Stroms sich 
jederzeit im Gleichgewicht befinden. Reguliert werden 
die Unternehmen von der Bundesnetzagentur. Grund-
lage dafür ist u. a. der Netzentwicklungsplan als das 
zentrale Planungsinstrument, mit dem der Netzent-
wicklungsbedarf für die nächsten zehn bis zwanzig 
Jahre festgestellt und überprüft werden kann. Die 
Übertragungsnetzbetreiber bekommen für ihre Inves-
titionen eine staatlich garantierte Rendite und haben 
damit ein starkes Interesse, ihre jeweiligen Übertra-
gungsnetze größer zu dimensionieren als notwendig.

Andererseits erfolgt der bewilligte Netzausbau mit 
jahrelanger Verzögerung, da für Terminüberschrei-
tungen keine Vertragsstrafen festgesetzt sind. Über 
das Ausmaß des für die Energiewende notwendigen 

Übertragungsnetzausbaus kann man streiten. Fakt ist, 
dass der Netzausbau hinter der bewilligten Planung und 
dem Ausbau erneuerbarer Energien hinterherhinkt und 
dass dadurch schon heute beträchtliche Kosten ent-
stehen: Probleme in der Netzsteuerung, beispielsweise 
aufgrund zeitweilig auftretende regionale Engpässe 
beim Stromfluss oder drohender Netzüberlastungen 
führen zu Kosten für Systemdienstleistungen im Milliar-
denbereich, die auf die Verbraucher umgelegt werden.

In Deutschland teilen sich derzeit vier Unternehmen 
das bundesweite Übertragungsnetz für Strom:
•	 TenneT ist eine 100-prozentige Tochter der vollständig 

staatseigenen niederländischen Tennet Holding BV;
•	50-Hertz gehört zu 80 Prozent dem Konzern Elia, 

der sich wiederum zu fast 45 Prozent im Eigentum 
einer Gesellschaft belgischer Kommunen befindet. 
20 Prozent von 50-Hertz werden von der staatseige-
nen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gehalten;

•	TransnetBW ist eine 100-prozentige Tochter von 
EnBW. EnBW wiederum gehört zu je 47 Prozent dem 
Land Baden-Württemberg und dem Zweckverband 
Oberschwäbische Elektrizitätswerke.

•	Amprion befindet sich zu 25,1 Prozent im Eigentum 
von RWE. Die restlichen Anteile werden von einem 
Infrastrukturfonds der Commerzbank gehalten.

Drei der vier Übertragungsnetzbetreiber befinden 
sich somit vollständig oder überwiegend in öffent-
licher Hand. Der Begriff „Vergesellschaftung“ ist 
somit im Zusammenhang mit den Übertragungs-
netzen missverständlich. Vielmehr geht es hier 
über eine reine Vergesellschaftung hinaus um 
eine Zusammenfassung der vier regionalen Über-
tragungsnetze in einem bundesweiten, staatlichen 
Unternehmen.

Damit wäre Deutschland kein Sonderfall: Von 
35  Übertragungsnetzbetreibern aus 28 Ländern in 
Europa befanden sich 2018 fast drei Viertel im vollstän-
digen oder mehrheitlichen Eigentum des Staates. Und 
in den 36 Mitgliedsländern im Verband europäischer 
Übertragungsnetzbetreiber sind die Netze nur in drei 
Ländern nicht unter einem Dach, darunter Deutschland.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären:
•	Um die Energiewende nicht den Partikularinteres-

sen gewinnorientierter Unternehmen zu überlassen, 
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sollten die Übertragungsnetze in Bundeseigentum 
überführt werden.

Stromverteilnetze: In den letzten Jahrzehnten haben 
viele Kommunen und Stadtwerke ihre Stromverteiler-
netze an private Unternehmen verkauft. Oft halten 
Kommunen auch nur einen Anteil von 25,1 % am ört-
lichen Verteilernetz, welcher ihnen immerhin eine 
Sperrminorität sichert. Mittlerweile gibt es vielerorts 
Versuche, Stromverteilernetze zu rekommunalisieren. 
So haben Berlin und Hamburg ihre Stromnetze zurück-
gekauft, nachdem in beiden Städten Volksentscheide 
zur Rekommunalisierung der Energieversorgung (Ber-
lin) bzw. der Energienetze (Hamburg) stattfanden. Der 
wesentliche Vorteil von Verteilernetzen in öffentlicher 
Hand sind die Gewinne der Kommunen – im Rahmen 
der durch die Netzagentur erlaubten Höhe, die z. B. 
zur Quersubventionierung anderer öko-sozialer Ener-
giedienstleistungen eingesetzt werden könnten. Der 
Spielraum bei der Gestaltung der lokalen Energie-
wende ist hingegen gering, da die Rahmenbedingun-
gen – beispielsweise die Anschlussbedingungen für 
EE-Anlagen – weitgehend von der Bundesnetzagentur 
festgelegt werden.

Strittig innerhalb der Linken ist, inwieweit Genos-
senschaften am Betrieb von Verteilnetzen beteiligt 
sein sollen.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären: 
•	Rückkauf der Verteilernetze, Rückkauf (von Antei-

len) kommunaler Energieunternehmen und stärkere 
Beteiligung der BürgerInnen und der kommunalen 
Parlamente an der Festlegung der grundlegenden 
Linien der Geschäftspolitik.

3.5. Energietransport: Wärme und Gas
Wärmenetze: In hochverdichteten städtischen Wohn-
gebieten ist die Nutzung von Umweltwärme für den 
Betrieb dezentraler Wärmepumpen technisch oft 
schwierig. Klimaneutrale Wärme wird dort zukünftig 
überwiegend durch Nah- und Fernwärmenetze zur 
Verfügung gestellt werden müssen (siehe Abschnitte 2 
und 3.3). Gleichzeitig lassen sich dort Nah- und Fern-
wärmenetze wirtschaftlich betreiben.

Die bestehenden Wärmenetze sind bereits weitge-
hend in der Hand kommunaler Stadtwerke. Hamburg 
hat vor kurzem sein Wärmenetz rekommunalisiert, in 
Berlin steht eine Rekommunalsierung möglicherweise 
bevor.

Die Dekarbonisierung und der nötige Ausbau 
und Neubau von Wärmenetzen ist eine Aufgabe, 
die in ihrer Dringlichkeit und Größe bisher nur 
unzulänglich von der Öffentlichkeit und politischen 
Entscheidungsträgern wahrgenommen wird.

Gasnetze: Der Einsatz von klimaneutralem Was-
serstoff oder synthetischem Methan zu Heizzwecken 

schließen Fachleute mittlerweile weitgehend aus 
(siehe Abschnitte 2 und 3.1). Mit dem Ausbau der Wär-
menetze und Einbau von Wärmepumpen wird schon in 
den nächsten Jahren der Gasumsatz deutlich sinken. 
Der Gasnetzbetreiber darf zwar seine Kosten auf die 
Kunden umlegen, allerdings müssen diese Netzkosten 
dann von immer weniger Kunden getragen werden.

Bei steigenden Preisen wird für SelbstnutzerInnen 
von Immobilien der Umstieg auf ökologische Alternati-
ven noch attraktiver. Somit droht eine Spirale steigender 
Kosten und weiterer Abwanderung von Kunden. Für Ver-
mieterInnen hingegen lohnt sich die Investition in einen 
Fernwärmeanschluss oder eine Wärmepumpe nicht, 
solange die Heizkosten von den MieterInnen getragen 
werden. Zu erwarten ist deshalb, dass vor allem Miete-
rInnen zu den RestkundInnen gehören werden.

Unter diesen Umständen kann eine Übernahme von 
Gasverteilernetzen in öffentliche Hand nötig werden, 
um die Versorgung aufrechtzuerhalten. Viel Geld sollte 
bei dieser Transaktion nicht fließen, da bei Einhaltung 
der Klimaziele sich kein Kaufpreis mehr über laufende 
Einnahmen refinanzieren lässt.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären:
•	Festlegung eines Zieldatums für den Erdgasaus-

stieg;
•	Wärmekataster zur Erfassung von Wärmebedarf und 

Wärmequellen;
•	Vergesellschaftung und Dekarbonisierung der vor-

handenen Wärmenetze;
•	Bau neuer, klimaneutraler Wärmenetze in öffentli-

cher Hand;
•	ordnungspolitische Orchestrierung der (Teil)-Stillle-

gung der Gasverteilernetze bei parallelem Ausbau 
der Wärmenetze.

Aktuell wird Fernwärme hauptsächlich aus 
Abwärme von Gas- und Kohle-Heizkraftwerken sowie 
Müllverbrennungsanlagen erzeugt. Für eine klima-
neutrale Fernwärmeversorgung muss  –  abhängig 
von den regionalen Bedingungen – eine Vielzahl von 
Wärmequellen erschlossen werden, etwa Abwärme 
aus Industrie und Rechenzentren, Abwasser und 
Flüssen für zentrale Wärmepumpen. Überschüssi-
ger erneuerbarer Strom kann in Wärme verwandelt 
(Power to Heat) und zwischengespeichert werden. 
Auch zentrale Solarthermiefelder können über 
Wärmespeicher zur Fernwärmeversorgung beitra-
gen. Für einige Wochen im Jahr, wenn wenig Sonne 
scheint und Wind weht – den Zeiten sogenannter 
Dunkelflauten – werden Spitzenlastkraftwerke 
auf Basis von synthetischen Gasen (Wasserstoff, 
Methan) Mangellagen ausgleichen.
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3.6. Stromhandel
Der zukünftig dominante Primärenergieträger ist 
Strom. Stromversorger, die in der Regel nur einen Teil 
ihres Stroms selbst erzeugen, schließen zum einen 
langfristige Verträge mit anderen Stromerzeugern ab. 
Zum anderen besorgen sie die restlichen Strommen-
gen an der Strombörse. Dies gilt grundsätzlich für alle 
Stromversorger, ob nun für die Energiegenossenschaft 
Greenpeace Energy, ein Stadtwerk oder den Energie-
konzern Vattenfall GmbH.

An der Börse wird der Strompreis nach dem soge-
nannten Merit-Order-Prinzip bestimmt. Dabei bestimmt 
das Kraftwerk mit den jeweils höchsten Betriebskosten, 
das noch zum Einsatz kommt, den Strompreis für alle 
übrigen Stromerzeugungsanlagen. In der Regel sind das 
Gaskraftwerke, so dass die aktuelle Gasversorgungs-
krise auch die Strompreise in die Höhe treibt.

Eine vertiefte Analyse würde den Umfang dieses 
Papiers sprengen. Eine Reform der Strombörse ist 
dringend notwendig. Dabei ist jedoch zumindest auf 
folgende Rahmenbedingungen zu achten:
•	Ein alternatives Handelssystem müsste „Überge-

winne“ verhindern bzw. abschöpfen, aber ebenfalls 
in der Lage sein, zu jeder Zeit im Viertelstunden-
takt die unterschiedlichen Stromproduzenten mit 
ihren unterschiedlichen Stromerzeugungsanlagen 
– mit wiederum unterschiedlichen Gestehungs- und 
Betriebskosten – an der Strombörse mit der Vielzahl 
der Stromkäufer zusammenzubringen – und dies bei 
stark fluktuierender Stromerzeugung und ebenfalls 
stark fluktuierendem Stromverbrauch.

•	Die Liberalisierung des Strommarktes ist über EU-
Recht und Verordnungen festgelegt. Strom wird 
europaweit gehandelt. Das macht nationale Allein-
gänge schwierig, wenn nicht unmöglich. Beispiels-
weise hat eine staatliche Subventionierung fossiler 
Energieträger in Spanien dazu geführt, dass der 
nunmehr preisgünstigere Strom in großen Mengen 
nach Frankreich exportiert wurde.

In der aktuellen Gas- und Stromkrise sieht sich aller-
dings selbst die EU-Kommission dazu genötigt, den 
Markt zu bändigen, und schlägt einen befristeten 
Preisdeckel an der Strombörse von 18  ct/kWh vor 
sowie einen ebenfalls befristeten „Solidaritätsbeitrag“ 
auf Überschussgewinne aus Tätigkeiten im Erdöl-, Erd-
gas-, Kohle- und Raffineriebereich, die um mehr als 
20 % über den durchschnittlichen Gewinnen der voran-
gegangenen drei Jahre liegen.

Nicht nur in der aktuellen Energiekrise zeigt sich das 
Versagen des freien Marktes, eine sichere und preis-
günstige Energieversorgung zu garantieren. Für eine 
zukünftige, hundertprozentig erneuerbare Energiever-
sorgung stellt die stark volatile Preisbildung am Strom-
markt ein Investitionshemmnis dar: Die Erzeugung 

von Solar- und Windenergie ist starken täglichen und 
jahreszeitlichen Schwankungen unterworfen. Deshalb 
bedarf es Energiespeichersysteme. Diese wandeln in 
Zeiten eines Überangebots den erneuerbaren Strom 
beispielsweise in chemische Energie (Batteriespei-
cher, Wasserstoff) oder Wärme (Wärmespeicher) um. 
So kann auch in Zeiten mit wenig Sonneneinstrah-
lung und Wind jederzeit genügend Wärme und Strom 
bereitgestellt werden. Für eine Zwischenzeit müssen 
hochflexible Gaskraftwerke die Strom- und Wärmelü-
cken schließen, die trägen AKWs und Kohlekraftwerke 
eignen sich dafür nicht.

Momentan stehen diese Speichersysteme und Spit-
zenlastkraftwerke jedoch noch kaum zur Verfügung, 
eine Investition in diese Technologien ist mit einem zu 
hohen finanziellen Risiko verbunden. Deshalb drängen 
auch private Energieunternehmen verstärkt darauf, 
das Strommarktdesign zu reformieren.

Jetzt wäre also eine besonders gute Gelegen-
heit, LINKE Gegenmodelle zum liberalisierten 
Strommarkt zu entwickeln, die eine klimaneutrale 
und soziale Energieversorgung sicherstellen.

3.7. Energievermarktung
Das deutsche Strommarktdesign ist momentan so 
ausgerichtet, dass Strom an jedem Ort ins deutsche 
Stromnetz eingespeist und an einer beliebigen ande-
ren Stelle des Stromnetzes an Kunden verkauft wer-
den kann. So bieten die Stadtwerke München GmbH 
(SWM) ihren Strom bundesweit an. In einem libera-
lisierten Strommarkt mit einer Vielfalt von privaten 
Stromanbietern und mit dem bereits bestehenden 
Angebot durch Stadtwerke und Stromunternehmen in 
öffentlicher Hand, die jeweils bundesweit agieren kön-
nen, ist es nicht verständlich, warum eine Vergesell-
schaftung von Energiekonzernen wie RWE und EON für 
eine soziale Ausgestaltung der Stromwende notwendig 
oder hilfreich sein könnte. Auch sind die Stromtarife 
der überwiegend im kommunalen und Landesbesitz 
befindlichen Energiekonzerne bisher nicht signifikant 
niedriger als die Tarife der privaten „Mitbewerber“.

Über ordnungspolitische Maßnahmen ließe sich 
eine zuverlässige Versorgung auch einkommens-
schwacher Haushalte deutlich einfacher und kosten-
günstiger erreichen als über den teuren Umweg einer 
Vergesellschaftung ganzer Energieunternehmen mit 
ihrem breiten Tätigkeitenportfolio. Gleichzeitig würden 
so die StromkundInnen aller Stromanbieter profitieren.

Neu vergesellschaftende Maßnahmen wären z. B.:
•	sozial-ökologische Regulierung der Energiepreis-

struktur für Endkunden: Günstige oder kostenlose 
Basisverbräuche pro Person bei erhöhten Preisen 
für den darüber hinausgehenden Verbrauch.
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4. Fazit

Mit dem Giftmüll aus der Nuklearindustrie sowie den 
Umweltproblemen stillgelegter Kohlereviere werden sich 
die bundesdeutsche Gesellschaft sowie nachfolgende 
Gesellschaften noch Jahrhunderte bzw. Jahrtausende 
beschäftigen. Dieses Problem lässt sich nur durch eine 
baldige Stilllegung nuklearer und fossiler Kraftwerke ver-
ringern, diese Stilllegung ist bereits beschlossen.

Die großen Energiekonzerne haben die erneuerbaren 
Energien nicht in dem Maße ausgebaut, wie sie gezwun-
gen waren, ihre nuklearen und fossilen Erzeugeranlagen 
stillzulegen. Vielmehr kaufen sie in immer größerem 
Ausmaß Strom zu. Dies gilt auch für die großen Ener-
giekonzerne in öffentlicher Hand wie ENBW, EWE oder 
Steag. Die bisherige Unternehmenskultur lässt also 
nicht erwarten, dass nach einer Vergesellschaftung mit 
dem vorhandenen Personal plötzlich eine Ausbauoffen-
sive in erneuerbare Energien gestartet werden kann.

Eine sozial-ökologische Energiewende bedarf 
einer strategischen, langfristigen und aktiven Wirt-
schaftspolitik. Eine Vergesellschaftung international 
agierender Energiekonzerne mit ihren überwiegend 
fossilen Infrastrukturen und divergierenden Geschäfts-
modellen ist für eine sozial-ökologische Energiewende 
jedoch nicht zielführend. Stattdessen sollten Ver-
gesellschaftungen auf zukunftsfähige, für eine klima-
neutrale Energieversorgung notwendige Sektoren der 
Energiewirtschaft beschränkt werden. Hier sind vor 

allem die direkte Investition in den Ausbau der erneu-
erbaren Stromerzeugung, in Fertigungskapazitäten für 
Solar- und Windkraftanlagen sowie Wärmepumpen, 
Wärme-Contracting für Ein- und Zweifamilienhäuser, 
die Nationalisierung der Stromübertragungsnetze, die 
Rekommunalisierung von Stromverteilernetzen und 
die Vergesellschaftung, der Aus- und Neubau sowie 
die Dekarbonisierung von Nah- und Fernwärmenet-
zen zu nennen. Investitionen in den öffentlichen Nah- 
und Fernverkehr sowie in eine (mietkostenneutrale) 
Gebäudedämmung, vor allem auch der Bestände der 
öffentlichen Wohnungsunternehmen, unterstützen die 
Energiewende durch eine Minderung des absoluten 
Energieverbrauchs.

Diese staatlichen Investitionen müssen durch ord-
nungspolitische Maßnahmen flankiert werden, wie 
etwa ein verbindliches Enddatum für die Nutzung von 
Erdgas, eine Neustrukturierung des Strommarktes und 
Regelungen zur Verhinderung von Landgrabbing.

Für eine „echte“ Vergesellschaftung bedarf es 
mehr als einer eigentumsrechtlichen Vergesellschaf-
tung. Auch öffentliche Energiekonzerne und Über-
tragungsnetzbetreiber verschlafen die Energiewende. 
Die sozial-ökologische Energiewende dürfen wir 
weder dem „Markt“ noch öffentlichen Energie-
versorgungsunternehmen überlassen. Der not-
wendige Umbau der Energieinfrastruktur und des 
Energiemarktes bedarf einer stetigen, sachkundi-
gen, demokratischen Kontrolle.

Energiekonzerne: Vergesellschaften wir die oder können die weg? 
Stellungnahme zur Vergesellschaftung im Energiesektor  
auf der Mitgliederversammlung  am 12. November 2022
BAG Klimagerechtigkeit

Das Energieunternehmen Uniper wurde gerade ver-
staatlicht. Innerhalb der LINKEN intensivieren sich in 
der aktuellen Energiekrise die Forderungen nach einer 
Vergesellschaftung bzw. Rekommunalisierung wei-
terer Energiekonzerne. Eine Stellungnahme der BAG 
Klimagerechtigkeit zur innerparteilichen Vergesell-
schaftungsdebatte.

Die Energiebranche in Deutschland ist aktuell in 
den unterschiedlichen Gliedern ihrer Wertschöp-
fungskette (Energieerzeugung, Energieverteilung und 
Energiehandel) von einer Mischung aus kapitalisti-
schen und nichtkapitalistischen Organisations- und 
Entscheidungsstrukturen bestimmt. Darüber hinaus 
sind die bestehende Energieinfrastruktur und der 
Energiemarkt noch weitgehend auf fossile Energieträ-
ger zugeschnitten. Bei der Transformation hin zu einer 
hundertprozentig erneuerbaren Energieversorgung 

müssen Teilbereiche dieser Infrastruktur neu- oder 
ausgebaut, andere hingegen stillgelegt werden. Wer-
den diese Rahmenbedingungen nicht berücksichtigt, 
besteht ein erhöhtes Risiko von staatlichen Fehlinves-
titionen und Lock-In-Effekten. Fokus einer linken Poli-
tik sollte deshalb nicht die Vergesellschaftung großer 
Energiekonzerne sein, sondern die Vergesellschaftung 
von Bereichen der Energiewirtschaft, die für eine kli-
maneutrale Energieversorgung notwendig sind.

Die großen Energiekonzerne haben die erneuer-
baren Energien nicht in dem Maße ausgebaut, wie 
sie gezwungen waren, ihre nuklearen und fossilen 
Erzeugeranlagen stillzulegen. Vielmehr kaufen sie in 
immer größerem Ausmaß Strom zu. Dies gilt auch für 
die großen Energiekonzerne in öffentlicher Hand, wie 
ENBW, EWE oder STEAG. Es ist nicht zu erwarten, dass 
nach einer Vergesellschaftung in den vorhandenen 
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Dieser kurze Beitrag soll nur ein paar erste Andeutun-
gen zum Thema geben. Es soll später in einer ausführ-
lichen Broschüre der Ökologischen Plattform in allen 
Aspekten eingehend behandelt werden.

Im EU-Parlament ist im Juli 2022 die endgültige 
Entscheidung gefallen, dass Erdgas und Kernkraft im 
Rahmen der EU-Taxonomie als nachhaltig eingeordnet 
werden (SZ 2022). Viele Menschen und Organisationen, 
zum Beispiel die Gruppe .ausgestrahlt (.ausgestrahlt 
2022), sind von dieser Entscheidung sehr unangenehm 
überrascht. 

Um den komplizierten Sachverhalt zu verstehen 
und gezielt kritisieren zu können, soll er hier aus der 
Distanz betrachtet und dabei auch der Blick in die Ver-
gangenheit gerichtet werden.

Zunächst: Was verbirgt sich eigentlich hinter dem 
sperrigen Begriff der „EU-Taxonomie“? Was ist am 
6.  Juli 2022 im Europäischen Parlament beschlossen 
worden?

In den grundlegenden Bestimmungen zur EU-Taxono-
mie steht, dass die EU-Staaten von nun an dazu ver-
pflichtet sind, die dort genannten Technologien und 
Energieformen als nachhaltig besonders zu fördern. Wie 
es ausführlich in einer Pressemitteilung der EU-Kommis-
sion vom Juni 2020 heißt: „Die Verordnung enthält die 
Kriterien zur Bestimmung, ob eine Wirtschaftstätigkeit 
als ökologisch nachhaltig einzustufen ist (Taxonomie), 

um damit den Grad der ökologischen Nachhaltigkeit 
einer Investition ermitteln zu können. Sie ist ein zent-
raler Rechtsakt, der durch Förderung privater Investi-
tionen in grüne und nachhaltige Projekte einen Beitrag 
zum Europäischen Grünen Deal leisten soll.“ (EU-Kom-
mission 2020) Mit anderen Worten: Andere als die in 
der EU-Taxonomie bevorzugten energetischen Konzepte 
sind im Einflussbereich der EU überhaupt nicht mehr 
finanzierbar. Denn keine Bank und kein Unternehmen 
wird sich dem Vorwurf ausgesetzt fühlen wollen, nicht 
ökologisch nachhaltig zu wirtschaften. Dies könnte für 
das Unternehmen tiefgreifende Folgen haben.

Da es für Windenergie und Sonnenenergie gar 
keine Konzepte gibt, eine energieintensive Produk-
tion anzutreiben (Wasserstoff aus Elektrolyse ist mit 
diesen Energieformen nicht wirtschaftlich und damit 
auch nicht ökologisch sinnvoll umsetzbar), sind diese 
Energiequellen auch in den Rahmenbedingungen der 
EU-Taxonomie nur in sehr stark beschränktem Maße 
förder- und finanzierungsfähig (SZ 2022a).

Tatsächlich löst sich nun endlich schlüssig auf, was 
in den letzten Jahren oft widersprüchlich erschien. Die 
Partei Bündnis90/DIE GRÜNEN hat sich seit vielen Jah-
ren intensiv für die Anwendung von Technologien mit 
„grünem“ Wasserstoff als Energiespeicher für die erneu-
erbaren Energien wie Wind und Sonne eingesetzt. Jetzt 
gibt sie vor, den Begriff des „grünen“ Wasserstoffs gegen 

EU-Taxonomie für Kernenergie und Erdgas. Lange vorbereiteter  
Beschluss für nukleare Wasserstoff-/Erdgaswirtschaft
Edgar Schu

Strukturen plötzlich eine Ausbauoffensive in erneuer-
bare Energien gestartet werden kann.

Eine sozial-ökologische Energiewende bedarf einer 
strategischen, langfristigen und aktiven Wirtschaftspolitik.

Eine Vergesellschaftung international agierender 
Energiekonzerne mit ihren überwiegend fossilen Infra-
strukturen ist für eine sozial-ökologische Energiewende 
nicht zielführend. Stattdessen sollten Vergesellschaf-
tungen auf zukunftsfähige, für eine klimaneutrale 
Energieversorgung notwendige Sektoren der Energie-
wirtschaft beschränkt werden. Hier sind vor allem 
direkte Investitionen in den Ausbau der erneuerbaren 
Stromerzeugung und der Energiespeicherung, in Fer-
tigungskapazitäten für Solar- und Windkraftanlagen 
sowie Wärmepumpen, günstiges Wärme-Contracting 
für Ein- und Zweifamilienhäuser, die Nationalisierung 
der Stromübertragungsnetze, die Rekommunalisierung 
von Stromverteilernetzen sowie Ausbau und Dekarbo-
nisierung von Fernwärmenetzen zu nennen. Investi-
tionen in den öffentlichen Nah- und Fernverkehr sowie 

in eine (mietkostenneutrale) Gebäudedämmung, vor 
allem auch der Bestände der öffentlichen Wohnungs-
unternehmen, unterstützen die Energiewende durch 
eine Minderung des Energiebedarfs.

Diese staatlichen Investitionen müssen durch ord-
nungspolitische Maßnahmen flankiert werden, wie 
etwa ein verbindliches Enddatum für die Nutzung von 
Erdgas, eine Neustrukturierung des Strommarktes und 
Regelungen zur Verhinderung von Landgrabbing.

Wir brauchen mehr als eine nur eigentumsrechtli-
che Vergesellschaftung. Die Energiewende dürfen wir 
weder dem „Markt“ noch einzelnen öffentlichen Ener-
gieversorgungsunternehmen überlassen. Der notwen-
dige Umbau der Energieinfrastruktur sowie die soziale 
und ökologische Regulierung von Verkauf und Produk-
tion bedarf einer stetigen gesamtgesellschaftlichen 
Steuerung und Kontrolle.

Quelle: https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/presse/ 
detail/energiekonzerne-vergesellschaften/ (2023-02-20).

https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/presse/detail/energiekonzerne-vergesellschaften/ 
https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/presse/detail/energiekonzerne-vergesellschaften/ 
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eine Verwässerung durch die Atomlobby verteidigen zu 
wollen (B90/GRÜNE 2022), obwohl die Entscheidung 
des EU-Parlaments abschließend ist und nur durch eine 
alles andere als irgendwie wahrscheinliche Mehrheits-
entscheidung der EU-Länder gekippt werden könnte.

Aber es macht doch gerade die Kombination „Erd-
gas“ und „Kernenergie“ deutlich, welche Konzepte die 
EU verfolgen will: Konzeptionell geht es nicht um die 
Fortsetzung der Nutzung von fossilem Erdgas bzw. 
Methan. Es geht darum, dass mit Hilfe von Kernener-
gie aus Wasser Wasserstoff gewonnen werden soll, 
der nach weiteren Umwandlungsschritten als Methan 
genutzt werden kann. Methan ist im Unterschied zu 
Wasserstoff transport- und lagerfähig sowie zur Nut-
zung in unserer Wärme- und weiterer Infrastruktur 
verwendbar. So ist es ein wichtiger Energieträger zum 
Beispiel für die energieintensiven Industrien und die 
Chemie- und Grundstoffindustrie. Industrien, die direkt 
Wasserstoff benötigen, wie z. B. die Stahl-, Düngemit-
tel- und Rüstungsindustrie, benötigen also Kernkraft-
werke direkt vor Ort. Die Produktion von Wasserstoff 
aus Erdgas ist in zukünftigem Kontext Unsinn.

Wichtige Vorarbeiten für eine nukleare Wasserstoff-/
Erdgaswirtschaft wurden schon früh während der Zeit 
des rot-grünen Umweltministeriums gelegt, das per-
sonell durch Jürgen Trittin besetzt war: Das EU-For-
schungsprojekt „ReActor for Process heat, Hydrogen 
And ELectricity generation“ (RAPHAEL) sollte die Ent-
wicklung von Kernreaktoren der IV. Generation, für die 
Herstellung von Wärme, Wasserstoff und elektrischem 
Strom, unterstützen. Der Standort Jülich spielte für die-
ses Projekt eine wichtige Rolle (EU-Kommission 2005).

In Deutschland gilt nach wie vor der Beschluss 
zum Ausstieg aus der Atomenergie. Dennoch hat es 
den Anschein, dass Deutschland eine zentrale Rolle 
für die Sicherheitsarchitektur der europäischen Kern-
kraftwerke übernehmen soll. Der Aufbau von großen 
Kapazitäten an Elektrolyseuren, angeblich beispiels-
weise für die Speicherung der Energie des in riesigen 

Projekten von Freiflächen-Photovoltaik in Deutschland 
erzeugten Solarstroms als Wasserstoff, ist im Gange. 
Für den hochgradig diskontinuierlichen Strom aus Pho-
tovoltaik können sie aber gar nicht vorgesehen sein, 
weil dies nicht wirtschaftlich wäre (GöLinke 2022).

Mit den großen deutschen Elektrolysekapazitäten 
als Energiespeicher kann aber ein wichtiger Beitrag 
für die Sicherheit der europäischen herkömmlichen 
AKW geleistet werden. Eine vergrößerte Unfallgefahr 
besteht nämlich für diese Typen von Meilern, wie sie in 
großer Zahl in den Anrainerstaaten Deutschlands ste-
hen, wie etwa in Frankreich oder Polen, wenn sie im 
Lastfolgebetrieb laufen müssen. Wenn sie also immer 
wieder herauf- und heruntergefahren werden müssen, 
weil sie sonst aufgrund eines wechselnden Energie-
bedarfs der ans Stromnetz angeschlossenen Verbrau-
cher und der wechselnden Energieproduktion durch 
erneuerbare Energien wie Wind und Sonne das Strom-
netz überlasten würden. Das Büro für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) hat 
auf die deutlich erhöhte Gefahr von Störfällen durch 
Lastfolgebetrieb von Kernkraftwerken in seinem Hin-
tergrundpapier vom März 2017 aufmerksam gemacht 
(TAB 2017). Große Kapazitäten an Elektrolyseuren 
können dafür sorgen, dass Kernkraftwerke immer in 
Volllast laufen können, indem jeglicher durch deren 
Vollastbetrieb anfallender „Überstrom“ sofort für die 
Herstellung von Wasserstoff genutzt werden kann. So 
können sie verschleißarm und mit geringem Störfall-
risiko fast uneingeschränkt in Volllast laufen.

Die dekarbonisierte energetische Zukunft der EU 
auf der Grundlage vor allem von Kernenergie mit Erd-
gas als wichtiges energetisches Übertragungsmedium 

Abb. 2: Reaktor des Projekts EM2, hier in der in die baulichen 
Anteile eines gesamten Kernkraftwerks der Zukunft eingebauten 
Form. Quelle ebd.

Abb. 1: Der auf einem Tieflader lieferbare Reaktor des gasgekühl-
ten Hochtemperaturreaktors aus dem Projekt EM2 (sprich: EM 
quadrat) von General Atomics zur Produktion von Wasserstoff, 
Wärme und Strom. Quelle: https://www.ga.com/images/ 
products/energy/pdf/EM2-DataSheet_2101_0618.pdf

https://www.ga.com/images/products/energy/pdf/EM2-DataSheet_2101_0618.pdf
https://www.ga.com/images/products/energy/pdf/EM2-DataSheet_2101_0618.pdf
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ist nun also Beschlusslage. Der Gedanke, dass unsere 
Industriegesellschaft ihren gewaltigen Energiehunger, 
den sie vorher durch die rasend schnelle Vernutzung 
der in Jahrmillionen aufgebauten fossilen Energiela-
ger gestillt hat, in Zukunft mit Hilfe von aus Wind und 
Sonne gewonnener Energie stillen könnte, muss ins 
Reich der Märchen verbannt werden.

Aber warum haben in den letzten Jahren immer wie-
der renommierte Institute wie das Wuppertal Institut 
für Klima, Umwelt, Energie oder Agora Energiewende 
und weitere Institute behauptet, dass eine Komplett-
versorgung alleine mit erneuerbaren Energien machbar 
wäre? Wer liegt nun falsch? Die EU, die auf Kernenergie 
setzt oder diese Institute? In der eingangs angekün-
digten Broschüre soll diese Frage und viele Aspekte 
unserer Energiezukunft, warum wir da stehen, wo wir 
jetzt mit der EU-Taxonomie gelandet sind sowie mög-
liche Alternativen tiefergehend untersucht werden.

Quellen
.ausgestrahlt (2022): EU-Parlament kann Streit um Atomkraft 
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politik/eu-taxonomie-atomkraft-gas-parlament-1.5615752 (2023-03).
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Wir schreiben das Jahr 2000. In Deutschland tritt unter 
der Rot-Grünen-Regierung das Erneuerbare-Energien-
Gesetz, kurz EEG, in Kraft. Das Gesetz regelt die bevor-
zugte Netzeinspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Quellen und sorgt in der Folge für einen regelrechten 
Solar- und Windboom in Deutschland. Knapp 20 Jahre 
später ist von der damaligen Aufbruchstimmung nur 
noch wenig übrig. Ausschreibungspflichten, Abstands-
regeln und eine undurchsichtige Verwaltung sorgten 
für einen starken Einbruch des jährlichen Zubaus an 
Photovoltaik- und Windkraftanlagen. So gingen laut 
Bundesumweltamt zwischen 2011 und 2019 über 
100  000  Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren 
Energien verloren (Umweltbundesamt 2022).

Die Bundesregierung setzte in der Zwischenzeit auf 
konventionelle Energieträger. Unter der Regie von Angela 
Merkel wurde Erdgas als Brückentechnologie auserkoren 
und massiv gefördert. Es galten ermäßigte Steuersätze, 
Nord Stream 2 wurde gebaut und im EU-Parlament wurde 
eine neue Taxonomie durchgesetzt, die Erdgas und die 
Atomenergie zu nachhaltigen Energien erklärte.

Der Anteil am Primärenergieverbrauch stieg ent-
sprechend von ca. 15 % im Jahr 1990 auf 27% im Jahr 

2021 (Umweltbundesamt 2022a). Über die Hälfte des 
Erdgases stammte dabei aus Russland.

Eine dramatische Fehlentwicklung, wie sich Anfang 
2022 zeigte.

Nach Beginn des russischen Angriffskrieges auf die 
Ukraine sah sich Deutschland gezwungen, seine Ener-
gieimporte aus der Russischen Föderation massiv her-
unterzuschrauben.

Doch statt die historische Chance zu nutzen und 
den Ausbau der erneuerbaren Energien voranzutreiben, 
setzt die nun regierende Ampelkoalition weiter auf Erd-
gas. Diesmal in Form von LNG.

Was ist LNG?

LNG steht für ‚liquified natural gas‘, zu deutsch ver-
flüssigtes Erdgas. Es besitzt durch Abkühlung auf 
ca. -160 °C nur einen Bruchteil des Volumens von gas-
förmigem Erdgas und kann so auch außerhalb von Pipe-
lines über weite Strecken transportiert werden.

Die größten Exporteure von LNG waren im Jahr 
2021 Australien, Katar und die USA mit jeweils rund 
100 Mrd. Kubikmetern (bp 2022).

Klimakiller LNG
Christian Mommertz
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Flüssiggas besitzt jedoch zwei entscheidende 
Nachteile. Zum einen ist die Verflüssigung und Regas-
ifizierung sehr energieaufwändig, weshalb der Wir-
kungsgrad geringer ist. Zum anderen wird bei der 
Produktion häufig auf sogenanntes Fracking-Gas aus 
unkonventionellen Lagerstätten zurückgegriffen.

Beim Fracking wird eine Flüssigkeit, das Fracking-
Fluid, unter hohem Druck in undurchlässige Gesteins-
schichten gepresst. Dabei entstehen im Gestein 
Risse, aus denen eingeschlossenes Gas gefördert 
werden kann. Nach Zurücknahme des Einpressdrucks 
fließt die Flüssigkeit wieder zurück an die Oberflä-
che (Flowback). Zum Offenhalten der entstandenen 
Risse verbleiben zugesetzte Stützmittel (Additive) im 
Gestein, die potenziell zu einer Verunreinigung von 
Grundwasser und Boden führen können. Im Vergleich 
zur konventionellen Erdgasförderung weist Fracking 
zudem höhere Emissionen auf, da beim Aufbohren des 
Gesteins und beim Flowback häufig größere Mengen 
Methan entweichen.

Verdeutlicht wird dies in der Abbildung, in der die 
Klimabilanz von Erdgas in Abhängigkeit der Förderlän-
der aufgetragen ist.

Es ist zu erkennen, dass LNG-Importe aus Aust-
ralien und den USA aufgrund der unkonventionellen 
Förderung über Fracking und der langen Transport-
wege nach Europa die höchsten Emissionen besitzen. 
Konventionell gewonnenes Flüssiggas aus Algerien ist 
günstiger, die geringsten Emissionen weist LNG aus 
Katar auf – die gegenüber Pipeline-Gas aus Norwegen 
aber fast das Vierfache betragen!

Insgesamt besitzt eine leitungsgebundene Gasver-
sorgung also Vorteile gegenüber importiertem LNG. 
Bei sehr weiten Pipeline-Strecken wie zum Beispiel von 
Russland nach Europa kann dieser Emissionsvorteil 
aufgrund von Leckagen jedoch sehr gering ausfallen.

Braucht Deutschland Flüssiggas?

Der Umfang russischer Erdgaslieferungen nach 
Deutschland war enorm. Alleine 2020 wurden über 
50 Mrd. Kubikmeter importiert (Statista 2023). Dies 
entspricht in etwa der Leistung von 90  000  Wind-
kraftanlagen oder ca. 450 GW Photovoltaik. Zum Ver-
gleich: In Deutschland drehten sich im Jahr 2021 etwa 
30 000 Windräder (Statista 2023a) und die installierte 
Photovoltaikleistung betrug 59  GWp (Statista 2022). 
Bei der Maßeinheit Gigawattpeak (GWp) handelt es 
sich um die maximale Leistung der Photovoltaikmo-
dule unter Standardbedingungen.

Die kurzfristige Substitution von russischem Erdgas 
alleine durch erneuerbare Energien ist also nicht mög-
lich. – Was sind die Alternativen?

Zuallererst sollte in allen Bereichen konsequent 
Energie gespart werden. Im öffentlichen Bereich, in 
den Haushalten und vor allem in der Industrie. Neben 
einer effektiven Umweltsteuer bedarf es dabei größe-
rer Anreize für die energetische Gebäudesanierung 
und den Einbau elektrischer Wärmepumpen. Der 
Bezug von Erdgas ist auf Pipeline-Gas, möglichst aus 
Norwegen, zu beschränken und der Bau neuer LNG-
Terminals unter allen Umständen zu vermeiden. Denn 

Spezifische Emissionen von LNG im Vergleich mit leitungsgebundener Gasversorgung (Wachsmuth, J.; Oberle, S.; Zubair, A.; Köppel, W. 
2019).
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Vom 11. bis 16. Januar 2023 hat RWE mit einem massi-
ven Aufgebot der Polizei den Erkelenzer Weiler Lützerath 
räumen lassen. Lützerath wurde in den letzten zweiein-
halb Jahren von der Klimagerechtigkeitsbewegung zu 
einem Ort der Hoffnung aufgebaut, wo es so schien, als 
könnten wir den Braunkohleabbau tatsächlich aufhalten, 
indem wir uns am Rande des dystopischen Tagebaus eine 
Utopie des besseren Lebens aufbauen. Dieser Traum ist 
jetzt aus. Denn gegen die Staatsgewalt, die Polizeihun-
dertschaften aus 15 Bundesländern zusammengezogen 
hat, konnte sich unser Widerstand nicht halten. Dennoch 
bleibt die Erinnerung an die Zeit des widerständigen 
Lebens in Lützerath prägend für eine neue Generation 
von Klimaaktivistis in der Phase des Wiedererstarkens 
der Bewegung nach der Coronapandemie. Als Symbol 
für den Kampf für den sofortigen Kohleausstieg wird 
Lützerath weiter bestehen bleiben. Die Bewegung um 
Lützerath ist alles andere als tot. Mit dem Verlieren 
dieses Kristallisationsortes unserer Bewegung verteilen 
wir uns wie Samen im Land und darüber hinaus. Dabei 
tragen wir eine wichtige Lektion mit uns: Von Gerichten 
und Regierungen innerhalb des kapitalistischen Staates 
haben wir nichts zu erwarten. Wenn die Enteignung von 
AnwohnerInnen mit einem Bergrecht aus der Nazizeit 
durchgesetzt werden kann und wenn uns die Opferung 
Lützeraths von grünen Regierungsministern als Erfolg 
für den Klimaschutz verkauft wird, dann bleibt die Kon-
sequenz: Klimaschutz ist Handarbeit!

Die rheinische Anti-Braunkohlebewegung –  
Von der „Hambachgruppe“ bis „Lützerath Lebt!“

Es lohnt sich, einen Blick auf die Bewegungsgeschichte 
zu werfen, um würdigen zu können, wie weit wir es bis-
her geschafft haben. Denn schon seit fast 45 Jahren 

läuft der organisierte Widerstand gegen den Braunkoh-
leabbau in der Region. Mit der Aufschließung des ersten 
Großtagebaus Hambach 1977 gründete sich auch die 
in Aachen ansässige Hambachgruppe. Unter anderem 
veröffentliche diese das Buch „Verheizte Heimat“, um 
über die lokalen sozialen und ökologischen Folgen der 
Braunkohle aufzuklären. Als sich die Gruppe auflöste, 
führten der BUND u. a. mit gerichtlichen Klagen gegen 
die bergbaulichen Rahmenentscheidungen den Wider-
stand fort. Von 1992 bis 2013 waren in der Aktionsge-
meinschaft der Bürgerinitiativen gegen die Verlegung 
der Autobahn A4 BürgerInnen von Arnoldsweiler, Buir, 
Manheim, Merzenich und Morschenich engagiert gegen 
den Braunkohleabbau. 2006 bildete sich aus dem BUND 
und anderen Gruppen das Aktionsbündnis „Zukunft statt 
Braunkohle“. Die aufklärenden und bürgerlichen Protest-
formen konnten Menschen in den Jahren die Schäden 
bewusst machen, die von RWE (ehemals Rheinbraun) 
ausgehen und große Menschenmengen zu Demons-
trationen, Waldspaziergängen und Menschenketten 
bewegen. Jedoch hatte keine ihrer Klagen gegen die 
Braunkohlepläne der Landesregierung Erfolg. Gegen die 
Profitorientierung des Bergbaukonzerns und der Landes- 
und Lokalregierungen konnten sie also nicht ankommen.

Nach der Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 
brach ein neues Kapitel für die Klimabewegung an. 
Diese demonstrierte nämlich für viele das Scheitern 
der Klimapolitik auf internationaler Ebene, da sie kein 
Nachfolgeabkommen zum Kyoto-Protokoll lieferte. 
Nach den gleichzeitig stattfindenden Gipfelprotesten, 
die massiv unterdrückt wurden, beschlossen Klima
aktivistInnen, an die Orte der Zerstörung zu gehen, um 
an diesen eigenmächtig zu intervenieren. In Deutsch-
land fand das erste Klimacamp nach britischem Vor-
bild 2009 bei Hamburg statt, im Tandem mit einem 

Lützerath ist gefallen, lang lebe Lützerath!
Emi

durch neue Terminals werden Anreize geschaffen, an 
Erdgas langfristig festzuhalten. Schließlich müssen 
sich die getätigten Kosten für die Investoren rentieren.

Der Weg sollte stattdessen zu einem transeuropäi-
schen und klimaneutralen Energienetz führen.
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Antira-Camp. Anschließend wurden ab 2010 jährlich 
Klimacamps im Rheinland und später auch in der Lau-
sitz veranstaltet. Diese Camps brachten also einen 
Widerstand in die Braunkohleregionen, der nicht bloß 
um die verlorene Heimat besorgt war. Der Ansatz war 
vielmehr, sich im Sinne von Klimagerechtigkeit für 
Menschen einzusetzen, die bereits von der Klimakrise 
betroffen waren. Das erste Rheinlandcamp wurde 
noch von der BUND-Jugend organisiert. Danach über-
nahmen es aber Gruppen und Menschen aus dem 
ökoanarchistischen Spektrum, womit sich die Kritik 
ausweitete auf Kapitalismus, Staat und Patriarchat, die 
es zu überwinden galt. Mit den Jahren konnte also eine 
Klimabewegung aufgebaut werden, die ausgehend von 
einer radikalen Kritik nach direkten Interventionsmög-
lichkeiten im System der Kohleverstromung sucht. Von 
Gruppen wie etwa „ausgeCo2hlt“ wurde als strategi-
sches Ziel der „sofortige Kohleausstieg“ gefordert.

Ausgehend von den Klimacamps wurden direkte 
Aktionen zum Blockieren von Braunkohleinfrastruktur 
erprobt. Zunächst wurden mit kleinen Gruppen die 
Schienen zum Kohletransport hin zu den Kraftwerken 
blockiert. 2014 erfolgte die erste Aktion hinein in den 
Tagebau Garzweiler, durch den mit vielen Kleingrup-
pen mehrere Orte innerhalb des Tagebaus gleichzeitig 
besetzt werden konnten. Aus dieser Erfahrung entstand 
die Idee für eine Massenaktion, die vielen neuen Aktivis-
tis die Teilnahme ermöglichen sollte. Das war der Beginn 
von „Ende Gelände“, welches 2015 von einem Camp in 
Lützerath aus mit 1500 Menschen in mehreren Zügen in 
Richtung Garzweiler 2 startete. Bis zur Pandemie schien 
die Bewegung immer größer und effektiver zu werden. 
So waren es schließlich 2019 rund 6000 Menschen, die 
über mehrere Tage sowohl den Tagebau als auch Koh-
leschienen blockierten. Doch selbst als die Bewegung 
coronabedingt nicht kleiner wurde, trat als strategische 
Schwäche hervor, dass die Massen- und Kleingruppen-
aktionen den Braunkohlebetrieb immer nur zeitweise 
anhalten konnten. Die Arbeit von RWE konnte immer 
wieder schnell aufgenommen werden, sobald die Poli-
zei uns entfernt hatte. Zum Teil konnten wir durch die 
Berichterstattung die Öffentlichkeit für Klimagerechtig-
keit sensibilisieren, und zum Teil entstand ein finanziel-
ler Schaden für RWE. Jedoch konnten wir die Zerstörung 
bis dato nicht stoppen, und für viele bleiben wir weiter-
hin nichts als ein paar radikale „Klimaaktivisten“.

Die Rettung des Hambacher Waldes war erstmals ein 
realer Erfolg der Bewegung, da tatsächlich etwas erhal-
ten werden konnte, das schon verloren geglaubt war. 
Auch wenn es nur ein Restwald von dem ist, der noch 
1980 bestanden hat und den widerständige Bewohner-
Innen damals schon beschützen wollten: Seine Rettung 
hat gezeigt, dass eine diverse Bewegung aus radikalen 
BesetzerInnen, Umweltorganisationen und BürgerInnen 

eine kritische Masse entwickeln kann, gegen die auch 
die Staatsgewalt nichts mehr ausrichten kann. Zent-
ral in diesem Kampf war allerdings die Besetzung des 
Waldes, die von Menschen aus der Klimagerechtig-
keitsbewegung ausging, die von außerhalb kamen. 
Anders als auf den meistens 9-tägigen Klimacamps 
konnte hier ein Leben jenseits des Kapitalismus dauer-
haft erprobt werden. Zwar wurden die Besetzungen 
im Wald mehrmals geräumt, dafür blieb aber auf einer 
Wiese am Waldrand durchgehend ein legales Camp, 
von dem neue Besetzungen durchgeführt werden konn-
ten. Durch die Beständigkeit der Besetzung blieb der 
„Hambi“ im gesellschaftlichen Bewusstsein, und die 
Verbindungen zu „Bürgeris“ wuchsen auch aufgrund 
der wöchentlichen Waldspaziergänge. Als im Herbst 
2018 ein Rodungsstopp ausgesprochen wurde, war 
es das Ergebnis der Besetzung sowie der juristischen 
Erfolge des BUND für die Blechsteinfledermaus und 
einer massiven Mobilisierung, die nach dem Hitzesom-
mer in Deutschland zustande kommen konnte.

Die Methoden dieser neuen, „von außen“ kommen-
den Klimabewegung waren also radikaler und ent-
schlossener in ihrer Ablehnung von Staat und Kapital. 
Doch auch den Menschen in den durch Umsiedlung 
bedrohten Dörfern brachten sie die Hoffnung, dass 
ihre Heimat nicht den Baggern weichen würde müssen.  
Dabei waren schon einige Orte seit den ersten Klima-
camps verlorengegangen. Im Jahr 2014 konnten Camp-
besucherInnen noch das Dorf Borschemich im Rahmen 
eines Straßenfests kennenlernen, das seit 2017 nicht 
mehr existiert. Eine Besetzung schwebte damals zwar 
schon einigen vor, wurde aber mangels Unterstützung 
der lokalen Bevölkerung verworfen. Der nächste Ort, 
der Garzweiler II weichen sollte, war Immerath, ein Ort 
mit Bäckerei, Gaststätte, Krankenhaus, Geschäften und 
einer charakteristischen Kirche, genannt „Immerather 
Dom“. Auch Immerath hatten protestierende Menschen 
mit Menschenketten und „Rote Linie“-Aktionen gemeint 
retten zu können. 2018 wurde dieser Ort soweit abgeris-
sen, dass nur noch ein Doppelhaus und ein Bauernhof 
mit angeschlossenem Wohnhaus stehen blieben.

Lützerath Lebt!

Im Jahr 2018 formierte sich das Bündnis „Alle Dörfer 
Bleiben“ aus Menschen der antikapitalistischen Klima-
bewegung und Bewohnern der vom Tagebau bedrohten 
Dörfer im Rheinland und der Lausitz. Damals waren 
auch Keyenberg, Kuckum, Ober- und Unterwestrich 
und Holzweiler zur Umsiedlung vorgesehen. Nach 
Immerath sollte allerdings Lützerath das nächste Dorf 
sein, das für den Tagebau Garzweiler II beseitigt wer-
den sollte. Nachdem im Sommer 2020 die Landstraße 
L277 zwischen Lützerath und Keyenberg abgerissen 
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wurde, war den dort protestierenden Menschen klar, 
dass eine echte rote Linie überschritten worden war. 
Erstmals blieben danach AktivistInnen dauerhaft vor 
Ort und errichteten eine Mahnwache in Lützerath als 
permanente politische Versammlung. Als im Herbst die 
Rodungsmaschinen und im Winter die Abrissbagger 
wüteten, waren es noch zu wenige Menschen vor Ort, 
um die Zerstörung verhindern zu können. Anfang 2021 
hat RWE die Hälfte des Weilers Lützerath abreißen 
lassen. Menschen haben sich dem entgegengestellt, 
konnten dies aber nicht aufhalten. Es wurden Bäume 
gerodet und bewohnbare Häuser abgerissen. Der Ort 
wurde nicht in einem Rutsch abgerissen, weil hier noch 
ein Bauer Widerstand leistete, indem er sich weigerte, 
seinen Hof an RWE zu verkaufen. Der halbe Abriss 
Lützeraths wurde durchgeführt, um seinen Mut zu bre-
chen. – Gegenüber vom Hof Eckardt Heukamps endete 
im Januar 2021 vorerst die Zerstörung Lützeraths.

Im nächsten Sommer startete eine Offensive der 
Hoffnung. Es wurde das Klimacamp 2021 im August 
mit einer rheinischen Landpartie nach Vorbild aus 
dem Wendland organisiert. Die „KuloKo“–Kultur ohne 
Kohle – lockte Menschen zu politischer Bildung, Konzer-
ten, Filmen sowie einem utopischen Zusammenleben 
ins Rheinland und machte sie mit Lützerath und allen 
anderen von Garzweiler II bedrohten Dörfern bekannt. 
Das „Alle Bäume Bleiben“-Skillshare zum Beginn der 
Rodungssaison und das „Unräumbar“-Festival zum Tag 
der vorzeitigen Besitzeinweisung Eckardt Heukamps 
brachten immer mehr Menschen in den kleinen Wei-
ler an der Abbruchkante. Auch in den Wintermonaten 
kamen immer wieder neue Menschen nach Lützerath, 
als ständig mit der juristischen Niederlage Eckardts 
oder der gewaltsamen Räumung der besetzten Häuser 
zu rechnen war. Gerade in der Zeit bis Ende Februar, 
wo die Rodungssaison – und damit die akute Gefahr 
für Lützeraths Bäume – endete, viele blieben, um hier 
ein Leben jenseits der Zwänge von Staat und Kapital 
zu erproben. Es folgte ein Frühling, in dem Lützerath 
so lebendig war wie vermutlich nie zuvor. Alle verlas-
senen, im Besitz von RWE befindlichen Häuser waren 
wieder bewohnt. Es bildet sich eine Dorfstruktur nach 
ganz neuer Art. Menschen kamen, blieben eine Weile 
und gingen wieder, um bald wiederzukommen. Für jede 
und jeden war eines offensichtlich: Dass wir hier, wo 
die Zerstörung des Kapitalismus uns täglich vor Augen 
steht, anders besser leben müssen, um überhaupt als 
Menschheit überleben zu können.

Denn dass der Tagebau und die Kohlebagger tagtäg-
lich zu sehen waren und sich ständig weiter zum Dorf 
hingruben, unterstrich, dass wir hier nicht in der Utopie 
leben konnten. Andererseits wäre es nirgendwo sonst 
konsequent möglich gewesen, gemäß einer Utopie 
vom besseren Leben aller zu leben, solange nicht alle 

zerstörerischen Projekte des Kapitalismus gestoppt 
sind. Der Kampf hier ist erst vorbei, wenn alle Bagger 
im Rheinland zum Stoppen gebracht sind. Genauso 
ist aber der Kampf um Klimagerechtigkeit erst vorbei, 
wenn alle extraktivistischen, neokolonialen Projekte 
weltweit zum Stoppen gebracht sind. In Lützerath 
zu leben und zu kämpfen war gelebte Solidarität mit 
den Unterdrückten der Erde, die unter wesentlich 
schlimmeren Bedingungen um ihr Überleben kämpfen 
müssen. Hier setzten wir uns freiwillig Ähnlichem aus, 
was weltweit ohne die Aufmerksamkeit des Westens 
geschieht: Vertreibung, Zerstörung und Repression. 
Und dennoch lebten wir hier im Ansatz eine bereits 
ganz andere Lebensweise. Lützerath war also in zwei-
erlei Weise bereits ein Ort der Hoffnung: als Ort, an 
dem das Baggern gestoppt werden konnte, und als Ort, 
an dem ein postkapitalistisches Leben gelebt wurde.

Realpolitik vs. Bewegungspolitik

Bisher konnte RWE, gedeckt von der Landes- und Regi-
onalpolitik sowie immer auch von der Bundesregie-
rung, unaufhaltbar weiter baggern. Auf die politische 
Entscheidungsebene hatte unsere Bewegung zwar 
auch Einfluss. Als aber durch unseren Druck 2020 ein 
Kohleausstiegsgesetz in Kraft treten sollte, wurde als 
Ende der Kohleförderung das Jahr 2038 beschlossen. 
Damit sollte das Ende von Garzweiler II ganze 7 Jahre 
früher kommen, als im Betriebsrahmenplan einmal 
vorgesehen. Einen effektiven Klimaschutz, geschweige 
denn Klimagerechtigkeit, garantierte das aber keines-
wegs. Durch die Ampelregierung wurde schließlich 
im Oktober letzten Jahres mit RWE als Ausstiegsjahr 
2030 ausgehandelt. Zur Rechtfertigung wird mit Ener-
giesicherheit argumentiert, allerdings trifft Konzern-
sicherheit eher zu. Die Klimagerechtigkeitsbewegung 
hat immer den sofortigen Kohleausstieg gefordert und 
sieht das noch immer als das einzige realistische Ziel 
für einen bewohnbaren Planeten.

In der herrschenden Politik kann dieses Ziel nicht 
umgesetzt werden. Die Interessen des fossilen Kapitals 
wurden von der SPD-geführten Landesregierung von 
2014–18 sowie von der CDU-Landesregierung 2018–22 
nicht angetastet. Die Grünen, die sich bis 2022 in der 
Opposition in NRW noch für den Erhalt Lützeraths aus-
sprachen, setzen nun in der Regierung die Interessen 
von RWE durch. Auf Bundesebene gab es ebenfalls stets 
nur Lippenbekenntnisse zum Klimaschutz. Die notwen-
dige Umstrukturierung der Kohleindustrie, die unweiger-
lich Enteignung von Konzernen beinhalten würde, kann 
aber von keiner Regierung innerhalb des kapitalistischen 
Staats angegangen werden. Nicht von einer Großen 
Koalition noch einer Ampelkoalition unter Mitwirkung 
der Grünen. Im staatlich gestützten Kapitalismus 
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können die Profite der heimischen Wirtschaft nicht 
beschnitten werden, insbesondere wenn es sich um die 
führenden Industriezweige handelt. Die im Rheinland 
verfeuerte Kohle dient schließlich nicht – wie behaup-
tet – dem Gemeinwohl, sondern der energieintensiven 
deutschen Industrie. Einmal investiertes Kapital kann 
im Kapitalismus nicht enteignet und lebensdienlichen 
wirtschaftlichen Tätigkeiten wie der ökologischen Rege-
nerierung und Pflegearbeit zugeführt werden. Obwohl 
das deutsche Grundgesetz Enteignungen im Sinne 
des Allgemeinwohls zulässt, nutzen prokapitalistische 
Regierungen Enteignungen nur im Sinne von Bergbau-
konzernen, nicht aber im Sinne der Bevölkerung.

Um klimaschädliche Regierungsentscheidungen zu 
beenden, bräuchte es zuerst eine antikapitalistische 
Regierung. Jedoch ist das derzeit mehr als unrealis-
tisch. Zum einen fehlt gesellschaftlich das Bewusst-
sein, dass zum Klimaschutz ein Bruch mit dem 
Kapitalismus vonnöten ist. Klimabesorgte WählerIn-
nen gaben in der Bundestagswahl 2021 ihre Stimme 
noch der sogenannten grünen Partei, die sich anschlie-
ßend nicht zu schade war, mit der FDP zu koalieren. 
Um kapitalistische Interessen einzuschränken, wären 
diese Stimmen tatsächlich besser bei der Linkspartei 
aufgehoben. Anstatt dass diese aber für eine starke 
sozialistische Oppositionspolitik warb, biederte sie 
sich im Wahlkampf allerdings lieber den Prokapitalis-
ten der SPD und Grünen an. Die Führung der Partei 
möchte lieber in der Regierung „mitgestalten“, als aus 
der Opposition nützlich für die Bewegung zu sein. Das 
liegt daran, dass sie nicht das Ziel teilt, den kapitalisti-
schen Staat abzuschaffen. Nichtsdestotrotz könnte sie 
sich als Partei des „demokratischen Sozialismus“, die 
ihr Scheitern auf dem Regierungskurs einsieht, dafür 
einsetzen, fossiles Kapital zu enteignen und der öko-
logischen Regenerierung zuzuführen. Auf ihr beruht 
nach wie vor die Erwartung, eine unterstützende Kraft 
der antikapitalistischen Bewegung zu bleiben, da sie 
als einzige der linken Parteien reale Aussichten auf 
genügend Stimmen jenseits der 5-%-Hürde hat.

Was tun?

Die Strategie zur Verteidigung Lützeraths ist geschei-
tert. Auch wenn zum Beginn der Räumung die erhoff-
ten 400 Menschen im Ort waren und bis zum Schluss 
eine motivierte und produktive Stimmung geherrscht 
hat, konnten wir gegen das Aufgebot der Polizei die 
Räumung lediglich erschweren und verlängern. Diese 
Leistung – gerade der Aktivistis, die tagelang bei 
Sturm, Regen und polizeilichem Terror auf Baumhäu-
sern, Traversen oder im Tunnel ausgeharrt haben – ist 
nicht klein zu reden, sondern vielmehr hoch zu wür-
digen. Auch wenn uns die „Bullen“ alle früher oder 

später aus dem Dorf werfen konnten, sollten wir durch 
den Gedanken gestärkt sein, dass wir das eigentlich 
Richtige getan haben – die „Bullen“ waren wieder mal 
nichts als Marionetten ohne eigenen Willen. Die ein-
zige Möglichkeit für Lützerath wäre es gewesen, wenn 
die Cops am Tag vorher ihren Dienst verweigert hät-
ten. Zu solchem utopischen Denken kann man sich 
kurz verleiten lassen, wenn man sich von ihnen kon-
frontiert sieht und ihre Übermacht spürt. Wir setzen 
uns ihnen mit nichts als unseren Körpern entgegen, 
hinter Barrikaden mit Muskelkraft aufgebaut, auf einfa-
chen Holzkonstruktionen, in Baumhäusern, die wir bei 
Sturmböen eigentlich verlassen würden. Wir hoffen, 
dass die Polizisten doch auch Menschen sind, dass sie 
doch noch anfangen, nach eigenem Gewissen und im 
Sinne künftiger Generationen zu handeln. Und immer 
wieder werden wir darin enttäuscht. Sie drohen uns 
Gewalt an, wenn wir nicht „freiwillig“ mitgehen. Sie 
verwenden Schmerzgriffe beim Abtragen. Sie prügeln 
in Menschenmengen rein, wenn wir versuchen, ihre 
Ketten und Abgrenzungen zu überwinden. Lützerath 
war schon nach einem Tag so dicht abgeriegelt, dass 
es unmöglich war, dort unbemerkt oder als Masse 
wieder reinzukommen. Es wurde sofort zerstört, und 
damit ist vom Dorf nichts mehr zu retten.

Die Bewegung von „Lützerath Lebt!“ ist dagegen 
nicht zerstört. Menschen wurden aus der Räumungs-
erfahrung sofort von lieben Menschen draußen aufge-
fangen, umarmt, mit Essen und Getränken versorgt. Im 
Ausweichcamp in Keyenberg konnten wir uns wieder-
finden, unsere Erlebnisse austauschen und ein Stück 
weit wieder unsere Stärke spüren, da die sozialen 
Beziehungen, die durch Lützerath geknüpft wurden, 
auch weiterhin bestehen. Die kollektive Erfahrung 
vom Leben jenseits des Kapitalismus lebt weiterhin in 
uns weiter und wird sich neue Orte zur Verwirklichung 
suchen. Bereits jetzt hat sich die Taktik der Besetzung 
so weit verbreitet, dass es neben Lützerath gleichzeitig 
viele andere Besetzungen gibt, wo Räumungen drohen. 
Der Fecher in Frankfurt beispielsweise band genug 
Polizeikräfte, dass aus Hessen keine nach Lützerath 
kommen konnten. Deshalb bleibt eine Hoffnung, dass 
wir nur in allen Bundesländern gleichzeitig Orte beset-
zen müssen, um in Zukunft unräumbar zu sein. Indem 
wir viele weitere teure Einsätze dieser Art verursa-
chen, können wir klimaschädliche Politik auch weiter 
delegitimieren. Außerdem können wir zeigen, dass 
Braunkohle nicht alles ist, dass es uns vielmehr um 
alle Orte der Zerstörung geht, die es im Kapitalismus 
gibt. Überall dort kann der Lützi-Geist weiterleben: 
widerständige Gemeinschaften, die die postkapitalisti-
sche Gesellschaft vorwegnehmen und vorbereiten. Sie 
haben uns unser Lützerath weggenommen, lasst uns 
viele Lützeraths schaffen!
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Lützerath beweist Lobbyinteressen gehen vor Umweltpolitik
Pressemitteilung, 4. Januar 2023 – Didem Aydurmus, Sascha H. Wegner

Zu den laufenden Räumungsvorbereitungen in Lütze-
rath erklären Didem Aydurmus, Klimaexpertin und Mit-
glied des Parteivorstandes DIE LINKE und Sascha H. 
Wagner, Landessprecher DIE LINKE.NRW:

„Das gesamte Geschehen um Lützerath zeigt, dass 
weder die schwarz-grüne Landesregierung in NRW 
noch der grüne Bundesenergieminister Habeck bereit 
sind, ernsthaften Klimaschutz zu betreiben. Zahlreiche 
Gutachten belegen, dass der weitere Braunkohleab-
bau nicht nur die Überschreitung der 1,5-Grad-Grenze 
bedeutet, sondern auch des Zwei-Grad-Ziels des Pari-
ser Abkommens und den Artikel 20a des Grundge-
setzes verletzt. Die Ampel und Schwarz-Grün in NRW 
handeln damit klar verfassungswidrig.

Profite von Großunternehmen und AktionärInnen 
werden über die Bewohnbarkeit des Planeten gestellt. 
Nicht erst der Wechsel von Annalena Baerbocks 
Büroleiter zu RWE zeigt die Verfilzung von Politik und 
Wirtschaft auf Kosten der Menschen. Die gesamte 

deutsche Umweltpolitik ist bestimmt von Lobbyinteres-
sen. Mehrheitlich setzen Die Grünen das Greenwashing 
vorheriger Regierungen auf höherem Niveau fort.

Wir fordern die Polizei vor Ort auf, sich nicht zu Hand-
langerInnen der Zerstörung zu machen. Wir fordern 
Landes- und Bundesregierung auf, endlich konsequent 
für den Klimaschutz zu handeln. Die Klimakatastrophe 
lässt sich nicht mit Worten aufhalten. Die Kosten für 
die Verschleppung der Energiewende werden vor allem 
diejenigen tragen, die am wenigsten vom fossilen Kapi-
talismus profitiert haben.

DIE LINKE unterstützt die Proteste und den gewalt-
freien zivilen Ungehorsam gegen den Braunkohleabbau 
im rheinischen Revier.“

Quelle: https://www.die-linke.de/start/presse/detail/ 
luetzerath-beweist- lobbyinteressen-gehen-vor-
umweltpolitik/ (2023-02).

Die Grenze des Klimaschutzes verläuft in Lützerath
Pressemitteilung, 12. Januar 2023 – Lorenz Gösta Beutin, Didem Aydurmus

Lorenz Gästa Beutin, stellvertretender Vorsitzender der 
Partei DIE LINKE, und Didem Aydurmus, Mitglied des 
Parteivorstandes, sind vor Ort in Lützerath und beglei-
ten die Proteste.

Lorenz Gösta Beutin sagt:
„Wir erleben hier vor Ort einen friedlichen und ent-

schiedenen Protest. Die Proteste erregen zu Recht 
auch international Aufmerksamkeit. Es ist unverständ-
lich, warum die Ampel und Schwarz-Grün in NRW mit 
einem gewaltigen Polizeieinsatz weiter das Abbaggern 
von Kohle durchsetzen.“

Didem Aydurmus sagt:
„Die Grenze des Klimaschutzes verläuft in Lützerath. 

Die Kohle unter dem Dorf wird nicht gebraucht. Die 
Bundesregierung reißt damit alle Klimaziele und bricht 
bewusst das Pariser Klimaabkommen. Wir stellen uns 
dem fossilen Rollback entgegen.“

Quelle: https://www.die-linke.de/start/presse/detail/
die-grenze-des-klimaschutzes-verlaeuft-in-luetzerath/ 
(2023-02).

Presseerklärung zur Räumung Lützeraths
Prof DDr. Helge Peukert, Wirtschaftswissenschaftler bei Scientist Rebellion (SR), kommentiert im 
Namen der Initiative Ökosozialismus die gewaltsame Räumung von Lützerath und die Unabding-
barkeit zivilen Ungehorsams

Aus wissenschaftlicher Sicht teilen wir den vom deut-
schen Umweltbundesamt formulierten klimapoliti-
schen Zielwert: „Klimaverträglich wäre ein weltweiter 
Pro-Kopf-Ausstoß von unter 1 Tonne Co2. Dies macht 
deutlich, dass das deutsche Konsumniveau nicht global 
verallgemeinerbar ist und nachhaltiger Konsum große 
Anstrengungen erfordert. Für den Treibhausgasausstoß 
pro Person in Deutschland ist eine Minderung in Höhe 

von rund 95 Prozent gegenüber dem heutigen Stand 
notwendig.“1

Mit Bestürzen nehmen wir zur Kenntnis, dass selbst 
die grüne Wirtschaftsministerin in NRW und der grüne 
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz die 

1	 https://www.umweltbundesamt.de/service/uba-fragen/wie-
hoch-sind-die-treibhausgasemissionen-pro-person

https://www.die-linke.de/start/presse/detail/luetzerath-beweist-lobbyinteressen-gehen-vor-umweltpolitik/
https://www.die-linke.de/start/presse/detail/luetzerath-beweist-lobbyinteressen-gehen-vor-umweltpolitik/
https://www.die-linke.de/start/presse/detail/luetzerath-beweist-lobbyinteressen-gehen-vor-umweltpolitik/
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Förderung der Braunkohle unter Lützerath für „unum-
gänglich“ halten. Die dort bereits erfolgten „Umsied-
lungen“ sind eigentlich Kennzeichen autokratisch 
regierter Länder. Zumindest hat unser hierzulande 
möglicher ziviler Widerstand dazu beigetragen, dass 
andere Dörfer erhalten bleiben.

In der vom NRW-Wirtschaftsministerium, dem Bun-
desminister und RWE beschlossenen, vorgezogenen 
Ausstieg aus der Braunkohle bis 2030 erkennen wir 
ein altbekanntes Muster: Es werden Versprechungen 
für Ausstiege und Minderungen, die sich auf einen Zeit-
raum von über ein halbes Jahrzehnt beziehen, gemacht, 
aber hier und heute die Versprechen und Selbstver-
pflichtungen (z. B. des deutschen Klimaschutzgesetzes) 
von gestern gebrochen. So sollen in NRW 600-Mega-
watt-Blöcke bis 2024 entgegen den ursprünglichen Ver-
einbarungen weiterlaufen. Möglich macht dies auch ein 
auf Bundesebene mit den Konzernen ausgehandeltes, 
halbherziges „Kohleausstiegsgesetz“ (KVBG) mit einem 
versprochenen Ausstieg in 15 Jahren.

Die Behauptungen des NRW-Wirtschaftsministe-
riums, die Vereinbarungen des Ausstiegs 2030, unter 
Einschluss des Plattmachens von Lützerath, sei „ein 
Meilenstein für den Klimaschutz in Deutschland und 
Nordrhein-Westfalen“,, und man sei zuversichtlich, 
dass man damit dem 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klima-
Abkommens „ein gewaltiges Stück näher“ rücke, sind 
unhaltbar. Gleiches gilt für die Behauptung von RWE, die 
Vereinbarung bringe „RWE auf einen 1,5-Grad-Pfad“.

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 
hat jüngst berechnet, dass für einen solchen Pfad 
Deutschland mit einer halbwegs realistischen Wahr-
scheinlichkeit bereits in den nächsten 1 bis 2 Jahren 
„völlig“ klimaneutral sein müsste.2 Diesen wissen-
schaftlich begründeten Zeithorizont fordern Scientist 
Rebellion und Letzte Generation ein.

Völlig zutreffend bemerkt der „Expertenrat für Kli-
mafragen“, dessen Mitglieder von der Bundesregie-
rung ernannt wurden, dass eine „sehr große Lücke“ 
zu den verschärften Zielen des Klimaschutzgesetzes 
besteht, dessen erlaubte Restemissionen mindes-
tens auf 2 Grad Erderwärmung hinauslaufen (und 
auch nur dann, wenn es denn eingehalten würde).3 
Der Expertenrat fordert auch mit Blick auf den euro-
päischen Emissionshandel (EU-EHS) deutlich härtere 
Mengenbegrenzungen und einen „Paradigmenwech-
sel“. Diesen Forderungen schließen wir uns an. Das 
Wegbaggern von Lützerath ist Symbol dafür, dass 

2	 https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_
Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_ant-
worten_zum_Co2_budget.pdf?__blob=publicationFile&v=30, 
siehe zur Übersicht S. 15, Abb. 2.

3	 https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/
ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf

diese Forderungen wie Schall und Rauch bei den poli-
tischen Entscheidern verhallen.

Wir kritisieren aber auch den klimapolitischen, meist 
drittmittelfinanzierten, Forschungsbetrieb. So können 
sich die um politische Anschlussfähigkeit bemühten For-
scherInnen der entsprechenden Institute einen Paradig-
menwechsel nur im Rahmen einer ökomodernistischen 
Wachstumsgesellschaft vorstellen. Auch halten wir es 
z. B. für sehr fragwürdig, dass Klimaforscher Otmar 
Edenhofer, immerhin Präsident des Potsdam Institut für 
Klimafolgenforschung, meint, die Förderung der Braun-
kohle unter Lützerath sei klimapolitisch nicht so tragisch, 
führe sie doch angesichts des europäischen Emissions-
handelssystems zu höheren Preisen, und das System 
verfüge ja über einen Mengendeckel. Ohne hier in die 
Details gehen zu können: Beim Emissionshandel gibt es 
derzeit einen mehrere hundert Millionen betragenden 
Überschuss, eine Knappheit der Emissionsrechte ist 
definitiv nicht in Sicht. Zur „Feinsteuerung“ gibt es eine 
Art Bank (die Marktstabilitätsreserve), in die nach leicht 
veränderbaren Regeln Emissionsrechte weggeparkt 
oder dem Markt zugeführt werden können. So plant die 
EU-Kommission, dem Markt aus Einnahmeerzielungs-
gründen 200 Millionen Tonnen zusätzlich zuzuführen. 
Vorgesehen ist grundsätzlich eine Streichung von Emis-
sionsrechten, sofern der Überschuss zu hoch ist. Wer-
den also für RWE-Braunkohle Emissionsrechte benötigt, 
werden sehr wahrscheinlich weniger gestrichen, da der 
Überschuss geringer ausfällt. Von einer Nullsummenver-
schmutzung kann daher keine Rede sein.

Wir haben trotz aller verkündeten Sparmaßnahmen 
das Vertrauen in die Regierungspolitik auf Länder- und 
Bundesebene verloren. Angesichts der Klimakatast-
rophe, die mit brennenden Wäldern, ausgetrockneten 
Flüssen, Extremhitze vor unseren Haustüren ange-
kommen ist, rufen wir alle um den Erhalt der Biosphäre 
bemühten Menschen auf, sich am zivilen, gewaltfreien 
zivilen Widerstand in Lützerath zu beteiligen. Insbeson-
dere die WissenschaftlerInnen dürfen sich nicht hinter 
komplizierten Modellen und Forschungsprojekten, so 
wichtig sie auch sind, verschanzen.

Die Politik nicht nur in Deutschland konzentriert sich 
derzeit auf Preisbremsen mit der Gießkanne für fossile 
Energieträger und u. a. dem Aufbau von (Über-)Kapazi-
täten für LNG-Gas. Wir fordern stattdessen eine Über-
windung der Zwangswachstumsgesellschaft und ihres 
lebensgefährlichen Ressourcenhungers, zunächst 
bescheiden durch ein 9-Euro-Ticket und ein Tempoli-
mit auf Autobahnen, warum nicht flankiert durch ein 
wechselndes Fahrverbot in Abhängigkeit von der End-
ziffer des Nummernschildes, wie es die Internationale 
Energieagentur (IEA) vorschlägt? Auch E-Autos ver-
brauchen eine Menge Strom und Metalle. Bald müsste 
der Individualverkehr weitestgehend ein Ende finden 

https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf?__blob=publicationFile&v=30
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf?__blob=publicationFile&v=30
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf?__blob=publicationFile&v=30
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf
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Lützerath kämpft seit Tagen gegen die Räumung im 
Vorfeld des Ortes. Seit Anfang des Jahres erhöhen 
Polizei und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen den 
Druck auf die Menschen, die vor Ort leben und die ver-
hindern wollen, dass die Häuser an der Tagebaukante 
von Garzweiler II den Baggern weichen müssen. Wir 
unterstützen die Forderungen nach einem sofortigen 
Ende der Vorbereitung einer gewaltsamen Räumung 
und nach einer ernsthaften Überprüfung der behaup-
teten Notwendigkeit eines Abbaus der Kohle unter Lüt-
zerath. Wir erklären uns solidarisch mit den Protesten 
und rufen dazu auf, sich an ihnen zu beteiligen. Das 
gilt auch für die Proteste im Fechenheimer Wald bei 
Frankfurt und im sächsischen Heidebogen, denen im 
Schatten der Aufmerksamkeit um Lützerath in den 
nächsten Tagen ebenfalls die Räumung droht.

Die Rekordtemperaturen zum Jahreswechsel haben 
gerade erst deutlich gemacht, wie massiv die Klima-
veränderungen mittlerweile sind. Es liegt maßgeblich 
auch an der Braunkohleverstromung, dass Deutsch-
land seine Klimaziele weiterhin verfehlt. Damit bleibt 
die Bundesrepublik Treiberin der globalen Klimakrise, 
die kaum absehbare Bedrohungen  für die Lebens-
grundlagen von Menschen und anderen Lebewesen 
schafft. Ökologische Katastrophen, Nahrungsmittel-
knappheit, Wassermangel, Ressourcenkriege, der 
Verlust von Siedlungsräumen durch steigende Meeres-
spiegel oder Wüstenbildung und in der Folge zig-mil-
lionenfache Vertreibung – auf Generationen werden 
Menschen weltweit unter den Folgen des heutigen 
Politikversagens leiden.

Die schwarz-grüne Landesregierung betreibt derweil 
bewusst Augenwischerei, wenn sie auf einen Deal mit 
RWE für einen vorgezogenen Kohleausstieg verweist. 
Denn die nun bis 2030 abgebauten Mengen an Braun-
kohle übersteigen die bisherigen Schätzungen für die 
Jahge bis 2038 insgesamt sogar noch und setzen bei 
ihrer Verbrennung enorme Mengen an Treibhausgasen 
frei. Mona Neubaur, grüne Wirtschaftsministerin und 
stellvertretende Ministerpräsidentin in NRW, verzich-
tete darauf, das zuständige Bergamt anzuweisen, dem 
Plan in der von RWE beantragten Form die Genehmi-
gung zu verweigern. Sie erklärte, der Abbau der Kohle 
unter Lützerath sei notwendig für die Energiesicherheit. 
Aktuelle Gutachten (etwa von DWI, TU Berlin, Uni Flens-
burg und Aurora Energy Research) sagen etwas anders. 
Auch die undurchsichtige Rolle von Robert Habeck und 
des Bundeswirtschaftsministeriums in Hinterzimmerab-
sprachen mit RWE kritisieren wir scharf.

Die Ereignisse in Lützerath zeigen, dass Landes- und 
Bundesregierung der Willen zum Umsteuern fehlt und es 
keinen Sinn macht, auf klimagerechte Politik von oben zu 
warten. Wir unterstützen das Aktionsbündnis „Lützerath 
unräumbar“, das sich mit Mitteln des zivilen Ungehor-
sams der Zerstörung in den Weg stellt und dabei auch 
über den Kampf gegen fossile Energien hinausweist:

„In einem System, in dem Profite und nicht Bedürf-
nisse zählen, kann es keine soziale Gerechtigkeit geben. 
Wir sagen: System Change not Climate Change!“

Quelle: https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/
presse/detail/luetzerath-soll-leben/ (2023-03)

Lützerath soll leben. Räumungsmoratorium jetzt!
Erklärung der LINKE.Bundesarbeitsgemeinschaft Klimagerechtigkeit vom 8. Januar 2023  
#LützerathUnräumbar

und Busse, Bahn, Sammeltaxis und Carsharing den 
derzeitigen rasenden Stillstand überwinden, um hier 
nur einen Bereich anzusprechen.

Machen wir Lützerath zum Fanal und Symbol unse-
rer Verbundenheit zur Natur, den Menschen, Tieren 
und Pflanzen auf diesem einen, unserem Planeten 
Erde. Seien wir ungehorsam, weil uns aus wissen-
schaftlicher Einsicht und Liebe zu allem Lebendigen 
nichts anderes mehr übrigbleibt.

DDr. Helge Peukert, Mitglied von Scientist Rebellion, 
für die Initiative Ökosozialismus
Helge.Peukert@uni-siegen.de

Quelle: https://oekosozialismus.net/wp-content/
uploads/2023/1/Luetzerath.pdf (2023-03).

Lützerath – Nachts am Kohlebagger, Baggerschaufeln mit Robo-
cops (Foto von Marius Michusch).

https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/presse/detail/luetzerath-soll-leben/
https://www.dielinke-klima.de/aktuelles/presse/detail/luetzerath-soll-leben/
mailto:Helge.Peukert@uni-siegen.de
https://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2023/1/Luetzerath.pdf
https://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2023/1/Luetzerath.pdf
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Schon die ersten Tage des Jahres erinnerten uns daran, 
dass 2023 viel auf dem Spiel steht.

Bei sommerlichen Temperaturen zu Silvester und 
einem bisher etwa 10 Grad zu warmen Januar hat 
jeder empfindende und denkende Mensch mittlerweile 
das mulmige Gefühl, dass wir ganz bestimmt keine 
20  Jahre Zeit mehr haben, um die Klimakatastrophe 
noch zu verhindern.

Doch die Stimmen des fossilen „Weiter so!“ sind 
noch viel zu laut in der Gesellschaft, und die Macht der 
Fossillobby scheint ungebrochen.

Es macht uns fassungslos, dass sich die Politik ent-
gegen der wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Klima-
katastrophe für die Zerstörung des Dorfes Lützerath 
und weitere Braunkohleverstromung entschieden hat. 
Lützerath ist ein Beleg dafür, wie wenig ernst die Poli-
tik den Klimaschutz und ihre eigenen Gesetze nimmt.

Am 24.  Juni  2021 wurde ein neues Bundesklima-
schutzgesetz verabschiedet. Zweck dieses Gesetzes 
ist „die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele 
sowie die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben 
zu gewährleisten. Grundlage bildet die Verpflichtung 
nach dem Übereinkommen von Paris aufgrund der Kli-
marahmenkonvention der Vereinten Nationen. Danach 
soll der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 
auf deutlich unter zwei Grad Celsius und möglichst 
auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau begrenzt werden, um die Auswirkungen des 
weltweiten Klimawandels so gering wie möglich zu 
halten.“ (Bundes-Klimaschutzgesetz, Gesetze und Ver-
ordnungen, BMUV, 2021)

Der „Expertenrat für Klimafragen“, dessen Mitglie-
der von der Bundesregierung ernannt werden, stellt 
fest, dass eine „sehr große Lücke“ zu den Zielen des 
Klimaschutzgesetzes besteht, dessen erlaubte Reste-
missionen sogar auf mindestens 2 Grad Erderwärmung 
hinauslaufen würden. Doch auch diese ungenügenden 
Verpflichtungen werden nicht eingehalten. (https://
expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/
ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf)

Wir sind weiter völlig ungebremst in Richtung Klimaka-
tastrophe unterwegs. Laut einer aktuellen Studie der Welt-
meteorologieorganisation (WMO, https://library.wmo.int/ 
index.php?lvl=notice_display&id=22083#.Y5HsjMuZMY0) 
könnte eine Erderwärmung von 1,5  Grad bereits inner-
halb der nächsten fünf Jahre erreicht sein und damit eine 
eskalierende Klimakettenreaktion drohen.

Eine brandaktuelle Studie namhafter Klimawissen-
schaftler mit dem Titel „Klima-Endspiel“ (2022) verweist 

auf die bisherige Vernachlässigung und Unterschätzung 
von Kipppunkten im Klima- und Erdsystem und auf eine 
bisher viel zu optimistische Einschätzung von Risiken.

Eine schnelle Erderwärmung von 3 Grad gefährdet 
möglicherweise bereits das Überleben der Mensch-
heit (siehe: Klimakrise: Was passiert bei drei Grad Erd-
erwärmung, Spektrum der Wissenschaften). (https://
www.spektrum.de/news/klimakrise-was-passiert-
bei-drei-grad-erderwaermung/2044870)

Wird die Kohle unter den Garzweiler-Dörfern ver-
brannt, sind die Pariser Klimaziele für Deutschland nicht 
einzuhalten. Der 2030-„Kompromiss“ mit RWE bedeutet 
nur, dass die gleiche Menge Kohle früher verheizt ist.

Die 1,5-Grad-Grenze verläuft vor Lützerath

Wir zeigen uns solidarisch mit den AktivistInnen vor 
Ort und unterstützen ihre Forderungen. Unser noch 
verfügbares Co2-Budget erlaubt keine weitere Ver-
schwendung. Es ist nur noch schnelle konsequente 
Emissionseinsparung möglich, wenn wir der Verant-
wortung, die wir in Paris 2015 übernommen haben, 
ernsthaft nachkommen wollen.

Die Zerstörung von Lützerath und die Verbrennung 
der Kohle wäre ein weiterer Schritt Richtung Verschär-
fung der Klimakatastrophe und bedroht direkt die 
Gesundheit und das Leben der Menschen. Jede Tonne 
Co2, die ausgestoßen wird, führt dazu, dass noch 
mehr Menschen unter Hitzewellen, Extremwetter, 
Dürren, Hunger und sich ausbreitenden Krankheiten 
leiden werden. Jede weitere Tonne Co2 destabilisiert 
die Lebensbedingungen der Zukunft weiter – deshalb 
muss die Kohle unter Lützerath im Boden bleiben, das 
sind wir unseren Kindern und Enkeln schuldig.

Wir haben inzwischen das Vertrauen in die Regie-
rungspolitik auf Länder- und Bundesebene verloren. 
Angesichts der Klimakatastrophe, die mit brennenden 
Wäldern, ausgetrockneten Flüssen, Extremhitze vor 
unseren Haustüren angekommen ist, rufen wir alle 
Menschen auf, sich am gewaltfreien zivilen Widerstand 
in Lützerath und anderswo zu beteiligen und die Politik 
und die Konzerne unter Druck zu setzen. Insbeson-
dere die WissenschaftlerInnen dürfen sich nicht hinter 
komplizierten Modellen und Forschungsprojekten ver-
schanzen, sondern müssen viel offensiver die Gesell-
schaft und die Politik über die drohenden Gefahren 
aufklären und sich dafür Verbündete in Medien und 
in der Zivilgesellschaft suchen. Eine Pressemitteilung 
reicht nicht zur Verbreitung der Wahrheit!

Die Politik hat den Ernst der Lage nicht begriffen
Gemeinsame Erklärung von Wissenschaftlern, Autoren, Politikern, Klimaaktivisten und Bürger-
rechtlern zur gewaltsamen Räumung von Lützerath

https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf 
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf 
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2022/11/ERK2022_Zweijahresgutachten.pdf 
https://library.wmo.int/index.php?lvl=notice_display&id=22083#.Y5HsjMuZMY0
https://library.wmo.int/index.php?lvl=notice_display&id=22083#.Y5HsjMuZMY0
https://www.spektrum.de/news/klimakrise-was-passiert-bei-drei-grad-erderwaermung/2044870
https://www.spektrum.de/news/klimakrise-was-passiert-bei-drei-grad-erderwaermung/2044870
https://www.spektrum.de/news/klimakrise-was-passiert-bei-drei-grad-erderwaermung/2044870


Energie

Heft I–2023	 Tarantel Nr. 95/96	 35

Es gibt keine Energiekrise, sondern eine lebensge-
fährliche Energie- und Ressourcenverschwendung

Wir fordern die Überwindung der Zwangswachstums-
gesellschaft und ihrer unverantwortlichen Klima- 
und Verkehrspolitik durch geeignete, konsequente 
ordnungspolitische Maßnahmen, d.  h. auch durch 
Verbote (z. B. von Kurzstreckenflügen und von Auto-
werbung), durch die Streichung und Umlenkung von 
fossilen Subventionen, den konsequenten Ausbau und 
die Subventionierung von ÖPNV und Zugverkehr, ein 
Tempolimit auf Autobahnen und warum nicht, durch 
ein wechselndes Fahrverbot in Abhängigkeit von der 
Endziffer des Nummernschildes, wie es die Interna-
tionale Energieagentur (IEA) vorschlägt? E-Autos sind 
keine Lösung der Klimakrise und nicht klimafreund-
lich – schon wegen des Co2-Rucksacks ihrer Batterien. 
Der motorisierte Individualverkehr müsste insgesamt 
bald ein weitestgehendes Ende finden und wieder 
Raum geben für die Menschen und die Natur. Neben 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien müssen vor 
allem Energie, Rohstoffe und Transporte eingespart 
werden – es muss also endlich der Übergang zu einer 
regional orientierten, naturverträglichen, klimaneutra-
len und lebensdienlichen Wirtschaftsweise in Angriff 
genommen werden. Machen wir Lützerath zum Fanal 
eines Aufbruchs in diese Richtung und zum Symbol 
des Widerstands gegen die weitere Zerstörung der 
Lebensgrundlagen – setzen wir der fossilen Wirtschaft 
und Politik endlich Grenzen. Seien wir ungehorsam – 
aus wissenschaftlicher Einsicht und aus Liebe zu allem 
Lebendigen bleibt uns nichts anderes übrig.

Erstunterzeichner:
Jürgen Tallig, Autor, Klimaaktivist und Bürgerrechtler
Prof. Dr. Helge Peukert, Wirtschaftswissenschaftler, 
Scientist Rebellion (SR)
Dr. Maiken Winter, Klimaaktivistin
Dr. Harald Bender, Akademie Solidarische Ökonomie
Dr. Hans-Jürgen Fischbeck, Bürgerrechtler, Physiker
Dipl.-Ing Dr. Wolfgang Neef, ehem. TU Berlin
Dr. Winfried Wolf, Zeitschrift „Lunapark21“
Dr. Bruno Kern, Theologe, Initiative Ökosozialismus
Hartmut Plötz, Diplom-Volkswirt, Diplom-Sozialökonom
Marcus Otto, Mitglied im SprecherInnenrat der Öko-
logische Plattform bei der LINKEN
Prof. Dr. Franz Segbers, Konstanz
Dr. Peter Häp, ATTAC-Krefeld
Prof. D.-Ing. Jochen Hanisch (1. Vorsitzender) Verein zur 
Förderung der angewandten Nachhaltigkeit (VaN e. V.)

Quelle: https://www.l-iz.de/politik/engagement/ 
2023/01/erklaerung-raeumung-lutzerath-508052 
(2023-01)

Ergänzung zur Gemeinsamen Erklärung 
Zahlenmagie und Kipppunkte. Wie viel Zeit haben 
wir wirklich noch?

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat 
im Juni 2022 eine Stellungnahme veröffentlicht: 

„Wie viel Co2 darf Deutschland maximal noch aussto-
ßen? Fragen und Antworten zum Co2-Budget“ (https://
www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_
Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_
antworten_zum_Co2_budget.pdf)

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist das 
höchstrangige wissenschaftliche Beratungsgremium 
der Bundesregierung und er sagt in seiner Stellung-
nahme:

„Das noch verfügbare faire Co2-Budget Deutsch-
lands für einen 1,5-°C-Pfad läuft 2031 ab, das für 
1,75 °C 2040. Das geltende Klimaschutzgesetz ent-
spricht nach der Berechnung des SRU einer Begren-
zung der Erhitzung der Erde auf weniger als 2, aber 
deutlich über 1,5 °C.“

Das heißt null Emissionen bis 2031, um die Erderhit-
zung auf 1,5 Grad zu begrenzen, wozu die Regelungen 
des Klimagesetzes nicht ausreichen. Schauen wir mal 
etwas genauer hin, denn bekanntlich ist oft das Klein-
gedruckte das Entscheidende:

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 
schreibt in seiner 30-seitigen Stellungnahme weiter, 
unter Punkt 6. auf Seite 7:

„6. Wie groß ist das aktualisierte Co2-Budget für 
Deutschland und die EU-27 ab 2022?

Aktualisiert beträgt das maximale Budget ab 2022 
für Deutschland 6,1 Gt Co2 (1,75 °C, 67 %), 3,1 Gt Co2 
(1,5 °C, 50 %) bzw. 2,0 Gt Co2 (1,5 °C, 67 %). Bei linea-
rer Emissionsreduktion ab 2022 wären diese Budgets 
2040, 2031 bzw. 2027 aufgebraucht.“

Die Prozentangaben in den Klammern drücken die 
Wahrscheinlichkeit aus, mit der eine solche Begren-
zung möglich ist. Also, um die Erderhitzung mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 50 % auf 1,5 Grad zu begren-
zen, haben wir noch 8 Jahre Zeit, bei 67 % Wahrschein-
lichkeit sind es nur noch vier Jahre und bei 100 % sind 
es in etwa nur noch zwei Jahre.

Doch von 100 % wird prinzipiell nie gesprochen. 
Aber wer würde denn in ein Flugzeug steigen, dass mit 
50%iger Wahrscheinlichkeit abstürzt …? Niemand!

Aber die Klimakatastrophe wird schöngerechnet, 
und die Co2-Budgets werden als gesicherte wissen-
schaftliche Erkenntnis gehandelt, dabei sind sie eigent-
lich nur schwarze Zahlenmagie.

Nun hat man sich auf den Emissionspfad einer 
Begrenzung auf eine 1,75-Grad-Erhitzung mit 67%iger 
Wahrscheinlichkeit festgelegt und sich damit ver-
meintlich klimapolitisch Luft bis 2040 verschafft. Aber 

https://www.l-iz.de/politik/engagement/2023/01/erklaerung-raeumung-lutzerath-508052
https://www.l-iz.de/politik/engagement/2023/01/erklaerung-raeumung-lutzerath-508052
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2020_2024/2022_06_fragen_und_antworten_zum_co2_budget.pdf
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bei 100 % wäre auch hier die Klimaneutralität schon 
2035 fällig, und hatte man sich denn nicht in Paris auf 
1,5 Grad festgelegt, weil jenseits dieser Marke Kipp-
elemente und eine Selbstverstärkung der Erderhitzung 
zu erwarten sind …!?

Ist es also nicht völlig unverantwortlich, seine Kli-
mapolitik auf ein ungewisses 1,75 – eher sogar ein 
2-Grad-Ziel auszurichten, wenn wahrscheinlich schon 
bei 1,5 Grad alles völlig aus dem Ruder läuft?

Wir werden jetzt die Klimakatastrophe begrenzen, 
oder wir werden sie überhaupt nicht mehr begrenzen 
können, weil sie sich dann verselbständigt hat und 
selbst verstärkt. Das meint ganz konkret den auf-
tauenden Permafrost, das schwindende Meereis, die 
brennenden Wälder – alles Verstärkungen der Erd-
erhitzung, die bereits in vollem Gange sind, aber in die-
sen Budgetzahlenspielereien gar nicht berücksichtigt 
werden. Laut einer neuen Studie haben wir die ersten 
Kipppunkte bereits erreicht und werden absehbar wei-
tere überschreiten:

„Aus der Analyse der Forscher geht hervor, dass 
selbst eine globale Erwärmung von ein Grad Celsius 
– die wir bereits überschritten haben – kritische Kipp-
punkte auslösen kann. Die aktuelle Erderwärmung von 
1,1 Grad über dem vorindustriellen Niveau liege bereits 

am unteren Ende der Schwellenwerte von fünf Kipp-
punkten. Bei einem Anstieg auf 1,5 bis 1,9 Grad seien 
sechs Auslösungen wahrscheinlich.“ (https://t3n.
de/news/klimastudie-warnt-5-kippunkte-15-grad-
erreicht-klimawandel-1497539/)

Und zu guter Letzt sei noch darauf hingewiesen, 
dass der Weltklimarat IPPC seine Budgetberechnun-
gen an die Annahme geknüpft hat, dass ab 2050 jähr-
lich 10 Gigatonnen (Milliarden Tonnen) Co2 aus der 
Atmosphäre zurückgeholt werden, was heute schon 
unmöglich ist.

Man kann eine sich aufschaukelnde Klimakatastro-
phe nicht später wieder rückgängig machen, genauso 
wenig wie man den Tod rückgängig machen kann.

Deshalb müssen wir uns heute für das Leben ent-
scheiden.

Jürgen Tallig 20. 1. 2023

Als Kommentar unter dem Offenen Brief von Scientists 
for Future in der Leipziger Internetzeitung veröffent-
licht:
https://www.l-iz.de/melder/wortmelder/2023/01/
offener-brief-ein-moratorium-fuer-die-raeumung-von-
luetzerath-506623 (2023-01)

Energiewende für Fortgeschrittene:  
Ökoenergie ist nicht knapp, teuer und schmutzig
David Goeßmann

Energiewendeskepsis ist so alt wie Wind- und 
Solarstrom. Historisch und durch Studien ist sie 
längst widerlegt. Doch auch Umweltschützer zwei-
feln weiter an der Machbarkeit. Warum das falsch 
und schädlich ist.

Es ist erstaunlich, dass trotz aller Erfahrungen und 
Machbarkeitsstudien Skepsis gegenüber der Energie-
wende weiter vorherrscht. Dabei haben die Energie-
wende-Skeptiker und -pessimisten immer Unrecht 
behalten. Sie sind historisch widerlegt – auch wenn 
dieser Tatsache in der Öffentlichkeit keine Aufmerk-
samkeit geschenkt wird.

So irrten sich die Wirtschaftsberater der Bundes-
regierung bereits 1977, als sie erklärten, ein Anteil 
von mehr als fünf Prozent Erneuerbare bei der Strom-
produktion sei unmöglich1. Ende der 1980er glaubten 
selbst Vordenker der Grünen nicht, dass mehr als zehn 
Prozent machbar sind. 2005 erklärte die damalige Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU): „Den Anteil erneuerbarer 

1	 https://www.google.de/books/edition/Der_energethische_
Imperativ/IAlHBgAAQBAJ?hl=de&gbpv=1& printsec=frontcover

Energien am Stromverbrauch auf 20 Prozent zu stei-
gern ist wenig realistisch.“

Alle Regierungen und Parteien haben sich in den 
letzten Jahrzehnten immer wieder mit ihren Aussagen 
zu den Möglichkeiten der Energiewende blamiert. Auch 
viele Szenarien von Wissenschaftlern wurden umge-
hend von der Realität überholt.

Ob nun The European Wind Energy Association, die 
EU-Kommission, die sich auf renommierte Institute 
stützte, die Internationale Energieagentur (IEA) und 
selbst Erneuerbaren-Vertreter wie der Bundesver-
band Erneuerbare Energien (BEE): Niemand von ihnen 
hielt das für möglich – die meisten lagen tatsächlich 
weit daneben –, was heute in Deutschland trotz stark 
abgebremster Energiewende und weiterer fossiler Sub-
ventionierung erreicht wurde: 50 Prozent Anteil der 
erneuerbaren Energien2, insbesondere Solar und Wind-
kraft, an der Stromerzeugung.

2	 https://www.rnd.de/wirtschaft/erneuerbare-energien-oko 
strom-anteil- liegt-2020-bisherbei-53-prozent-KCLEQFZ6H 
FA5FGLDV75IL7NQ6U.html
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Sicherlich ist das Kaputtreden der Energiewende 
erwartbar bei Vertretern von fossilen Lobbys und 
denen, die ihnen in Politik, Medien und Denkfabriken 
zur Hand gehen. So hielt der heutige Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner von der FDP als Parteivorsit-
zender 2019 den klimastreikenden SchülerInnen vor, 
das „technisch Sinnvolle und das ökonomisch Mach-
bare“ nicht zu sehen3.

Die damalige Kanzlerin Merkel sprang ihm bei, 
indem sie den Forderungen der KlimaschützerInnen 
und KlimawissenschaftlerInnen eine Absage erteilte. 
Man müsse schon sagen, „in welcher Weise Technolo-
gie, Innovation gerade im Energiebereich, aber auch im 
Energieeinsparbereich uns Möglichkeiten eröffnet, die 
Ziele zu erreichen“. Eine rhetorische Frage von derje-
nigen, in deren Amtszeiten unter anderem das Abwra-
cken der Energiewende oder die bis heute verhinderte 
Verkehrswende fallen.

Im Berliner Tagesspiegel kommentierte der Heraus-
geber Stephan-Andreas Casdorff4, dass in dieser „auf-
geheizten Lage“ Merkel „dem Problem angemessen“ 
und „sachlich“ begegnet sei: „Sie hat sich in ihrer ruhi-
gen Art um Hinweise auf das bemüht, was ihr gerade 
machbar zu sein scheint.“

Die Energiewendeskepsis, die sich wie ein Krebsge-
schwür von den fossilen Lobbys über Wirtschaftsinsti-
tute, Parlamente, Regierungen und Massenmedien über 
Jahrzehnte ausbreitete, hat sich tief in die Gesellschaft 
eingegraben und scheint wirkmächtig auch deswegen, 
weil sie einen durchaus rationalen Kern besitzt. Denn 
natürlich ist nicht alles möglich. Zudem ist nicht alles, 
was technisch gemacht werden kann, auch zu begrüßen.

Die Skepsis hat auch bei einigen UmweltschützerIn-
nen einen Nährboden gefunden, die durchaus für Kli-
maschutz bzw. mehr Klimaschutz eintreten. Sie halten 
eine „rein technische Lösung“ der Klimakrise für nicht 
möglich und eine Sackgasse. Denn Ökoenergien seien 
strukturell knapp, ineffizient, unwirtschaftlich und 
letztlich auch schmutzig5.

Neben der Energiewende brauche es daher eine grund-
sätzliche Rücknahme der ökonomischen Tätigkeiten jen-
seits von Effizienzgewinnen, um die Welt von Kohle, Gas 
und Öl befreien zu können. Da das in einem kapitalisti-
schen System nicht funktionieren kann bzw. zu einem 
Zusammenbruch führen würde (Rezession, Massenarbeits-
losigkeit, Kollaps der sozialen und politischen Systeme), 
müssten die gesellschaftlichen Institutionen erst ersetzt 
werden, um sie vom Wachstumszwang zu befreien.

3	 https://meedia.de/2019/03/11/sache-fuer-profis-fdp-chef- 
lindner-tadelt-schuelerdemos-undstolpert-ueber-fruehere- 
aussagen/

4	 https://www.tagesspiegel.de/politik/merkel-und-maas- 
finden-fur-greta-die-richtigen-worte4664026.html

5	 https://taz.de/Klimaschutz-im-Kapitalismus/!5786111/

Schwierigkeiten der Energiewende werden über-
steigert

Wenn man diese Annahmen teilt, bleibt einem nicht viel 
übrig, als zu hoffen, dass der Weltgeist es sich in den 
nächsten Jahren anders überlegt, und Kapitalismus 
und Wachstum umgehend von der Erde verscheucht.

Es geht hier nicht darum, ob die Vorschläge falsch 
oder richtig sind. Sicherlich wäre eine Überwindung 
des zerstörerischen Kapitalismus wünschenswert. 
Auch sind die Annahmen der Energiewendeskepsis 
nicht deswegen abzulehnen, weil die Schlussfolgerun-
gen eine Lösung der Klimakrise in der kurzen Zeit, die 
noch übrig bleibt, faktisch unmöglich macht.

Es ist vielmehr so, dass die Annahmen in dieser 
Form nicht zutreffen. Denn die Energiewende-Skepti-
ker übersteigern ohne Not die Schwierigkeiten einer 
schnellen Energiewende wie auch die Auswirkungen 
notwendiger Energieeinsparungen, die keineswegs das 
Ende wirtschaftlicher Stabilität und allgemeinen Wohl-
stands bedeuten.

Um ein prominentes Beispiel progressiver, an Kli-
maschutz interessierter Energiewendeskepsis zu neh-
men. Die Taz-Wirtschaftsredakteurin und Buchautorin 
Ulrike Herrmann behauptet immer wieder6, dass es für 
echten Klimaschutz einfach nicht genügend Ökostrom 
gebe. Das liege unter anderem daran, dass der Energie-
ertrag – also die Energie, die man beispielsweise aus 
einem Windrad herausbekommt minus die Energie, die 
man hineinsteckt (für Herstellung und Betrieb) – deut-
lich schlechter sei als beim Öl7. Ökoenergie sei somit 
immer ein knappes Gut.

Daher bringen auch Elektroautos nichts, so Herr-
mann weiter, weil sie am Ende mit fossilem Strom fah-
ren müssen. Die Tesla-Fabrik in Grünheide könne man 
sich letztlich sparen. Denn der zusätzlich für E-Autos 
benötigte Strom könne von Wind und Sonne nicht in 
genügender Menge produziert werden.

Somit bleibe zur Rettung des Planeten vor allem 
Verzicht, Schrumpfung der Volkswirtschaften und 
letztlich ein Ausstieg aus dem Kapitalismus, da er ohne 
Wachstum nicht funktioniere, wie Herrmann in ihren 
Artikeln und Kommentaren feststellt. Für solch eine 
gesellschaftliche Kehrtwende gebe es aber bisher gar 
keinen Plan.

Allerdings ist Windkraft, anders als Herrmann meint, 
heute genauso ertragreich8 wie konventionelle fossile 
Energien und energieeffizienter als die unkonventio-
nellen. Mit steigender Tendenz, da die technologische 
Dynamik, wie in anderen Bereichen auch, nach oben 

6	 https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
7	 https://www.youtube.com/watch?v=-g4kvKkbwrA&t=383s
8	 https://tinyurl.com/y7a5f7pj

https://meedia.de/2019/03/11/sache-fuer-profis-fdp-chef-lindner-tadelt-schuelerdemos-undstolpert-ueber-fruehere-aussagen/
https://meedia.de/2019/03/11/sache-fuer-profis-fdp-chef-lindner-tadelt-schuelerdemos-undstolpert-ueber-fruehere-aussagen/
https://meedia.de/2019/03/11/sache-fuer-profis-fdp-chef-lindner-tadelt-schuelerdemos-undstolpert-ueber-fruehere-aussagen/
https://www.tagesspiegel.de/politik/merkel-und-maas-finden-fur-greta-die-richtigen-worte4664026.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/merkel-und-maas-finden-fur-greta-die-richtigen-worte4664026.html
https://taz.de/Klimaschutz-im-Kapitalismus/!5786111/
https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
https://www.youtube.com/watch?v=-g4kvKkbwrA&t=383s
ttps://tinyurl.com/y7a5f7pj
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geht. Aber selbst wenn Erneuerbare weniger effizient 
wären, gäbe es keine Knappheit an Ökoenergie. Es ist 
schlicht ein Mengenproblem: Die Zahl der Windräder 
und Solarpanels entscheidet.

Jeden Tag trifft 20 000-mal mehr Sonnenenergie auf 
den Planeten Erde als die Menschen täglich benötigen 
(energetisch nutzbar als Licht, Wind und Biomasse). 
„Zweifel daran, dass dieses Potenzial für die Energie-
versorgung der Menschheit ausreichen könnte, sind 
lächerlich“, sagte schon der bereits verstorbene Ener-
giepionier Hermann Scheer von der SPD.

Die Windkraftpotentiale in Deutschland und Europa 
liegen um ein Vielfaches höher9 als der Bedarf, wie 
eine Reihe von Berechnungen zeigen. Eine aktuelle 
Untersuchung fand sogar heraus, dass das Potenzial 
allein von Onshore-Windenergie in Europa den globa-
len Energiebedarf aller Sektoren von jetzt an bis zum 
Jahr 2050 decken könnte10.

Auch die für Solarzellen, Windkraftanlagen oder 
Batterien benötigten Ressourcen und seltenen Erden 
sind nach Rohstoffanalysen ausreichend vorhanden11, 
wenn auch jährliche Engpässe entstehen könnten. 
Sicherlich stimmt es, dass es dabei wie bei vielen 
Unternehmungen im globalen Süden zu gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen und Umweltverschmut-
zungen kommt. Daran sollte man dringend etwas 
ändern, anstatt zur Energiewendeskepsis zu blasen.

Natürlich kann man gegen Elektroautos und gegen 
Tesla eine Reihe von Argumenten anbringen. Eine radi-
kale Verkehrswende wird den öffentlichen, schienen-
gebundenen Verkehr stark ausbauen müssen. Denn 
aus Treibhausgassicht ist es die effizientere Lösung. 
Aber Elektroautos können mit Ökostrom betrieben und 
hergestellt werden. Sie sind keine Sackgasse, sondern 
werden Teil der Lösung sein. In welchem Umfang, das 
muss auf Grundlage von Co2-neutralen Verkehrsszena-
rien ausgehandelt werden.

Die Batterien von E-Autos können, wie Untersuchun-
gen zeigen, auch als Speicher im Stromnetz genutzt 
werden und bei erhöhtem Energiebedarf Strom wieder 
ans Netz abgeben („Vehicle to Grid“). Denn Windräder 
drehen sich nicht durchgängig, auch die Sonne scheint 
nicht permanent. Das wird von Energiewende-Skep-
tikern auch immer wieder gegen einen Umstieg auf 
Erneuerbare vorgebracht.

Studien: Warum es genügend Ökostrom gibt

Man behauptet, zur Sicherstellung der „Grundlast“ 
bedürfe es eines unerschwinglichen Aufwands für 

9	 https://tinyurl.com/pzpjlgl
10	https://tinyurl.com/y36sejdz
11	https://tinyurl.com/y5rz7hvf

die Speicherung von Solar- und Windstrom. Aber ein 
Speicherproblem, wie immer wieder unterstellt, gibt es 
nicht. Auch heute schon muss Energie bei der Strom-
produktion gespeichert werden, meist jedoch vorgela-
gert in Form von Kohlebergen.

Und Schwankungen gibt es seit langem, etwa wenn 
ein Atomkraftwerk ausfällt. Die Schwankungen im 
100-Prozent-Ökostrom-Netz können mit einem Mix 
aus „smart grids“, diversen Speichermöglichkeiten wie 
Pumpkraftwerken, Großbatterien, thermischen Spei-
chern, flexiblen Biomasse-Anlagen, Wasserstoff- und 
Methanumwandlung oder Langzeitspeichern (zum Bei-
spiel Wasserkraftwerken in Norwegen) ausgeglichen 
werden12.

Damit sind natürlich Investitionen und Kosten ver-
bunden. Aber ihnen stehen die Energieverluste, der 
geringe Effizienzgrad und die Kosten für nicht benö-
tigte Reservekapazitäten der fossilen Grundlastkraft-
werke gegenüber.

Die Knappheitsthese wird von Energiewende-Skep-
tikern noch durch ein anderes Argument vorangetrie-
ben. Es wird darauf verwiesen, dass der Strombedarf 
im Zuge der Wende deutlich zunehmen wird13. Das ist 
richtig. Einerseits müssen der Autoverkehr und das 
Heizen zu großen Teilen elektrifiziert werden. Das 
erzeugt neue Stromkunden.

Andererseits sind bestimmte Sektoren wie die Stahl- 
oder Chemieindustrie sowie die Schiff- und Luftfahrt 
auf grünen Wasserstoff oder synthetische Kraftstoffe 
angewiesen. Bei der Herstellung dieser Kraftstoffe 
wird sehr viel Strom benötigt, da es bedeutsame 
Umwandlungsverluste gibt.

Doch selbst der erhöhte Bedarf stellt kein unlösbares 
Problem dar, wie Studien uns zeigen14. In der Industrie 
(Chemie, Stahl, Zement) kann durch Kreislaufwirtschaft, 
Recyling und Effizienzsteigerung der Strombedarf deut-
lich reduziert werden, um ein Drittel bis zwei Drittel. Die 
immer wieder als Schreckgespenst kursierende Zahl, 
dass allein für die chemische Grundstoffindustrie ein 
Zusatzbedarf von rund 600 Terrawattstunden15 entsteht 
(die Höhe der heutigen Stromerzeugung in Deutschland) 
ist daher zu hoch angesetzt.

Beim Flugverkehr muss, solange es noch keine rea-
lisierbaren anderen Antriebssysteme gibt, eingespart 
werden müssen. Aber auch das ist machbar. Denn in 
Deutschland sind allein 53  Prozent aller Flüge Kurz-
flüge16 (unter 1000 Kilometer), die durch andere Ver-

12	https://tinyurl.com/yywa43vj
13	https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
14	https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/ 

7606/file/7606_Co2- neutral_2035.pdf
15	 https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
16	https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/ 

2021/06/PD21_N037_46.html

https://tinyurl.com/pzpjlgl
https://tinyurl.com/y36sejdz
https://tinyurl.com/y5rz7hvf
https://tinyurl.com/yywa43vj
https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/7606/file/7606_CO2- neutral_2035.pdf
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/7606/file/7606_CO2- neutral_2035.pdf
https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/06/PD21_N037_46.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2021/06/PD21_N037_46.html
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kehrsmittel ersetzt werden können, am besten durch 
Bahnverbindungen.

Bei der Schifffahrt fallen allein rund 40 Prozent der 
Emissionen17 automatisch durch die Energiewende 
weg, da sie nur dadurch entstehen, dass fossile Brenn-
stoffe über Meere und Flüsse transportiert werden 
müssen. Der Rest der Schiffemissionen muss dadurch 
auf null gebracht werden, indem auf andere Antriebe 
(Brennstoffzelle etc.) umgerüstet wird.

Auf der anderen Seite gibt es gleichzeitig Effizienz-
gewinne, die den Verbrauch an Strom vermindern, 
auch wenn sie den Mehrbedarf an Strom nicht ausglei-
chen. So erhöhen allein E-Autos den Strombedarf um 
400 TWh pro Jahr18.

Diverse Szenarien gehen davon aus, dass für ein kom-
plett klimaneutrales Deutschland 700 bis 1400  TWh 
Strom19 durch erneuerbare Energien produziert werden 
müssen. Die Energy Watch Group (EWG) berechnet den 
Bedarf in einer Untersuchung20 auf über 1600 TWh. In 
diesem Fall würde allerdings der komplette Strom in 
Deutschland selbst hergestellt.

Aber auch diese Erhöhung der Stromproduktion um 
das Zwei- bis Dreifache ist machbar, wie die Wissen-
schaftler in ihren Berechnungen erklären. Das Wupper-
tal Institut stellt in der Studie „Co2-neutral bis 2035: 
Eckpunkte eines deutschen Beitrags zur Einhaltung 
der 1,5-°C-Grenze“ fest21:

„Ein vollständig auf erneuerbaren Energien beru-
hendes Stromsystem wird von verschiedenen Szena-
riostudien sowie weiteren wissenschaftlichen Studien 

17	https://qz.com/2113243/forty-percent-of-all-shipping-cargo- 
consists-of-fossil-fuels

18	https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/ 
EWG_Studie_2021_100EE-fuerDeutschland-bis-2030.pdf

19	https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/ 
7606/file/7606_Co2- neutral_2035.pdf

20	https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/
EWG_Studie_2021_100EE-fuerDeutschland-bis-2030.pdf

21	https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/ 
7606/file/7606_Co2- neutral_2035.pdf

als technisch und ökonomisch realisierbar einge-
schätzt.  … Insgesamt legen die Analysen in dieser 
Studie nahe, dass das Erreichen von Co2-Neutralität 
bis zum Jahr 2035 aus technischer und ökonomischer 
Sicht zwar extrem anspruchsvoll wäre, grundsätzlich 
aber möglich ist.“

Das EWG hält eine Umstellung bis 2030 für reali-
sierbar. Dabei würden Wind- und Sonnenenergie (PV) 
etwa 80 Prozent ausmachen, während Batterien, Geo-
thermie und Wasserkraft bundesweit einen Anteil von 
etwa 12 Prozent für die Strom-Erzeugung beisteuern.

„Es zeigt sich, dass der notwendige Umbau aller 
Energiesektoren mit gleichmäßigem Ausbau der erneu-
erbaren Energien kostengünstig bis 2030 möglich ist.“

Es würden in einem 100-Prozent-Erneuerbare-Ener-
gien-System danach Entstehungskosten von 76  Euro 
pro Megawattstunde (MWh) anfallen. Das entspricht 
den Kosten im herkömmlichen System.

Technisch und ökonomisch ist also die Wende zu 
100 Prozent Erneuerbare auch in kurzer Zeit möglich, 
wenn man den maßgeblichen Studien folgt. Das Nadel-
öhr liegt, wie schon gesagt, an anderer Stelle. So stellt 
das Wuppertal Institut fest:

„Ob sich dieses Ziel (Co2-Neutralität bis 2035, Tele-
polis) jedoch tatsächlich realisieren lässt, hängt auch 
maßgeblich von der gesellschaftlichen Bereitschaft 
und einem massiven politischen Fokus auf die notwen-
dige Transformation ab.“

Daher ist Energiewendeskepsis so schädlich, weil 
sie die gesellschaftliche Bereitschaft und den notwen-
digen politischen Fokus schwächt.

Im zweiten Teil der Analyse (siehe folgender Beitrag – 
d. Red.) wird es darum gehen, warum auch der Einwand, 
dass eine wachsende Ökonomie unvereinbar ist mit 
einer Klimawende, in dieser Form nicht richtig ist.

Quelle: https://www.telepolis.de/features/Energie-
wende-fuer-Fortgeschrittene-Oekoenergie-ist-nicht-
knapp-teuer-und-schmutzig-7370548.html (2023-03).

Die Teilnehmer versammeln sich zur Demo  
„Wir haben es satt!“ am Brandenburger Tor. 
am 21. Januar 2023

https://qz.com/2113243/forty-percent-of-all-shipping-cargo-consists-of-fossil-fuels
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https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/EWG_Studie_2021_100EE-fuerDeutschland-bis-2030.pdf
https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/EWG_Studie_2021_100EE-fuerDeutschland-bis-2030.pdf
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/7606/file/7606_CO2- neutral_2035.pdf
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/7606/file/7606_CO2- neutral_2035.pdf
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Die Wirtschaft muss schrumpfen, der Kapitalis-
mus enden, um den Klimakollaps zu verhindern. 
Grünes Wachstum ist eine Illusion, sagen einige 
Umweltschützer. Sind Energiewende und Green 
New Deal tatsächlich zum Scheitern verurteilt?

Spätestens seit dem Club-of-Rome-Bericht „Limits 
to Growth“1 gibt es eine Diskussion in Umweltbewegun-
gen, ob eine wachsende Ökonomie überhaupt vereinbar 
ist mit den natürlichen Grenzen der Erde2. Unstrittig ist, 
dass es langfristig auf einem endlichen Planeten kein 
endloses Wachstum geben kann. Schwieriger wird es 
bei konkreten Fragen im Hier und Jetzt.

Lässt sich zum Beispiel die Klimakrise lösen, auch 
wenn in den nächsten Jahren die Wirtschaftsleistung 
weiter zunimmt bzw. nicht abnimmt? Degrowth- bezie-
hungsweise PostwachstumskritikerInnen3 sagen: Nein. 
Sie verweisen darauf, dass es bisher nur vereinzelte 
Fälle gibt, wo Wirtschaftswachstum und Co2-Emis-
sionen absolut entkoppelt werden konnten – also die 
Treibhausgasmenge absolut sank bei steigendem Brut-
toinlandsprodukt.

Das stimmt. Selbst bei den „Klimavorreitern“ 
Deutschland oder Dänemark konnten über längere Zeit-
räume durchschnittlich nur zwei bis drei Prozent weniger 
Emissionen erzielt werden. Global hat es in den letzten 
Jahrzehnten keine absolute Entkopplung gegeben4, auch 
nicht für die Gruppe der Industriestaaten.

Rezessionen – siehe die Weltwirtschaftskrise in den 
1930er Jahren, der Zusammenbruch der Sowjetunion, 
die Finanzkrise 2008/2009 oder die Coronakrise – 
scheinen historisch betrachtet der einzige Weg, um den 
Kohlendioxid-Ausstoß deutlich nach unten zu bringen.

Aber dieser Befund ist nicht überraschend. Denn es 
hat ja bisher noch keinen Klimaschutz gegeben, der 
diesen Namen verdient, schon gar nicht global. Aus 
der Geschichte lässt sich daher nicht einfach ableiten, 
was möglich ist. Die eigentliche Frage ist vielmehr, wie 
die Industriestaaten das heute notwendig gewordene 
Co2-Reduktionstempo erzielen können.

Da durch viele Jahrzehnte Nichtstun das Zwei-Grad-
Budget an Treibhausgasen derart verringert wurde, 
sind sie gezwungen, bis 2035 zu dekarbonisieren5 (die 

1	 https://www.clubofrome.org/publication/the-limits-to-growth/
2	 https://taz.de/Wachstum-und-Klimakrise/!5892098/
3	 https://degrowth.info/de
4	 https://www.researchgate.net/publication/334453443 

_Decoupling_Debunked_Evidence_and_arguments_against_
green_growth_as_a_sole_strategy_for_sustainability_A_ 
study_edited_by_the_European_Environment_Bureau_EEB

5	 https://www.heise.de/tp/features/Dann-leben-wir-auf-
einem-anderen-Planeten-7158352.html

Entwicklungsländer haben noch bis 2050 Zeit). Das 
bedeutet, dass sie jedes Jahr ihre Treibhausgase um 
rund zehn bis fünfzehn Prozent gegenüber dem Vor-
jahr reduzieren müssen: eine enorme jährliche Reduk-
tionsleistung, historisch einmalig und durchaus an der 
Grenze der Machbarkeit.

So hält der britische Klimaökonom Nicholas Stern in 
seinem Standardwerk von 20066 („Stern-Report“) eine 
jährliche Steigerung der Kohlenstoffintensität um rund 
sechs Prozent für möglich. Zehn Prozent wären selbst 
dann nicht zu erreichen, wenn eine Volkswirtschaft 
stagniert. Aber Stern teilt gar nicht mit, warum mehr 
nicht möglich sein soll.

Seine Berechnung orientiert sich an historischen 
Fällen und ist relativ konservativ in ihren ökonomischen 
Annahmen. Zum Beispiel modelliert er die maximale 
Energiewende ohne stärkere Eingriffe des Staates und 
meist über Marktanreize.

Die Bedingungen für eine rasante Energiewende 
haben sich zudem seit Veröffentlichung der Studie deut-
lich verbessert und die technologische Dynamik macht 
es in Zukunft immer leichter, schneller zu dekarboni-
sieren. In Deutschland sanken etwa die Treibhausgase 
2019 gegenüber dem Vorjahr um 6,3 Prozent7, während 
die deutsche Wirtschaft um 0,6 Prozent wuchs.

Die Kohlenstoffintensität nahm also stark zu, um 
rund sieben Prozent, was eigentlich nach Stern nicht 
möglich ist. Und das sogar ohne wesentliche Klima-
schutzmaßnahmen, zu großen Teilen ausgelöst durch 
günstige Preise für Erneuerbare auf den Märkten. 
Trotzdem sollte klar sein, dass die rasante Fahrt auf 
Null-Emissionen in weniger als fünfzehn Jahren kein 
Spaziergang werden wird. Es muss daher alles getan 
werden, um die Energiewende voranzutreiben.

Die schon im ersten Teil der Analyse8 (siehe vorhe-
riger Artikel – d. Red.) zitierte Studie vom Wuppertal 
Institut9, in Auftrag gegeben von Fridays for Future 
und veröffentlicht im Oktober 2020, gibt Hoffnung, 
dass es gelingen kann. Sie zeigt, dass Deutschland 
bis 2035 im gegenwärtigen Wirtschaftssystem dekar-
bonisieren könnte, wenn alle Möglichkeiten aus-
geschöpft werden. Die Energy Watch Group geht in 

6	 https://tinyurl.com/yc8deus7
7	 https://www.ecoreporter.de/artikel/klimaschutzbericht- 

2019-emissionen-in-deutschland-sinken-schneller/
8	 https://www.heise.de/tp/features/Energiewende-fuer- 

Fortgeschrittene-Oekoenergie-ist-nicht-knapp-teuerund- 
schmutzig-7370548.html

9	 https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/ 
7606/file/7606_Co2-neutral_2035.pdf

Klima vs. Kapitalismus: Braucht die Weltrettung mehr als Sonne und Wind?
David Goeßmann
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ihren Berechnungen10 sogar davon aus, dass man bis 
2030 auf null fahren könnte, ohne dabei den Kapita-
lismus überwinden zu müssen.

Das bedeutet für die Bundesregierung jedoch: Kurs-
änderung sofort. Den Ausbau von Windrädern und 
Solarpanels müsste man umgehend verstärken, das 
Tempo faktisch um das Zwei- bis Dreifache gegenüber 
den besten Ausbaujahren erhöhen. Der Umbau des 
Stromnetzes braucht darüber hinaus eine signifikante 
Beschleunigung.

Unnötiger Auto- und Flugverkehr sollte vermieden 
(minus 20 Prozent), auf öffentlichen Verkehr verla-
gert und der Rest elektrifiziert beziehungsweise über 
Power-to-Gas (Umwandlung von Strom in alternative 
Kraftstoffe unter anderem für Flugzeuge) betrieben 
werden. Beim Heizen kann auf Wärmepumpen, solar-
thermische Kollektoren und grüne Nah- beziehungs-
weise Fernwärme gesetzt werden. Auch das eine 
Herkulesaufgabe, aber zu stemmen, wenn die Ärmel 
hochgekrempelt werden, so die Studie.

Die Forscher machen dabei klar, dass die Kursän-
derung kein Selbstläufer ist, sondern eine politische 
Kehrtwende erfordert. Sie weisen auch darauf hin, 
dass je nachhaltiger der Lebensstil gestaltet werde, 
die Wende desto leichter zu meistern sei.

Im Klartext: Je weniger in Summe geflogen, mit dem 
Auto gefahren, geheizt, unnötig und energieintensiv 
konsumiert wird und je weniger Nutztiere gehalten 
werden, umso einfacher ist es, die rasante Dekarboni-
sierung in hohem Tempo zum Erfolg zu bringen. Dafür 
braucht es sozial faire Regelungen, Anreize und auch 
Verbote von Seiten des Staates. Die Regierungen müs-
sen also den Rahmen setzen.

Studien sagen: Eine saubere Energiewirtschaft ist 
möglich

Die zahllosen 100-Prozent-Studien und -Initiativen 
in Städten und Landkreisen belegen ebenfalls ein-
drücklich11, trotz aller Unterschiede in Details, dass 
ein rapider Wechsel im gegenwärtigen System ohne 
grundsätzliche wirtschaftliche Einbußen machbar ist.

2009 entwickelten die Forscher Mark Z. Jacobson 
von der Stanford University und Mark A. Delucchi 
von der University of California zudem ein detaillier-
tes Null-Emissionsszenario für die gesamte Welt12, 
veröffentlicht im renommierten Wissenschaftsmagazin 

10	https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/
EWG_Studie_2021_100EE-fuer-Deutschland-bis-2030.pdf

11	https://www.google.de/books/edition/Der_energethische_ 
Imperativ/IAlHBgAAQBAJ?hl=de&gbpv=1&pg=PT5& printsec= 
frontcover

12	https://www.scientificamerican.com/article/a-path-to- 
sustainable-energy-by-2030/

Scientific American. Es enthält eine vollständige 
Umstellung der Energieversorgung bis zum Jahr 2030.

Windkrafträder, Solarpanels, Gezeiten- und Wellen-
kraftwerke sowie geothermische Anlagen könnten bis 
dahin die benötigte Globalenergie erzeugen, so die 
Forscher, billiger zudem, als die fossilen Energien. Die 
Investitionskosten schätzt die Studie auf 100 Billionen 
US-Dollar.

Da Sonne, Wind und Wasser keine Rechnung schi-
cken und die Förder- und Transportkosten für fossile 
Brennstoffe, Kraftstoffe und Strom zwischen 5,5 und 
7,75  Milliarden Dollar pro Jahr liegen, bilanziert die 
Studie, dass der Energiewechsel selbst dann wirt-
schaftlicher sei, wenn nur die direkten Energiekosten 
angesetzt würden, exklusive der Klima-, Umwelt- und 
Gesundheitsschäden.

Aktuelle Daten13 von finnischen und deutschen Wis-
senschaftlern dokumentieren zudem, dass vor allem 
die stark gefallenen Preise für Stromspeicherbatte-
rien den Übergang zunehmend erleichtern, während 
die Internationale Agentur für erneuerbare Energien 
(IRENA) schätzt, dass die weltweite Batteriespeicher-
kapazität bis zum Jahr 2030 um das 17- bis 38-fache 
steigen könnte14.

Die neuen wissenschaftlichen Szenarien zeigen, 
dass ab spätestens 2050 die Energieproduktion welt-
weit nicht mehr auf Kohle, Gas und Öl angewiesen sein 
muss. Das 100-Prozent-Szenario beinhaltet dabei: 
69 Prozent Solarenergie, 18 Prozent Windenergie und 
der Rest zu großen Teilen Wasserkraft.

Die globale Energiewende würde zudem jedes Jahr 
viele neue Jobs schaffen. Die Kosten für eine Mega-
wattstunde fielen von gegenwärtig 82 auf 61  Dollar. 
Der deutsche Leitautor der internationalen Untersu-
chung Christian Beyer fasst die Ergebnisse der Studie 
mit folgenden Worten zusammen:

„Die Energiewende ist längst keine Frage mehr der 
technischen Machbarkeit oder ökonomischen Durch-
führbarkeit, sondern des politischen Willens.“

Auch der US-Forscher Robert Pollin, einer der 
renommiertesten Klimaökonomen weltweit, kommt 
zu ähnlichen Ergebnissen. Seine Untersuchungen zu 
einem globalen Green New Deal15 zeigen, dass der 
Aufbau eines 100 Prozent sauberen Energiesystems 
etwa 2,5 Prozent des weltweiten jährlichen BIPs in den 
nächsten dreißig Jahren erfordern wird.

„Ja, das ist in Dollar ausgedrückt eine Menge 
Geld, etwa zwei Billionen Dollar ab jetzt und danach 

13	https://www.ecowatch.com/100-renewable-energy-by- 
2050-2519335518.html

14	https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der- 
globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all

15	https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New- 
Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all

https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/EWG_Studie_2021_100EE-fuer-Deutschland-bis-2030.pdf
https://www.energywatchgroup.org/wp-content/uploads/EWG_Studie_2021_100EE-fuer-Deutschland-bis-2030.pdf
https://www.google.de/books/edition/Der_energethische_Imperativ/IAlHBgAAQBAJ?hl=de&gbpv=1&pg=PT5& printsec=frontcover
https://www.google.de/books/edition/Der_energethische_Imperativ/IAlHBgAAQBAJ?hl=de&gbpv=1&pg=PT5& printsec=frontcover
https://www.google.de/books/edition/Der_energethische_Imperativ/IAlHBgAAQBAJ?hl=de&gbpv=1&pg=PT5& printsec=frontcover
https://www.scientificamerican.com/article/a-path-to-sustainable-energy-by-2030/
https://www.scientificamerican.com/article/a-path-to-sustainable-energy-by-2030/
https://www.ecowatch.com/100-renewable-energy-by-2050-2519335518.html
https://www.ecowatch.com/100-renewable-energy-by-2050-2519335518.html
https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der-globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der-globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New-Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New-Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all
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ansteigend. Aber es bedeutet immer noch, dass 
97,5  Prozent der weltweiten Wirtschaftstätigkeit für 
andere Dinge als Investitionen in saubere Energie ver-
wendet werden können.“

Nach Berechnungen des Forscherteams unter Lei-
tung von Pollin werden durch den Green New Deal 
durchschnittlich 160 Millionen Arbeitsplätze16 pro Jahr 
weltweit zwischen 2021 und 2030 hinzukommen.

Die Forscher widersprechen auch der Sorge, dass 
es nicht genügend verfügbare Flächen für Solar- und 
Windkraftanlagen gebe. So habe die Physikerin Mara 
Prentiss von der Harvard University in ihrem 2015 
erschienenen Buch „Energy Revolution: The Physics 
and the Promise of Efficient Technology“ gezeigt, dass 
weit weniger als ein Prozent der gesamten US-Land-
fläche17 benötigt würde, um 100 Prozent des Energie-
bedarfs der USA zu decken.

Der größte Teil dieses Flächenbedarfs könne bei-
spielsweise durch die Anbringung von Solarzellen auf 
Dächern und Parkplätzen und den Betrieb von Wind-
turbinen auf etwa sieben Prozent der derzeitigen land-
wirtschaftlichen Flächen gedeckt werden.

Auch an Geld fehlt es nicht. So schätzt der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF), dass fossile Energien 
jedes Jahr bis zu 5,9 Billionen Dollar an direkten und 
indirekten staatlichen Hilfen18 erhalten (inklusive der 
Kosten für Umwelt- und Gesundheitsschäden etc.). 
Das macht Kohle, Öl und Gas deutlich billiger, als sie 
ohne die staatlichen Schutzschirme wären. Erneuer-
bare erhalten demgegenüber nur 110 Milliarden Dol-
lar an direkten Subventionen. Die Gelder müssen nur 
umgelenkt werden.

Ein weiterer Einwand gegen die schnelle Ener-
giewende ist, dass in kurzer Zeit nicht genügend 
Solarpaneele bzw. Windräder bereitgestellt werden 
können19. Dieser Pessimismus wirkt ein wenig merk-
würdig in Staaten, die ständig schwierige technolo-
gische Probleme lösen, Unsummen für komplizierte 
Waffensysteme bereitstellen, Menschen regelmäßig zu 
Weltraumstationen fliegen oder die Flugrichtung von 
Asteroiden durch auf ihnen landende Roboterraum-
fahrzeuge ändern20.

Der energetische Infrastrukturumbau ist sicherlich 
nicht trivial, aber lösbar. Der Ingenieur Tom Solomon 
hat im „Land der unbegrenzten Möglichkeiten“ zum Bei-
spiel berechnet, dass die USA 295 Solarpanel-Fabriken 

16	https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New- 
Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all

17	https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der- 
globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all

18	https://taz.de/IWF-zu-Energiesubventionen/!5806927/
19	https://www.gemeinwohl.coop/nachrichten/immer-das- 

fordern-was-moeglich-ist-ulrike-herrmann-im-interview
20	https://www.democracynow.org/2022/9/28/nasa_scientist_ 

asteroid_technology_climate_crisis

in der Größe der Gigafabrik in Buffalo bauen müssen21, 
um das Land auf Null-Emissionen zu bringen. „Giga
fabrik“ wird sie genannt, weil dort im Jahr so viele 
Solarmodule hergestellt werden, um damit ein Giga-
watt an Strom erzeugen zu können.

Dazu müsste die gleiche Anzahl an Großbetrieben 
für Windräder entstehen. So könnte die für ein klima-
neutrales Amerika benötigte Menge von 6448  Giga-
watt bereitgestellt werden. Umgerechnet hätte also 
jeder US-Bundesstaat sechs Solar- und sechs Wind-
radfabriken für die Dekarbonisierung zu errichten.

So etwas Ähnliches haben die Amerikaner schon 
einmal hinbekommen, sagt der Umweltjournalist und 
Klimaschützer Bill McKibben22. Das war vor fast 80 Jah-
ren, als das Land nach dem Angriff auf Pearl Harbor 
in den Zweiten Weltkrieg eintrat. In wenigen Monaten 
baute man die global größte Industriefabrik in Ypsilanti 
im Bundesstaat Michigan.

Kurze Zeit später spuckte die Fabrik jede Stunde 
einen B-24-Kampfjet aus. Wohlgemerkt: Das sind 
große Flugzeuge „unendlich viel komplexer als Solar-
panele oder Turbinenblätter – jedes davon besteht aus 
1 225 000 Teilen mit 313 237 Nieten“.

Nebenan baute das US-Militär eine Panzerfabrik 
schneller auf als das dazu benötigte Kraftwerk. Also 
schob man eine Lokomotive in die Halle, um Hitze und 
Strom für die Produktion zu liefern. Allein diese Fabrik 
in Michigan stellte mehr Panzer her als die Deutschen 
im gesamten Kriegsverlauf produzierten.

Überall in den USA wurden Autofabriken und 
Industriebetriebe in rasantem Tempo konvertiert und 
stellten enorme Mengen an Stahlhelmen, Waffen, Pro-
pellern, Flugzeugmotoren oder Militärfahrzeugen her. 
Es war eine historische industrielle Mobilisierung von 
der Ost- bis zur Westküste.

Eine ähnliche Kraftanstrengung braucht es jetzt, um 
die USA auf Zwei-Grad-Kurs zu bringen. Aber nicht, 
um in den Krieg zu ziehen. Kein Bürger müsste dafür 
geopfert werden. Tatsächlich, so zeigen Daten, würden 
mit der beschleunigten Energiewende 150  Millionen 
Menschen gerettet, ungefähr doppelt so viele, wie im 
Zweiten Weltkrieg starben.

Die Ansätze für eine beschleunigte Energiewende 
sind an vielen Orten bereits vorhanden. 2018 kündigte 
Tesla an, das größte virtuelle Kraftwerk der Welt23 in 
Australien zu bauen. Auf 50 000 Häuser werden nun 
Solarpanele montiert, die im Verbund das Stromnetz 

21	https://chears.org/gcan/wp-content/uploads/2013/04/Bill-
McKibben-article-Aug-2016.pdf

22	https://chears.org/gcan/wp-content/uploads/2013/04/ 
Bill-McKibben-article-Aug-2016.pdf

23	https://electrek.co/2022/04/27/tesla-expands-virtual-power- 
plant-new-regions-australia/

https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New-Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Pollin-Globaler-Green-New-Deal-schafft-Hunderte-MillionenJobs-7267250.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der-globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all
https://www.heise.de/tp/features/Wo-die-Kritiker-der-globalen-Energiewende-falsch-liegen7284023.html?seite=all
https://taz.de/IWF-zu-Energiesubventionen/!5806927/
https://www.gemeinwohl.coop/nachrichten/immer-das-fordern-was-moeglich-ist-ulrike-herrmann-im-interview
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beliefern, inklusive dezentraler Batteriesysteme, die 
das Netz stabil und autark machen.

Audi hat in Ungarn zwei Logistikzentren mit 
36 000 Solarmodulen in Betrieb genommen. Es ist mit 
160  000  Quadratmetern die größte Aufdach-Photo
voltaik-Anlage Europas24 und soll jedes Jahr rund 
9,5 Gigawattstunden Energie produzieren, so viel wie 
der jährliche Energiebedarf von fast 4000  Haushal-
ten. Bis 2030 will das Unternehmen alle seine Pro-
duktionsstätten komplett klimaneutral machen.

Wenn Audi das kann, warum dann nicht alle anderen 
Unternehmen, alle öffentlichen Anlagen, alle Gebäude 
in Deutschland? Und warum baut der deutsche Auto-
hersteller nicht ebenso nur noch klimaneutrale E-Autos 
oder elektrifizierte Transportmittel? Volvo will ab 2030 
ganz auf E-Autos umstellen, General Motors ab 2035. 
Ansätze für die schnelle Energiewende sind überall 
vorhanden. Entscheidend ist, ob sie durch einen ent-
sprechenden Zwei-Grad-Verstärker geschickt werden.

Energiewende ist Voraussetzung für Prosperität 
im 21. Jahrhundert

Jenseits der unnötigen und schädlichen Energiewende-
skepsis trifft die Wachstumskritik jedoch auch einen 
wichtigen Punkt: Energieeinsparungen erleichtern 
den Übergang zu einer sauberen Energiewirtschaft 
und sollten integraler Bestandteil der Energiewende 
sein. Klimawissenschaftler wie Alice Larkin und Kevin 
Anderson weisen daher immer wieder darauf hin, dass 
es noch große Potentiale auf der Nachfragenseite25 
gibt. Vor allem Hochemittenten müssten ihren Anteil 
dabei leisten.

Eine progressive Flugsteuer etwa könnte den Flug-
verkehr einschränken: erster Flug pro Jahr einfacher 
Preis, zweiter Flug doppelt so teuer, dritter Flug sechs-
mal so teuer und so weiter. Eine Urlaubsreise per 
Flugzeug wäre für eine Familie dann noch drin. Für 
Unternehmen, die ihre Manager hin und herjetten las-
sen, wird Vielfliegen jedoch unrentabel.

Videokonferenzen und Homeoffice wären schließ-
lich nicht mehr nur die Corona-Ausnahme, sondern 
die Energiewenderegel. Auch könnten Flüge unter 
1000  Kilometer ersetzt werden durch Bahnverbin-
dungen. Somit fiele ein großer Teil des Luftverkehrs 
in Deutschland weg. Die Angestellten der Lufthansa 
werden dann bei der Bahn benötigt.

Ob bei einem radikalen Green New Deal am Ende 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) – eine ohnehin abs-
truse Messeinheit für wirtschaftliche Gesundheit 

24	https://audi.hu/de/news/details/647_es_gibt_neues_unter_
der_sonne_europas_gro_te_aufdach-solaranlage/

25	https://tinyurl.com/y3u3fwtk

und Wachstum – sinkt, stagniert oder leicht steigt, 
ist letztlich unerheblich. Es kommt darauf an, dass 
die Emissionen runter gehen, und zwar nach strikten 
Budgetvorgaben.

Das kann aber nur gelingen, wenn eine umfassende 
Energiewende politisch eingeleitet wird. Dabei würde 
weder der Kapitalismus überwunden – obgleich das, 
wie gesagt, aus diversen Gründen anzustreben ist – 
noch die Volkswirtschaft geschrottet. Dieses Märchen 
wird seit Jahrzehnten erzählt, es wird aber dadurch 
nicht wahrer.

Denn die Wende ist nicht nur mit „Wohlstand für alle“ 
vereinbar, sondern absolute Voraussetzung für Prospe-
rität im 21. Jahrhundert. So würde eine ungebremste 
Klimakrise am Ende jegliche Wohlfahrt pulverisieren.

Der Kurs Richtung Klimakollaps kostet die Weltwirt-
schaft schon jetzt jedes Jahr 1,2 Billionen US-Dollar26 
(1,6 Prozent des BIP). Wirtschaftskraft, die für die Ener-
giewende verloren geht. Allein ein sich erwärmender 
Arktischer Ozean könnte einer aktuellen Studie zufolge 
im Laufe des Jahrhunderts Wirtschaftsschäden von bis 
zu 90 Billionen US-Dollar27 erzeugen.

Doch es wabert – trotz aller vielversprechenden 
Szenarien und Dynamiken – weiter Skepsis gegen-
über einem Übergang zu einer sauberen Energie-
wirtschaft im Hintergrund von Umweltbewegungen, 
genährt von Naturschützern und Vordenkern, die 
wie Serge Latouche seit den 1980er und 1990er Jah-
ren aus der „Ökonomie aussteigen“ wollen oder die 
industrielle Gesellschaft grundsätzlich als Fehlent-
wicklung ansehen.

Auch bei einigen Kapitalismuskritikern ist Energie-
wendeskepsis latent anwesend, wenn sie die Lösung 
der Klimakrise per se für unvereinbar halten mit dem 
gegenwärtigen Wirtschafts- sowie Politiksystem. Je 
näher der Abgrund im Zuge des Nichtstuns rückt, 
desto mehr könnten diverse Spielarten des Klimafata-
lismus an die Oberfläche gespült werden.

Beim Dokumentarfilm „Planet of the Humans“28, 
produziert von US-Kapitalismuskritiker Michael Moore 
unter Regie von Umweltjournalist Jeff Gibbs, ist das 
gut zu beobachten. Mit Halbwahrheiten und Fehldar-
stellungen29 werden im Film erneuerbare Energien als 
Scheinlösung, ineffizient und schmutzig dargestellt 
und in Misskredit gebracht. Mit großem Erfolg. 13 Mil-
lionen BesucherInnen haben das Video in den letzten 
zwei Jahren allein auf Youtube angesehen.

26	https://www.theguardian.com/environment/2012/sep/26/
climate-change-damaging-global-economy

27	https://www.independent.co.uk/climate-change/news/ 
arctic-thaw-90-trillion-damage-roads-buildings

28	https://www.youtube.com/watch?v=Zk11vI-7czE
29	https://www.rollingstone.com/politics/political-commentary/ 

bill-mckibben-climate-movement-michael-moore993073
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Dabei wird aus berechtigter Kritik am Kapitalismus, 
an technischen Exzessen, falschen Industrialisierungen 
und Überproduktion wie Überkonsumption eine Sack-
gasse gezimmert. Das ist aber weder sachlich begrün-
det noch politisch hilfreich. „System Change not Climate 
Change“ ist als Slogan völlig richtig. Aber die Klimakrise 
wird entweder politisch gelöst – mehr oder weniger 
im gegenwärtigen ökonomischen System – oder eben 
nicht.

Die Energierevolution braucht sicherlich eine System-
änderung: Ein Zurückdrängen neoliberalen Vertrauens 
auf die freien Märkte, eine Befreiung von der fossilen 
Energiewirtschaft und vor allem ein Ende der Zuschau-
erdemokratie. Denn wenn immer mehr Bürger und 
gesellschaftliche Gruppen sich zusammentun und die 

klimapolitische Wende einfordern, den radikalen Green 
New Deal ganz oben und dauerhaft auf die Tagesord-
nung setzen, dann werden PolitikerInnen, Parteien, Par-
lamente und schließlich auch Regierungen nicht anders 
können, als die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

Ob das früh genug geschieht, ist die eigentliche, 
letztlich existenzielle Frage der Menschheit. Robert 
Pollin bringt es so auf den Punkt:

„Die eigentliche Frage ist natürlich nicht, ob der 
Green New Deal ökonomisch oder technisch umsetz-
bar, sondern ob er politisch machbar ist.“

Quelle: https://www.telepolis.de/features/Klima-vs-
Kapitalismus-Braucht-die-Weltrettung-mehr-als-Son-
ne-und-Wind-7372636.html (2023-03).

Energieselbstversorgung contra Energiepreisinflation
Dieter Brendahl

Solange die Möglichkeit besteht, klima- und umwelt-
schädliche mit erneuerbaren Energien zu vermischen, 
wird die Energierevolution auf den Sankt Nimmerleins-
tag verschoben. Ohne gesetzliche Alternative autono-
mer Selbstversorgung mit 100 % erneuerbaren Energien 
bleibt der Ausbau erneuerbarer Energien ausgebremst. 
Das offenbart die gegenwärtige deutsche Regierungspo-
litik mit Beschaffung und Verbrennung fossiler Energien.

Die Bezugnahme auf den Ukrainekrieg ist fatal, weil 
dieser Krieg mit Deutschlands Waffenlieferungen nicht 
nur für die Ukrainer ein Ritt in die Klimakatastrophe ist.

Ohne die Überwindung der globalen Klimakrise ist 
die Vermeidung von Klimafolgeschäden nicht möglich. 
Voraussetzung ist die Unabhängigkeit der Energiever-
sorgung von klimaschädlicher fossiler und Energie aus 
Atomkraftwerken. Darin eingeschlossen ist die Frei-
stellung von Steuern und sonstigen einschränkenden 
Auflagen.

Gegenwärtig blockieren nationale und internationale 
Machtverhältnisse solidarischen und kooperativen 
Klimaschutz. Kooperative Selbstversorgung mit 100 % 
erneuerbaren Energien wird weitestgehend verhindert.

Demokratische Energieselbstversorgung der Ver-
braucher muss undurchschaubare Brems- und Brü-
ckengesetze ignorieren.

Ähnlich wie das ursprüngliche EEG kommt ein 
Autonomiegesetz für 100 % regenerative Energiever-
sorgung1 mit wenigen allgemein verständlichen Para-
graphen aus. Die finanziellen Vorteile regenerativer 

1	 Deutscher Bundestag Petitionen, Petition 125665 Erneuer-
bare-Energien-Gesetz. Legalisierung autonomer Selbstversor-
gung mit 100 Prozent erneuerbaren Energien per Gesetz vom 
20. 8. 2021.

natürlicher Energien werden damit sichtbar: Unschäd-
liche Energien sind ohne Zwischenhändler unter Erzeu-
gern und Verbrauchern austauschbar. Voraussetzung, 
um Bevölkerungsmehrheiten mit aktivierendem Wissen 
zu versorgen, sind für jedermann zugängliche naturwis-
senschaftliche Bildungseinrichtungen. Selbstorganisa-
tion verhindert zentralstaatliche Bevormundung. Sie ist 
mit unermesslichen individuellen und volkswirtschaft-
lichen Vorteilen verbunden
Es entfallen Kosten für
•	Abbau von Kohle, Erdöl und Erdgas;
•	Transport von Kohle, Erdöl und Erdgas;
•	Müll aus Atomkraftwerken;
•	Wertschöpfung aus asozialer Marktwirtschaft;
•	Verwaltung des Co2-Emissionshandels;
•	Bürokratie zur Energiepreisdeckelung und Inflations-

vermeidung2;
•	Ausbau von Hochspannungsnetzen für Stromfern-

transport.
Dezentrale Energieversorgung ermöglicht Speiche-
rung und Kopplung unterschiedlicher Energieformen. 
Sie schützt vor flächendeckendem Stromausfall durch 
Havarien. Zeitweiser Überschuss von Sonnen- und 
Windenergie wird gespeichert und nicht weggeworfen.

Wesentliche Bremsklötze der Energierevolution 
sind Ausschreibungs- und Genehmigungsverfahren. 
Energieselbstversorgung schließt langwierige zentralis-
tische Eingriffe in lokale und regionale Entscheidungs-
verfahren aus.

2	 siehe Gesetzes- und Verordnungspaket zur Gaspreis- und 
Strompreisdeckelung

https://www.telepolis.de/features/Klima-vs-Kapitalismus-Braucht-die-Weltrettung-mehr-als-Sonne-und-Wind-7372636.html 
https://www.telepolis.de/features/Klima-vs-Kapitalismus-Braucht-die-Weltrettung-mehr-als-Sonne-und-Wind-7372636.html 
https://www.telepolis.de/features/Klima-vs-Kapitalismus-Braucht-die-Weltrettung-mehr-als-Sonne-und-Wind-7372636.html 
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Text der Petition

Mit der Petition wird gefordert, uneingeschränkt 
autonome Selbstversorgung mit 100 % erneuerbaren 
Energien per Gesetz zu legalisieren. Mit Konkurrenz 
zwischen 100  % regenerativer Energieversorgung 
einerseits und marktwirtschaftlicher Versorgung mit 
klimaschädlichen Energien andererseits soll verhin-
dert werden, dass kostenlose natürliche Energien per 
Gesetz vermarktet werden müssen.

Begründung

Im deutschen Energierecht fehlen Regeln, die Hemm-
nisse des Austausches fossiler mit regenerativen 
Energien beseitigen. Haupthemmnis ist der Zusam-
menschluss fossiler mit regenerativen Energiever-
sorgungssysteme, obgleich sie untereinander nicht 
kompatibel sind.

Kostenintensive Primärenergien aus Kohle, Erdöl 
und Erdgas sind mit kostenlosen Primärenergien aus 
Sonnenstrahlung und Wind untereinander vermischt. 
Während fossile Energien hohen Kostenaufwand für 
Erschließung, Transport, Umwandlung und Verteilung 

erfordern, sind regenerative Energien kostenlos und 
können vor Ort umgewandelt, gespeichert und genutzt 
bzw. verteilt werden.

Weil Sonnenstrahlung und Wind zwar unendlich 
aber nicht ständig verfügbar sind, unterscheiden sich 
regenerative und fossile Versorgungstechnologien 
grundsätzlich. Ihre nach geltendem Recht geforderte 
Zusammenführung ist trotz hohem Koordinierungsauf-
wand mit Verlusten verbunden.

Während fossile Energien marktwirtschaftlich 
gehandelt werden, sind Sonnenstrahlung und Wind 
als Grundlagen der Daseinsvorsorge keine Marktware. 
Sämtliche Fakten sprechen dafür, dass Klimawandel 
nur mit gemeinnütziger kooperativer regenerativer 
Energieversorgung verhindert werden kann.

Bisher ungenutzte Wissensanwendungen eröffnet 
sozialer Marktwirtschaft mit Technik für Energieum-
wandlung und -speicherung neue Geschäftsfelder.

Gespeichert sind erneuerbare Energien in vielen 
Wandlungsformen von tages- und jahreszeitlichen 
Schwankungen unabhängig.

Dezentrale sogenannte zellulare Selbstversorgung 
aus regenerativen Quellen vermeidet das Risiko groß-
flächiger Ausfälle durch Havarien im Verbundnetz.

Gestaltungshoheit gewählter örtlicher und regiona-
ler Organe für Genehmigungsverfahren fördert demo-
kratische Beteiligung von Erzeugern und Verbrauchern. 
Die Stadtwerke erhalten die Entscheidungshoheit zum 
Betrieb separater Netze mit 100 % regenerativen Ener-
gien.

Selbstbestimmte Kostenteilung für Umwandlungs-
technik und Wartung verhindern spekulative Energie-
preiserhöhungen. Mit dem Autonomiegesetz entfällt 
die Abrechnungs- und Abgabenpflicht von Energie-
produzenten und Verbrauchern (Prosumern) an den 
Staatshaushalt. Dem Handel mit Patenten schöp-
ferischer Neuerungen und Erfindungen für Energie-
umwandlungs- und Speichertechnik wird ein Riegel 
vorgeschoben. Motivierung und Prämierung gemein-
nütziger Neuerungen und Erfindungen ist ohne Patente 
möglich. Eine weltweite Verbreitung von Neuerungen 
zur Nutzung natürlicher Energien verallgemeinert den 
Klimaschutz.

Eine zügig wachsende Verfügbarkeit einer 100%ig 
regenerativen Energieversorgung ist als Vorlauf zur 
Klimaneutralität unverzichtbar.

Zu überwinden ist der Militarismus als Quelle allge-
meiner Unsicherheit und Ursache von Kriegen und Kli-
mawandel. Transparenz über vom Militär verursachte 
Klimaschäden wird aus machtpolitischen Gründen ver-
hindert. Militaristen dieser Welt, die das Gewaltverbot 
der UNO missachten, sehen sich mit Wegfall fossiler 
und nuklearer Energieträger vom Verlust ihrer Einnah-
mequellen bedroht. Die Bedienung von Sicherheitsin-
teressen durch Kriegsrüstung ist Betrug. Friedfertige 
Politiker vermeiden Rüstungsausgaben zu Lasten rege-
nerativer Energieversorgung.

Unzählige, untereinander vernetzungsfähige 
Cluster autonomer Selbstversorgung sind Vor-
aussetzung zur Verhinderung von Fluchtursachen 
und Kriegsprovokationen. Vordringlich für die 
Verwendung des von der arbeitenden Mehrheit 
geschaffenen Reichtums sind Bildung, Kultur, 
Klima- und Umweltschutz. Zur Verbreitung des 
dafür erforderlichen Wissens muss demokrati-
sche Politik allen Bildungseinrichtungen finanziell 
ermöglichen, sich selbst ausschließlich mit Ener-
gie aus regenerativen Quellen zu versorgen.

Petition 125665 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – Legalisierung autonomer 
Selbstversorgung mit 100 Prozent erneuerbaren Energien per Gesetz
Dieter Brendahl
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Gegenwärtig wird Aufwuchs vorhandener und neuer 
Zellen 100 % erneuerbarer Energien mit gesetzlichen 
Deckelungen und Ausschreibungen verhindert.

Legalisierte Selbstversorgung mit regenerativen 
Energien eröffnet Wege zur beschleunigten Verringe-
rung der Co2-Emissionen mit guten Arbeitsplätzen.

Erforderliche finanzielle Ausstattung der Universitä-
ten und Hochschulen zur beispielhaften energetischen 
Selbstversorgung mit 100 % regenerativen Energien 
belastet den Staatshaushalt weniger als Bürokratieauf-
wand für Verhinderung sozialer Verwerfungen durch 
Co2-Bepreisung. Sie ist dringende Voraussetzung zur 
Qualifizierung des Arbeitskräftepotenzials für die Ener-
giewende.

Nur Selbstversorgung mit 100 % erneuerbareren 
Energien versetzt Unternehmen und Bürger in die 
Lage, für den Klimaschutz vollständig auf Kohle, Erdöl 
und Erdgas sowie Strom aus Atomkraftwerken zu ver-
zichten.

Ein Autonomiegesetz eröffnet gewählten lokalen 
und regionalen Organen,, selbständige Genehmigungs-
entscheidungen nach Vorortbedingungen zu treffen

Petition 125665 
Einreichedatum der Petition: 20. 8. 2021

Quelle: https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/ 
_2021/_08/_20/Petition_125665.html (2023-03).

Ein wesentlicher wirtschaftspolitischer Mangel zur Ein-
haltung der Beschlüsse des Pariser Klimagipfels besteht 
darin, dass sich für Industrie-, Landwirtschafts- und 
Transportunternehmen die Energieselbstversorgung 
aus lokal verfügbaren regenerativen Quellen nicht 
rechnet! Dieser Mangel kann mit Hilfsmaßnahmen 
für pandemiegeschädigte Unternehmen nicht besei-
tigt werden, weil demokratische Entscheidungen zur 
dezentralen Energieselbstversorgung gesetzgeberisch 
verhindert werden.

Beispielsweise dürften Rettungskredite bzw. -betei-
ligungen für die Deutsche Lufthansa nur mit Forderung 
nach Eigenversorgung mit klimaneutralem Treibstoff 
vergeben werden. Ähnliches gilt für viele Wirtschafts-
zweige, die ihre Energieversorgung noch Kartellen und 
Konzernen überlassen. Deren Geschäft ist der Betrieb 
von Atomkraftwerken sowie Gewinnung und Vertrieb 
von Kohle, Erdöl und Erdgas, ohne Verantwortung für 
die Folgen übernehmen zu müssen.

Als Gesetzesinitiative eröffnet dieser Entwurf Wäh-
lern die Möglichkeit, sich für Kandidaten und Parteien 
zu entscheiden, die über die Corona-Pandemie und 
den Ukrainekrieg die Verhinderung der Erderhitzung 
nicht vernachlässigen.

Parlamentarier haben die Möglichkeit, sich mit Ein-
bringung und Verteidigung dieser Gesetzesziele für 
zukünftige Generationen wählbar zu machen.

§1 Zweck des Gesetzes:
Dezentrale, lokale und regionale Energieversor-
gung mit 100 % regenerativen Energien 

Die gegenwärtige Energieversorgung wird von nuk-
learen Energien aus Atomkraftwerken sowie Energien 
aus Kohle, Erdöl und Erdgas beherrscht.

Die Entkopplung regenerativer von nuklearen/fos-
silen Energien ist Gegenstand dieses Gesetzentwurfs. 
Sie eröffnet den Wandel zu demokratischer Koopera-
tion der Energieversorgung.

§ 2 Anwendungsbereich:
Das Gesetz regelt Errichtung, Betrieb und Nutzung 
autonomer Anlagen zur Gewinnung und Speiche-
rung regenerativer Energien aus Sonnenstrahlung, 
Wind, Biogasanlagen, Erdwärme und Gezeiten.

Der ursprüngliche Erfolg des aus dem Jahre 2000 
stammenden Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
hat mit dem Vorrang der Stromnetzeinspeisung rege-
nerativer Energien die Lobby der Energiekonzerne auf 
den Plan gerufen. Sie veranlassten, die Fördersys-
teme in mehreren Novellierungen in Bremssysteme 
umzuwandeln. Das wird offenbar, weil das Erfordernis  
– 100 % erneuerbare bzw. regenerative Energien – im 
geltenden EEG nicht enthalten ist.

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt ermög-
licht, vor Ort verfügbare natürliche Energien in viel-
seitig nutzbare Energieformen umzuwandeln und zu 
speichern. Nachgewiesenermaßen ist dies ohne staat-
liche Subventionen und frei von schädlichen Nebenwir-
kungen möglich!

Kosten für Erschließung nuklearer und fossiler Ener-
gieressourcen und deren Transport werden vermie-
den. Der erforderlicher Aufwand für Umspannwerke 
und Fernübertragungstrassen aus Großkraftwerken zu 
den Verbrauchern entfällt.

Kommentar eines Gesetzentwurfes für Autonomie 100 Prozent 
regenerative Energieversorgung
Dieter Brendahl

https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2021/_08/_20/Petition_125665.html
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2021/_08/_20/Petition_125665.html
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§ 3 Begriffsbestimmungen:
regenerative Energie: 
•	Energie aus zeitnaher Sonnenstrahlung, Wind, Bio-

masse, Erdwärme und Gezeiten 
Schadstoffenergie: 
•	Strom aus Atomkraftwerken, Energie aus fossilen 

Energieträgern (Energie aus Kohle, Erdöl, Erdgas)
100 % regenerative Energie: 
•	schadstofffreie Energie
nuklear/fossile Energie: 
•	Energie aus Kernspaltung, Kernfusion, Erdgas, Erdöl, 

Kohle und Torf
Energieautonomie: 
•	von internationalen und nationalen Verbundnetzen 

unabhängige dezentrale Energieversorgung aus 
regenerativen Quellen

Gebrauchsenergien: 
•	Arbeitsenergie für Haushalt, Landwirtschaft, gewerb-

lichen und industriellen Bedarf aus unterschiedlichen 
Sektoren wie Wärmeenergie, Elektroenergie, chemi-
sche Energie, kinetische Energie, Lichtenergie

Energiekooperativen: 
•	Energieerzeuger- und Verbrauchergemeinschaften 

regenerativer Energien
Bürgerenergie: 
•	100 % regenerative Energie, deren Austausch unter-

einander keiner Zwischenhändler bedarf
Energiemarktwirtschaft: 
•	 nicht planbare, „vom Markt diktierte“ Energieversorgung
In Weiterentwicklung des ursprünglichen EEG umfasst 
das Autonomiegesetz sämtliche nutzbaren Energie-
formen. Die in der geltenden Energiegesetzgebung 
enthaltenen „Sektoren“ werden hier als „Gebrauchs-
energien“ definiert. Sie sind Bestandteil des Prinzips 
„Energie als Daseinsvorsorge“. An Stelle von Markt-
wirtschaft tritt Kooperation als Versorgungsprinzip.

§ 4 Allgemeine Vorschriften:
(1) Für autonome Energiekooperativen gelten keine 
Mengen- und Zuwachsbeschränkungen regenerati-
ver Energien.

Mit Autonomie regenerativer Energien eröffnet der 
Gesetzgeber Konkurrenz zu fossilen Anbietern. Diese 
Konkurrenzsituation ist unverzichtbar, um der Klimaka-
tastrophe wirksam zu begegnen.

Als Gefahr für bestehende Machtverhältnisse wird 
derzeit Nutzung kostenloser Energierohstoffe per 
Gesetz behindert. Der Widerspruch zwischen den Roh-
stoffen nuklearer/fossiler und kostenlosem Rohstoff 
regenerativer Energien wird ignoriert.

Die geltende Energiegesetzgebung enthält Decke-
lungen regenerativer Energien.

Kostenlose Rohstoffe sind als Naturprodukt in prak-
tisch unbegrenzten Mengen verfügbar. Organisierte 

Speicherung regenerativer Energien bewirkt maximale 
Versorgungssicherheit.

(2) Ausschreibungen als Teil des Genehmigungs-
verfahrens entfallen für Anlagen autonomer rege-
nerativer Energieversorgung.

Nach geltender Gesetzgebung unterliegt die Errich-
tung von Windkraftanlagen Ausschreibungsverfahren, 
die mit Kosten verbunden sind. Das Gleiche gilt für 
größere PV-Anlagen.

Autonomie wird derzeit gesetzlich verhindert, sollte 
aber gefördert werden, um die Energiewende zu 
beschleunigen. Genehmigung autonomer Anlagen zur 
Energieversorgung sollte nur von gewählten örtlichen 
bzw. regionalen Organen entschieden werden, um pri-
vate Kartelle zu verhindern.

(3) Autonom erzeugte Arbeitsenergien aus rege-
nerativen Quellen unterliegen keiner Steuer- und 
Abgabenpflicht.

(4) Die Umsatzsteuerpflicht ist mit Besteuerung 
der Investitionskosten und in Anspruch genomme-
nen Dienstleistungen abgegolten.

Umwandlung von Energie aus natürlichen Quellen 
ist keine Warenproduktion.

Im Gegensatz zu nuklearer/fossiler Energieversor-
gung ist regenerative Energieversorgung gemeinnützig. 
Gemeinnützigkeit verbietet Stromsteuer, Umsatzsteuer 
und EEG-Umlage.

Kooperationsverhältnisse von Prosumern sind keine 
Handelsvereinbarungen. Sie basieren auf partnerschaft-
lichem Ausgleich unterschiedlicher Investitions- und 
Wartungskosten. Miets- bzw. Pachtverträge für Energie-
umwandlungsanlagen sind nicht ausgeschlossen.

(5) Technische Neuerungen zur Rationalisierung 
und Beschleunigung der Nutzung regenerativer 
Energiequellen dürfen nicht durch Patente blockiert 
werden. Kostenlose Nachnutzung von Technologien 
zur Rationalisierung von Energieumwandlung und 
-speicherung muss gewährleistet sein.

Privatinteressen dürfen der Verhinderung der Klima-
katastrophe nicht im Wege stehen. 

Es verbietet sich, für technische Neuerungen, die 
zur Beschleunigung der Energiewende führen, Patente 
zu erteilen. 

Die Leistungen von Erfindern und Neuerern regene-
rativer Energieversorgung sind gemeinnützig und kön-
nen von der Gesellschaft vielfältig motiviert werden.

Zur Erhaltung der Menschheitsfamilie müssen sämt-
liche Erkenntnisse und Erfahrungen untereinander 
ausgetauscht werden, die der Zukunft des Lebens auf 
unserem Planeten dienen.

(6) Für Errichtung und Betrieb von Anlagen zur 
Gewinnung und Nutzung regenerativer Energien 
gelten die allgemeinen technischen Sicherheits- 
und Qualitätsstandards.
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Die Pflicht zur Herstellung übereinstimmender 
Parameter (Netzspannungsgleichheit und Frequenz-
synchronisation) mit dem angrenzenden öffentlichen 
Verbundnetz ist darin eingeschlossen.

§ 5 Autonome Netze mit 100 % regenerativen 
Energien:
(1) Energiekooperativen haben das Recht, in ihrem 
Bereich vorhandene Netze zu kaufen oder zu pach-
ten.

(2) Vorbesitzer sind verpflichtet, Teilbereiche 
ihrer Verteilnetze an Kooperativen zu verkaufen 
oder zu verpachten, sofern sie damit von Anteilen 
nuklearer/fossiler Energien bereinigt werden.

Der vorliegende Gesetzentwurf korrigiert die in der 
geltenden Gesetzgebung fehlende Forderung nach 
100 % regenerativer Energieversorgung.

Nach geltendem Recht dürfen Stromnetzbetreiber 
den Verkauf von Netzteilbereichen an Energiekoopera-
tiven verweigern, wenn diese sich vom mit Atom- und 
Kohlestrom belasteten Verbundnetz trennen wollen.

Damit steht das geltende EEG der Verpflichtung 
entgegen, die nach Pariser Abkommen geforderte 
Begrenzung der Erderhitzung einzuhalten, wofür 100 % 
regenerative Energieversorgung Voraussetzung sind.

Die Bürger der Gemeinde Feldheim im Landkreis 
Treuenbrietzen mussten zusätzlich ein neues Strom-
netz errichten, weil der örtliche Betreiber des Verbund-
netzes ihnen den Verkauf des Ortsnetzes verweigerte.

§ 6 Investitionen und Dienstleistungen
(1) Mitglieder autonomer Kooperativen handeln Ver-
gütung erbrachter individueller Leistungen unterei-
nander ohne staatliche Reglementierung aus.

Anteilige Kosten der Kooperationspartner für Ener-
gieumwandlungs und -übertragungstechnik unterliegen 
keiner staatlichen Abgabe und sind nicht an Gewinner-
wirtschaftung und Renditeerwartungen gebunden.

Geldwerte kooperativer Versorgungsleistungen sind 
keine Handelspreise. Geldaufwand pro nutzbarer KWh 
ist Maß konkurrierender regenerativer und fossilen 
Energien.

(2) Städte und Kommunen veröffentlichen in 
vierteljährlichen Zeitabständen Register ihrer 
Energiekooperativen und deren aktuelle Durch-
schnittserzeuger- und Verbraucherkosten. Infor-
mation über Vorteile bürgerbeteiligter Versorgung 
mit 100 % regenerativen Energien soll deren 
Wachstum beschleunigen.

Nur Transparenz der Versorgungskosten ist fun-
dierte Entscheidungsbasis für Verbraucher.

Die Veröffentlichung soll den Erfahrungsaustausch 
der Kooperativen untereinander anregen, um die bes-
ten Ergebnisse zu verallgemeinern.

§ 7 Vernetzung von Kooperativen: 
Vernetzung von Kooperativen erfordert Netzsyn-
chronisation der Stromnetze und Beibehaltung 
einer zeitlich ausgeglichenen Gesamtbilanz von 
Erzeugung und Verbrauch.

Vernetzung autonomer Kooperativen ist Vorausset-
zung und Grundlage der Verdrängung nuklearer/fossi-
ler Energieversorgung.

Mit 100 % regenerativer Energieversorgung ist Entwer-
tung von Atomenergie, Kohle, Erdöl und Erdgas erlebbar.

Kriegen um fossile Energieträger wird die Grundlage 
entzogen. Die Rüstungsindustrie hat wegen ihres Bei-
trags zum Klimawandel Akzeptanzverlust.

§ 8 Kennzeichnungspflicht kommerzieller öffentli-
cher Energiequellen:
Kommerzielle öffentliche Energiequellen wie bei-
spielsweise Ladesäulen für Elektroantriebe von 
Fahrzeugen und Schiffen, die Anteile von Atom-
energie und Strom aus fossilen Energieträgern 
enthalten, sind mit der Aufschrift zu kennzeich-
nen: „Diese Energiequelle ist nicht klimaneutral!“

Mit dieser Vorschrift entsteht Wettbewerb zwi-
schen aus dem Verbundnetz bezogenem und dezentral 
erzeugtem Strom.

Mit eigenen PV-, Windkraft- oder Biogasanlagen 
direkt verbundene Ladestationen sparen Energieum-
wandlungs- und Transportkosten.

§ 9 Geltungsbereich: 
Bestehende Verträge zur Einspeisung von Elek-
troenergie aus Windkraft- und PV-Anlagen in 
das öffentliche Verbundnetz werden von diesem 
Gesetz nicht berührt.

Gegenwärtig haben nur wenige Prosumer Wahlfreiheit 
zwischen 100 % regenerativer und verbundnetzbezogener 
Energieversorgung. Das Verbundnetz enthält überwie-
gend Energie aus Atom- und Kohlekraftwerken. So lange 
ihnen Autonomie regenerativer Energieselbstversorgung 
verschlossen ist, sind Industrie, Landwirtschaft und 
Transportwesen auf klimaschädliche Energien angewie-
sen. Bestehende Wirtschaftsverträge sehen keine grund-
legenden Veränderungen vor. Im Gegenteil: Es wurden 
und werden neue Verträge für zusätzliche Erdgasimporte 
abgeschlossen, Laufzeiten für Atomkraftwerke verlängert 
und stillgelegte Kohlekraftwerke wieder aktiviert.

In Konkurrenz zum klimaschädlichen Verbundnetz 
wird Bürgern, Industrie, Landwirtschaft, Unternehmen 
und Verwaltung mit autonomer Selbstversorgung unein-
geschränkt regenerative Energiesicherheit ermöglicht.

Siehe hierzu: Deutscher Bundestag Petitionen, Peti-
tion 125665. Erneuerbare-Energien-Gesetz – Legali-
sierung autonomer Selbstversorgung mit 100 Prozent 
erneuerbaren Energien per Gesetz vom 20. 8. 2021
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Das Militär – der größte Klimasünder?

Krieg und Militär seien, so kann man es immer wieder vor 
allem von friedenspolitischen Organisationen hören, die 
größten Verursacher von Treibhausgasen und Umwelt-
zerstörung. Insinuiert wird mit solchen populistischen 
Slogans natürlich, dass allein Abrüstung und Entmilita-
risierung zugleich auch das größte derzeitige Mensch-
heitsrisiko, die Klimakatastrophe, beseitigen könnten. 
Indirekt wird damit kleingeredet, vor welch tiefgreifen-
der gesellschaftlicher Transformation wir stehen und 
wie sehr alle unsere Lebensbereiche davon betroffen 
sein werden. Wie so oft, sind auch hier die Zusammen-
hänge nicht so schlicht, wie man es gern hätte.

Welchen direkten Einfluss haben Rüstung, Militär und 
Krieg tatsächlich auf das Klima? Das genau zu beziffern 
ist kaum möglich: Die internationalen Klimakonventio-
nen klammern diesen Bereich völlig aus, sehen weder 
Emissionsziele noch Berichtspflichten hierfür vor. Das-
selbe gilt für nationale Klimaschutzberichte. Die ener-
gieintensive Produktion der Rüstungsfirmen unterliegt 
keiner umfassenden Rechenschaftspflicht. Dennoch 
lassen sich aus den vorliegenden Teilstudien seriöse 
Schätzungen ableiten. Der derzeitige UN-General
sekretär António Guterres hat immer wieder öffentlich 
geäußert, dass Rüstung und Militär für etwa 5 bis 6 % 
der Treibhausgase weltweit verantwortlich seien. Legt 
man das zugrunde, worüber uns Einzeluntersuchungen 
Aufschluss geben, dann dürfte er mit dieser Einschät-
zung einigermaßen richtig liegen.

Neta Crawford von der Boston University errechnet, 
dass allein die Einsätze des US-Militärs im Jahr 2017 
59 Mio. t Co2 verursachten. Rechnet man die Emissio-
nen der Rüstungsindustrie dazu, so kommt man für den 
Zeitraum 2011 bis 2017 auf einen Durchschnittswert 
von 153  Mio.  t im Jahr. (Zum Vergleich: Deutschland 
emittiert im Jahr etwa 800 Mio.  t Co2).1 Stuart Parkin-
son von der US-amerikanischen Organisation Scientists 
for Global Responsibility (SGR) hingegen beziffert die 
Co2-Emissionen des US-Militärs aufgrund akribischer 
Recherchen auf 250 Mio t (hier sind die etwa 800 Mili-
tärbasen, die die USA weltweit unterhalten, einbezogen), 
die Großbritanniens auf immerhin noch 11 Mio. t.2

Ist dies in Bezug auf die Klimakatastrophe nun eine 
eher zu vernachlässigende Größenordnung? Keines-
wegs! Vor dem Hintergrund der verzweifelten Lage, in 

1	 Andres, Jaqueline, Krieg und Klima. IMI-Analyse 2020/34: 
www.imi-online.de/2020/07/21/krieg-und-klima/

2	 https://umwelt-militaer.org/militaer-klimawandel-cop26/ 
(aufgerufen am 7. 4. 2022).

der wir uns inzwischen befinden, können wir uns die-
ses Ausmaß an Energie- und Ressourcenverschwen-
dung nicht mehr leisten. Die letzten IPCC-Berichte 
machen uns darauf aufmerksam: Die Einhaltung der 
1,5-Grad-Grenze bezüglich der durchschnittlichen 
Erderwärmung wäre nur möglich, wenn wir bereits in 
diesem Jahrzehnt und dann auch in den darauf folgen-
den Dekaden den Co2-Ausstoß weltweit halbieren und 
zusätzlich Kohlendioxid mittels bislang kaum erprobter 
Techniken aus der Atmosphäre holen. Reduktionen in 
diesem Ausmaß würden nur durch einen konsequen-
ten, drastischen industriellen Rückbau in den reichen 
Ländern gelingen. Damit stehen eben nicht zuletzt 
Rüstung und militärische Infrastruktur zur Disposition.

Dazu kommt: Die immensen Rüstungsausgaben 
stehen natürlich in Konkurrenz zu den finanziellen 
Anstrengungen für den Aufbau der Infrastruktur einer 
dekarbonisierten Wirtschaft, für die soziale Abfederung 
der Transformation und für die Abmilderung von Folgen 
der Klimakatastrophe. Das renommierte Stockholmer 
Institut SIPRI hat die weltweiten Rüstungsausgaben im 
Jahr 2019 auf knapp 2 Billionen US-Dollar beziffert.3 Die 
Tatsache, dass man in Deutschland im Gegenzug zu den 
absurden Aufrüstungsplänen, die zudem im Grundge-
setz verankert werden sollen, den Entwicklungshilfeetat 
deutlich gekürzt hat, spricht wohl für sich.

Sicherheitsrisiko Klimakatastrophe

Ausgerechnet hochrangige Militärstrategen scheinen 
ein besonders geschärftes Bewusstsein dafür zu haben, 
welch hohes Sicherheitsrisiko die Klimakatastrophe 
darstellt. So bezeichnete der ehemalige US-Verteidi-
gungsminister Chuck Hagel bereits im Jahr 2014 die Kli-
makatastrophe als „‚Bedrohungsmultiplikator‘ […], weil 
er das Potenzial hat, viele der Herausforderungen, mit 
denen wir bereits heute konfrontiert sind – von Infekti-
onskrankheiten bis hin zu bewaffneten Aufständen – zu 
verschärfen …“4 Inzwischen kann diese Aussage jeder 
einigermaßen aufmerksame Zeitungleser nachvollzie-
hen. Der Konflikt im Südsudan galt vielen als der „erste 
Klimakrieg“, und der grausame Bürgerkrieg in Syrien 
begann bekanntermaßen im Jahr 2011 mit zunächst 
friedlichen Protesten angesichts einer klimabedingten 
Dürre. Michael T. Klare, der weltweit renommierteste 
Analytiker des US-Militärs, verweist auf das erhebliche 
Risiko bevorstehender Kriege um die Ressource Wasser 

3	 Vgl. dazu Anm. 1.
4	 Anm. 2.

Klimaschutz heißt Pazifismus heißt Klimaschutz
Bruno Kern

http://www.imi-online.de/2020/07/21/krieg-und-klima/
https://umwelt-militaer.org/militaer-klimawandel-cop26/
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(etwa zwischen den Anrainern des Flusses Brahmapu-
tra, unter anderem Indien und China), auf die Klimaka-
tastrophe als Fluchtursache und auf die Gefahr, dass 
im Zuge von massiven Umweltkatastrophen vermehrt 
„ungoverned spaces“, Regionen außerhalb jeder Regie-
rungskontrolle, entstehen könnten, die ebenfalls ein 
erhebliches Sicherheitsrisiko darstellen. Ebenso macht 
er aber darauf aufmerksam, dass im Pentagon hoch-
rangige Militärs die Aufgabe der Landesverteidigung 
angesichts der zu erwartenden Katastrophenszenarien 
für zunehmend unmöglich erachten.5

Für einiges Aufsehen sorgte der bereits im Jahr 
2004 veröffentlichte Yoda-Report, der die damalige 
Bush-Regierung (die den Klimawandel in Abrede stellte) 
in Verlegenheit brachte. Diese von Andrew Marshall 
(Spitzname „Yoda“ aufgrund seiner Beteiligung am Star-
Wars-Programm) und Peter Schwarz für das Pentagon 
erstellte Studie bezeichnet die Klimakrise als größte 
Bedrohung der Sicherheit und entwirft ein apokalyp-
tisch anmutendes Szenario, das aus heutiger Sicht als 
nur allzu realistisch erscheint. Unter dem Druck zusam-
menbrechender Nahrungsketten könnten, so die Stu-
die, Länder mit labilen Regierungen wie Pakistan oder 
Russland versucht sein, im Kampf um Nahrung und Roh-
stoffe ihre Nuklearwaffen einzusetzen. Die Welt könnte 
innerhalb weniger Dekaden in Anarchie versinken.6

Eine konsequente, radikale Klimapolitik ist ange-
sichts solcher Szenarien die beste Friedenpolitik. 
Umgekehrt gilt aber auch: Die große Gefahr, dass Kli-
maveränderungen zu bewaffneten Konflikten bis hin 
zur nuklearen Eskalation führen können, macht prä-
ventive Abrüstung zum Gebot der Stunde.

Der Kampf um schwindende Ressourcen

Wir befinden uns in einer Zangengriffkrise: Zur abneh-
menden Tragfähigkeit unserer Ökosysteme und zur 
kaum mehr aufzuhaltenden Erderwärmung gesellt sich 
der rapide Schwund nicht erneuerbarer Ressourcen, 
allen voran fossiler Energien. Diese Ressourcenklemme 
behindert gleichzeitig den Ausbau einer Infrastruktur 
erneuerbarer Energien, der ja seinerseits zunächst 
auf einen erheblichen Energie-Input angewiesen ist. 
Wiederum sind es Militärs, die das große Sicherheits-
risiko erkannt haben, wenn wir, anstatt den industriellen 
Rückbau gezielt einzuleiten und solidarisch zu gestalten, 
den wahrscheinlichen Zusammenbruch der Ökonomie 

5	 How the Pentagon Thinks About the Climate Crisis. Professor 
and author Michael T. Klare explores how the U.S. Military is 
preparing for climate change in his new book „All Hell Breaking 
Loose“, in: Rolling Stone, September 2019: www.rollingstone.
com/politics/politics-features/how-the-pentagon-thinks-
about-theclimate-crisis-887832/ (aufgerufen am 7. 4. 2022).

6	 Spiegel online, 22. Februar 2004: www.spiegel.de/politik/aus-
land/0,1518,287518,00.html

in Kauf nehmen. So heißt es etwa in einer sicherheits-
politischen Studie der Bundeswehr aus dem Jahr 2010:

„Der Peak Oil kann dramatische Konsequenzen für die 
Weltwirtschaft haben. Das Ausmaß dieser Konsequen-
zen wird sich – nicht nur, aber eben auch – durch einen 
Rückgang des Wachstums der Weltwirtschaft messen 
lassen. […] Ein ökonomischer Tipping Point besteht dort, 
wo – zum Beispiel infolge des Peaks – die Weltwirt-
schaft auf unbestimmte Zeit schrumpft. In diesem Fall 
wäre eine Kettenreaktion die Folge, die das Wirtschafts-
system destabilisiert. […] Mittelfristig bricht das globale 
Wirtschaftssystem und jede marktwirtschaftlich orga-
nisierte Volkswirtschaft zusammen […] Eine auf unbe-
stimmte Zeit schrumpfende Wirtschaftsleistung stellt 
einen höchst instabilen Zustand dar, der unumgänglich 
in einem Systemkollaps endet. Die Sicherheitsrisiken 
einer solchen Entwicklung sind nicht abzuschätzen …7

Die Konkurrenz um die schwindenden fossilen Res-
sourcen ist spätestens seit Beginn unseres Jahrhun-
derts eine treibende Kraft der Geopolitik. Der nach dem 
damaligen US-Vizepräsidenten so genannte Cheney-
Report vom Mai 20018 dokumentiert, dass der Zugang 
zu den weltweiten Ölquellen ein integraler Bestandteil 
der US-Militärstrategie und Außenpolitik ist. Dabei wird 
das Streben nach Versorgungssicherheit immer kon-
fliktträchtiger. Die Interessen der Großverbraucher (EU, 
China, Indien, Japan, USA) treffen vor allem in Zentral-
asien und am Kaspischen Meer zusammen. Für die EU 
und insbesondere Deutschland sind überdies die rus-
sischen Gasreserven von Bedeutung, die allerdings ihr 
Fördermaximum bereits überschritten haben dürften.

Auch die NATO hat spätestens mit ihrer neuen Dok-
trin anlässlich ihres fünfzigjährigen Bestehens ihr Ver-
ständnis von „Verteidigung“ im konventionellen Sinn 
hintangestellt und sich zu einem Instrument der militä-
rischen Durchsetzung ökonomischer Interessen, näher-
hin der Sicherung von Handelswegen und des Zugangs 
zu Rohstoffen, entwickelt. Insbesondere die USA 
drängten auf die strategische Orientierung auf mögli-
che Krisen in der Golfregion und in der Straße von Tai-
wan. Mit der Selbstmandatierung der NATO für Einsätze 
außerhalb ihres Bündnisgebietes hat sich das Bünd-
nis von völkerrechtlichen Vorgaben verabschiedet.9 
Die Orientierung hin auf die militärische Absicherung 

7	 Zentrum für Transformation der Bundeswehr, Peak Oil – Sicher-
heitspolitische Implikationen knapper Ressourcen, Hamburg 
210, 47–50.

8	 Vgl. dazu vor allem Zumach, Andreas, Die kommenden Kriege. 
Ressourcen, Menschenrechte, Machtgewinn – Präventivkrieg 
als Dauerzustand?, Köln 2005, 100–113.

9	 Andreas Buro, Die NATO – ein Instrument zur Absicherung 
wirtschaftlicher Expansion: https://www.friedenskooperative.
de/friedensforum/artikel/die-nato-ein-instrument-zurabsi-
cherung?fbclid=IwAR02USvV8qiBnG7nF7avuPrCsOgYYHn-
1zWaOvnxkshUbhft2Lw_vAmTv3cQ#blocknodeblock-16956 
(aufgerufen am 7. 4. 2022).

http://www.rollingstone.com/politics/politics-features/how-the-pentagon-thinks-about-theclimate-crisis-887832
http://www.rollingstone.com/politics/politics-features/how-the-pentagon-thinks-about-theclimate-crisis-887832
http://www.rollingstone.com/politics/politics-features/how-the-pentagon-thinks-about-theclimate-crisis-887832
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,287518,00.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,287518,00.html
https://www.friedenskooperative.de/friedensforum/artikel/die-nato-ein-instrument-zurabsicherung?fbclid=IwAR02USvV8qiBnG7nF7avuPrCsOgYYHn1zWaOvnxkshUbhft2Lw_vAmTv3cQ#blocknodeblock-16956
https://www.friedenskooperative.de/friedensforum/artikel/die-nato-ein-instrument-zurabsicherung?fbclid=IwAR02USvV8qiBnG7nF7avuPrCsOgYYHn1zWaOvnxkshUbhft2Lw_vAmTv3cQ#blocknodeblock-16956
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ökonomischer, Handels- und Rohstoffinteressen wurde 
seither regelmäßig in den „Strategischen Konzepten“ 
bis hin zum jüngsten aus dem Jahr 2010 bestätigt: 
Darin heißt es etwa: „Alle Länder sind zunehmend auf 
die lebenswichtigen Kommunikations-, Transport- und 
Transitwege angewiesen, auf die sich der Welthandel, 
die Energiesicherheit und der Wohlstand stützen. […] 
Einige NATO-Staaten werden, was ihren Energiebedarf 
angeht, immer stärker von ausländischen Energiever-
sorgern und in einigen Fällen von ausländischen Ener-
gieversorgungs- und Verteilernetzen abhängig. Da ein 
immer größerer Teil des weltweiten Verbrauchs rund 
um den Globus transportiert wird, ist die Energieversor-
gung immer störungsanfälliger.“ Deshalb, so die Konse-
quenz, müsse die NATO „die Fähigkeit entwickeln, zur 
Energiesicherheit beizutragen, auch durch den Schutz 
kritischer Energieinfrastruktur und von Transitgebieten 
und -routen“.10 Es sei daran erinnert, dass sich seiner-
zeit Bundespräsident Horst Köhler aufgrund heftiger 
öffentlicher Kritik zum Rücktritt veranlasst sah: Er hatte 
schlicht das ausgesprochen und als „selbstverständ-
lich“ affirmiert, was jeder nachlesen konnte: dass sich 
die NATO als militärisches Bündnis der Sicherung der 
Grundlagen unseres „Wohlstands“ versteht.

Auch die EU bereitet sich seit Langem schon auf 
Kriege um Ressourcen vor. Bereits im Jahr 2004 hat 
das ISS (Institute for Security Studies) im Auftrag des 
EU-Rates ein Strategiepapier, das European Defense 
Paper, vorgelegt, das konkrete militärische Planspiele 
zur Rohstoffsicherung enthält. Der „Stabilitätsexport 
zum Schutz der Handelswege und des freien Flusses 
von Rohstoffen“ wird darin als ein „vitales Interesse“ 
der EU und als eines der wichtigsten Ziele von Militär-
interventionen definiert. Die EU, so die Verfasser des 
Papiers, müsse „Regionalkriege zur Verteidigung euro-
päischer Interessen“ führen. „Humanitäre Interven-
tionen“ seien auf bis zu 5000 km um die Hauptstadt 
Brüssel zu beschränken. Allerdings: Innerhalb dieses 
Radius befinden sich sämtliche Ölstaaten des Nahen 
und Mittleren Ostens sowie die Öl- und Gasfelder am 
Kaspischen Meer.11

Bestätigt wurde dieser Kurs in jüngerer Zeit auf 
einer Konferenz des ISS zusammen mit dem Europäi-
schen Auswärtigen Dienst (EAD) im Dezember 2021. 
Der Klimawandel wurde hier unter anderem unter dem 
Gesichtspunkt des Zugangs zu Ressourcen debattiert. 
Bereits 2019 erörterten die EU-Verteidigungsminister 
den „geostrategischen Wettbewerb um Ressourcen und 
Seewege“ in einer künftig vom Eis befreiten Arktis.12

10	www.ag-friedensforschung.de/themen/NATO/strat/strat-
konzept-2010.html (aufgerufen am 7. 7. 2022).

11	Zumach, Die kommenden Kriege, aaO., 132–138.
12	www.german-foreign-policy.com/news/detail/8818/ (aufge-

rufen am 7. 4. 2022).

Ein neuer (Öko-)Imperialismus?

Der schwierige Transformationsprozess hin zu einer 
Ökonomie auf der Basis erneuerbarer Energien ver-
schärft allerdings die Kriegsgefahr aufgrund der Kon-
kurrenz um Rohstoffe erheblich. Die Umstellung auf 
Co2-freie Verfahren und der Ausbau erneuerbarer 
Energien ist nicht zuletzt mit einem Bedarf an knappen 
Rohstoffen verbunden: Neodym (für die Generatoren 
von Windrädern), Grafit, Kobalt und Lithium für Batte-
rien … Bereits jetzt spielt das Militär in vielen Regionen 
der Welt eine wichtige Rolle zur Absicherung von Berg-
bau- und anderen Infrastrukturprojekten, wenn diese 
auf den Widerstand der lokalen Bevölkerung stoßen. 
Gerade der Rohstoffbedarf für eine dekarbonisierte 
Ökonomie könnte diese Tendenz noch verstärken, 
wenn etwa die Lithium-Gewinnung lokal zu akutem 
Wassermangel führt. Es eröffnet sich damit aber auch 
ein neues Feld der Konkurrenz der Großverbraucher. 
Dass China sich einen großen Teil der Lizenzen für 
den sehr knappen, aber künftig essenziellen Rohstoff 
Lithium gesichert hat, ist inzwischen bekannt.

„Grüner Wasserstoff“ könnte in naher Zukunft ein 
zentrales internationales Konfliktfeld eröffnen. Will man 
die Ökonomie der reichen Industrieländer auf gegebe-
nem Niveau dekarbonisieren, so sind dafür riesige Men-
gen von grünem, also mittels Elektrolyse aus Wasser 
erzeugtem Wasserstoff und hierfür wiederum entspre-
chende Mengen an Strom aus erneuerbaren Quellen 
erforderlich. Die Umstellung etwa der deutschen Stahl-
produktion, das heißt die Ersetzung des Reduktionsmit-
tels durch Wasserstoff, würde einen Mehrbedarf von 
130 TWh bedingen, die Umstellung der Chemieindust-
rie würde 685 TWh zusätzlichen Strom erfordern, also 
deutlich mehr als die gesamte heutige Stromproduk-
tion …13 Sowohl die EU-Wasserstoffstrategie als auch 
die entsprechende deutsche sehen deshalb Importe 
in großen Mengen vor. Neben Saudiarabien, Russland, 
der Ukraine, Chile, Island und Australien spielen hier-
für vor allem Marokko sowie ganz Westafrika aufgrund 
seiner großen Potenziale von Sonne- und Windenergie 
eine große Rolle. Das inzwischen gescheiterte Deser-
tec-Projekt in der Sahara, ein Parabolrinnenkraftwerk, 
das mit einem kaum vorstellbaren Materialinput ledig-
lich 15 % des Strombedarfs der EU decken sollte, lässt 
erahnen, dass die entsprechenden Potenziale wahr-
scheinlich deutlich überschätzt werden. Dazu kommt, 
dass der Effizienzgrad je nach Nutzung sehr niedrig 
ist. Von der ursprünglich eingesetzten Energie bleiben 
nach Verflüssigung, Transport und den Umwandlungs-
prozessen in Elektrizität und zum Beispiel in kinetische 

13	Roadmap Chemie 2050. Auf dem Weg zu einer treibhausgas-
neutralen chemischen Industrie in Deutschland. Eine Studie 
von DECHEMA und FutureCamp für den VCI, September 2019.
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Energie weniger als 20 % des ursprünglichen Energiein-
puts übrig.14 Vor allem aber braucht man für die Erzeu-
gung von grünem Wasserstoff nicht nur entsprechend 
viel Energie aus erneuerbaren Quellen, sondern große 
Mengen an Süßwasser (die Entsalzung von Meerwasser 
würde ja die Energiebilanz zusätzlich verschlechtern), 
das gerade in den afrikanischen Ländern, die über viel 
Sonne und Wind verfügen, ein sehr knappes Gut ist! 
Marokko und die westafrikanischen Gebiete südlich der 
Sahara leiden unter einer mehr als dreißig Jahre anhal-
tenden Trockenperiode. Wasser ist vor allem in Form 
einer fossilen Ressource als Grundwasser verfügbar. 
Die entsprechende Nutzung für die Wasserstofferzeu-
gung steht in direkter Konkurrenz zum Wasserbedarf 
für Landwirtschaft und Begrünung. Die Ressourcen, auf 
die die Verbraucher hier zugreifen wollen, um ihr Niveau 
an Industrialisierung aufrechtzuerhalten, sind also 
so knapp, dass harte Konkurrenzkämpfe zu befürch-
ten sind, die in kriegerische Auseinandersetzungen 
münden könnten. Der starke Einfluss Chinas auf dem 
afrikanischen Kontinent, aber auch die Verwurzelung 
Frankreichs in Westafrika aufgrund seiner kolonialen 
Vergangenheit bergen ein erhebliches Konfliktpotenzial.

Soziale Verteidigung als Alternative

Das Völkerrecht anerkennt das Recht auf militärische 
Verteidigung bei einem Angriffskrieg. Jenseits dieser 
juristischen Ebene aber ist die Frage nach Rationalität 
und ethischer Verantwortbarkeit einer solchen militäri-
schen Verteidigung zu stellen. Angesichts des heutigen 
Potenzials an Destruktivkraft auch bereits unterhalb der 
Schwelle von Massenvernichtungswaffen und der zu 
erwartenden Opfer an Menschenleben und angesichts 
der Gefahr einer atomaren Eskalation ist auch militä-
rische „Verteidigung“ keine sinnvolle und verantwort-
bare Option mehr. Die Alternative ist aber keineswegs 
Wehrlosigkeit. Die Friedensforschung hat bereits in den 
Fünfzigerjahren das Konzept der Sozialen Verteidigung 
entwickelt. Es geht davon aus, dass ein Aggressor nicht 
einfach ein Territorium besetzen will, sondern danach 
vor allem die Bevölkerung eines Landes kontrollieren 
muss. Genau hier eröffnen sich zahlreiche Möglich-
keiten der Nichtkooperation mit dem Aggressor, der 
Verweigerung, des zivilen Ungehorsams, von General-
streiks etc., die letztlich die gewaltsame Besetzung 
eines Landes für den Aggressor unattraktiv machen. 
Es gibt zahlreiche historische Beispiele für den Erfolg 
dieser gewaltfreien Strategie. Natürlich ist sie mit kei-
ner Erfolgsgarantie verbunden, aber das ist die hoch 
riskante militärische „Verteidigung“ schließlich auch 

14	Vgl. dazu Bruno Kern, Das Märchen vom grünen Wachstum. 
Plädoyer für eine solidarische und nachhaltige Gesellschaft, 
Zürich 2020, 75. 81.

nicht. Angesichts des hohen Blutzolls und angesichts 
der Gefahr einer atomaren Vernichtung erweist sich 
jede militärische Antwort als „ultima irratio“. Wer sich 
in die militärische Logik hineinbegibt, kommt letztlich in 
ihr um. Wer auf dem Recht auf militärische Verteidigung 
beharrt, wird konsequenterweise auch weitere Aufrüs-
tung akzeptieren müssen. Die einzig legitime militäri-
sche Intervention ist heute die militärische Sicherung 
von Fluchtkorridoren bei einem drohenden Genozid 
durch direkt der UNO unterstellte Truppen (also nicht 
wie bisher durch nationale Kontingente). Auch wer für 
eine militärische Antwort auf einen Aggressor plädiert, 
affirmiert damit letztlich das Recht des Stärkeren. Die 
Menschheit ist um ihres Überlebens willen darauf ange-
wiesen, diese Logik hinter sich zu lassen.15

Unmittelbare politische Konsequenzen

•	Voraussetzung für die Friedenssicherung ist eine 
konsequente Klimapolitik, die vor allem auf Suffizienz 
setzt und die den unausweichlichen industriellen 
Rückbau solidarisch und geplant gestaltet, anstatt 
einen Zusammenbruch der Ökonomie zu riskieren.

•	Vor allem mit Ländern, die zu einem großen Teil 
vom Export fossiler Energien abhängig sind, sind 
– bilateral oder im Rahmen internationaler Verein-
barungen  – Energiepartnerschaften auszuhandeln, 
die eine planvolle Reduktion und eine Umstellung 
auf erneuerbare Energien ermöglichen und damit 
Instabilitäten vorbeugen.

•	Die Bundesrepublik muss die NATO, deren Zweck es 
nach eigenem ausdrücklichen Selbstverständnis ist, 
geopolitische Interessen militärisch durchzusetzen, 
verlassen und außenpolitisch auf deren Auflösung 
und Ersetzung durch andere kollektive Sicherheits-
systeme hinwirken.

•	Die Rüstungsproduktion ist vollständig einzustellen. 
Es ist an Absurdität kaum zu überbieten, sich mit 
einem erheblichen Ressourcenaufwand auf Kriege 
um knapper werdende Ressourcen vorzubereiten. 
Der Gesetzgeber hat es in der Hand, durch ein aus-
nahmsloses Exportverbot und die Einstellung der 
eigenen Beschaffung die Rüstungsproduktion zu 
beenden. Nach Möglichkeit sind Konversionskon-
zepte zu erarbeiten.

•	Anzustreben ist eine Bundesrepublik ohne Armee, 
da im Zeitalter von Massenvernichtungswaffen 
militärische Verteidigung keine sinnvolle und 

15	Mit anderen Waffen. Die Pazifistin Christine Schweitzer ruft 
die Ukraine zu sozialer statt militärischer Verteidigung auf. 
Warum dies weder naiv noch ignorant ist: www.nd-aktuell.
de/artikel/1162475.gewaltfreierwiderstand-im-ukraine-
krieg-mit-anderenwaffen.html?fbclid=IwAR3RdjpHjU6I3Ap-
VERy564v2YSGP2tCsdBbrzAVWOmjdPXw41iFGPaAfeow 
(aufgerufen am 7.4.2022).

http://www.nd-aktuell.de/artikel/1162475.gewaltfreierwiderstand-im-ukraine-krieg-mit-anderenwaffen.html?fbclid=IwAR3RdjpHjU6I3ApVERy564v2YSGP2tCsdBbrzAVWOmjdPXw41iFGPaAfeow
http://www.nd-aktuell.de/artikel/1162475.gewaltfreierwiderstand-im-ukraine-krieg-mit-anderenwaffen.html?fbclid=IwAR3RdjpHjU6I3ApVERy564v2YSGP2tCsdBbrzAVWOmjdPXw41iFGPaAfeow
http://www.nd-aktuell.de/artikel/1162475.gewaltfreierwiderstand-im-ukraine-krieg-mit-anderenwaffen.html?fbclid=IwAR3RdjpHjU6I3ApVERy564v2YSGP2tCsdBbrzAVWOmjdPXw41iFGPaAfeow
http://www.nd-aktuell.de/artikel/1162475.gewaltfreierwiderstand-im-ukraine-krieg-mit-anderenwaffen.html?fbclid=IwAR3RdjpHjU6I3ApVERy564v2YSGP2tCsdBbrzAVWOmjdPXw41iFGPaAfeow
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Es gab sie noch: die „ heiligen Hallen“ des Münsterlan-
des. In den Jahren bis etwa 2014/5 konnte man u. a. bei 
Legden/Asbeck bei großer Hitze eintauchen in einen 
kühlenden Dom aus großen Bäumen mit beschütztem 
Aufwuchs von Jungbäumen (Abb. 1).

Nun ist dieser Wald heißgeschlagen, aufgelichtet und 
zerfahren von schweren Maschinen. Nachdem in einer 
ersten Welle viele Naturdenkmäler weggesägt worden 
sind, wurden in mehreren Holzerntewellen nahezu alle 
etwas größeren und älteren Buchen und Eichen abge-
sägt (Abb. 2) und z. T. direkt im Wald in Seecontainer 
für den Export (u. a. nach China) verfrachtet (Abb. 3).

Der Wald sollte nach einer Bewertung durch das 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
NRW (LANUV) eine wichtige Rolle im landesweiten Bio-
topverbund spielen, vor allem auch mit seinem Altbu-
chenbestand. Ein Feuersalamandervorkommen dürfte 
nun, nachdem der Wald über viele Jahre etwa seit 2017 
immer wieder befahren und von privaten Holzbeschaf-
fern heimgesucht worden ist, wohl nicht mehr vorhan-
den sein. Die Feuchtrinnen im Wald und am Waldrand 
gibt es nach Dürreperioden und ständigen Ernteeinsät-
zen nicht mehr (Abb. 4).

Hauptakteur ist – wie in so vielen Abholzungsak-
tionen im Land (u. a. im Kirchenwald in Nottuln und 
im Gemeindewald in Horstmar) – der Landesbetrieb 
„Wald und Holz NRW“, der – mediengestützt – offen 
seine Holzgewinnungs- und Vermarktungsinteressen 
(u. a. durch Beratung der Waldbesitzer) durchsetzen 
kann. Besonders deutlich wird das am Zustand der 

verantwortbare Option mehr ist. Die frei werdenden 
menschlichen, technischen, materiellen und finanzi-
ellen Ressourcen werden dringend benötigt, um die 
ökologische Krise und deren Folgen zu bewältigen.

•	Für die Erreichung dieser Ziele ist ein Zusam-
menschluss des pazifistischen Teils der Frie-
densbewegung mit dem radikalisierten, nicht 
bloß auf technische Lösungen fixierten Teil der 

Klimagerechtigkeitsbewegung nötig. Möglichst 
zu gewinnen sind progressive Teile der Zivilgesell-
schaft, progressive Teile von Kirchen und Arbeitneh-
merInnenorganisationen etc.

Mainz, 7. April 2022
Quelle: http://oekosozialismus.net/wp-content/
uploads/2022/04/pazifismus2.pdf

Naturnahe Waldwirtschaft in Zeiten der Klimaerhitzung?
Jürgen Kruse

Abb. 1. „ Heilige Hallen“ des Münsterlandes (2014/15 bei 
Legden-Asbeck): Schutz des natürlichen Wald-Innenklimas, der 
Böden und der Wasserretention. Foto: J. Kruse

Abb. 2: Ausplünderung unserer Wälder (Fällung nahezu aller 
etwas größeren und älteren Bäume). Das Wissen um das Öko-
system Wald kann nicht länger verdrängt werden. Foto: J.Kruse

Abb. 3: See-Container werden im Wald beladen für den Export 
gesunder Buchenstämme (hier: Legden-Asbeck, Wald der 
„Fürstl. Verwaltung Salm-Horstmar“). Foto: J. Kruse.

http://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2022/04/pazifismus2.pdf
http://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2022/04/pazifismus2.pdf
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Wälder im Münsterland mit Kahlschlägen, Bodenver-
dichtungen, „Auflichtungen“, Schirmschlag, Austrock-
nung, Zurückdrängung der Artenvielfalt usw.1

Die vielen Funktionen von alten Laubbäumen – Küh-
lung der Atmosphäre, Wasserfilterung, Sauerstoffpro-
duktion, Wasserverdunstung (Regenmacher) – sind, 
wie zahlreiche Studien ermittelt haben, nicht gleichzu-
setzen mit jungen Bäumen. Gerade Buchen können bis 
500 Jahre alt werden und entsprechend produktiv sein.

Neuere und ökologische Erkenntnisse weisen darauf 
hin, dass im Klimawandel die früher üblichen intensi-
ven „Pflege-“ und Durchforstungsregeln äußerst kon-
traproduktiv wirken. Sie verhindern die eigenständige 
Differenzierung und Anpassung (Natur hat das seit 
300 Mio. Jahren in Wäldern erprobt), öffnen und erhitzen 
die Wälder (fachlich: „ heißschlagen“). Ergebnisse sind 
Austrocknung und Folgekrankheiten und Verhinderung 
der notwendigen Co2-Absenkung in einem möglichst 
großen Waldkörper. Deshalb sollte so viel Baumvorrat 
auf der Fläche belassen werden wie möglich.

Die Leistungen des Ökosystems Wald sind unabhän-
gig von monetären Berechnungssystemen zu schützen. 
Studien belegen: Wälder sollten möglichst aus heimi-
schen Laubbaumarten bestehen. Solche Arten –  wie 
beispielsweise die Rotbuche – leiten mit ihrer trichter-
förmigen Aststruktur besonders viel Regenwasser den 
Stamm hinab und tragen so dazu bei, dass Wasser in 
den Boden gelangt. Da sie zusätzlich über fünf Monate 
im Jahr keine Blätter tragen und so kein Wasser verduns-
ten, haben sie im Vergleich mit Nadelbaumarten einen 
positiven Einfluss auf die Grundwasserneubildung. Das 
Kronendach der Wälder sollte möglichst dicht sein. 
Denn so wird die Sonneneinstrahlung reduziert und die 
so wichtige Wasserspeicherung gefördert.

1	  Siehe die Wald-Schadensmeldungen auf: www.waldreport.de

Der Waldboden muss geschützt und die Humusbil-
dung unterstützt werden.

Das Wissen um das Ökosystem Wald kann nicht län-
ger verdrängt werden. Wir brauchen – auch zur Erfül-
lung internationaler Verpflichtungen zur Sicherung der 
Biodiversität und zum Klimaschutz – intakte Wälder als 
Ökosysteme, mehr unberührte „ Wildnis“, schonende 
Forstmethoden, standortheimische Bäume und eine 
Begrenzung des Holzexports. Das können auch lokale 
Monopolmedien und der WDR nicht länger verdrängen.

Schon lange zeigte sich, dass die Naturschutz- und 
die Waldgesetze in Deutschland mit der Vorrangigkeit 
für profitable Nutzungen und mit den vielen Ausnah-
meregelungen und unklaren Schutzbestimmungen 
sowie fehlenden Sanktionsmöglichkeiten nicht aus-
reichen, um Artenschutz, Biodiversität und Klima-
schutz zu gewährleisten. Besonders deutlich ist das 
im Bereich der Forst- und Waldpolitik. Das findet sich 
auch im Koalitionspapier der Ampelkoalition in Berlin 
zum Bereich „Wald“ (siehe Auszug aus dem Koaltions-
vertrag am Ende des Beitrags).

Als ein besonders krasses Beispiel erwähnen wir 
hier den Kirchenwald in einem Naturschutz- und Was-
sergewinnungsgebiet in Nottuln.2 Diesem Wald wurde 
nun mit einem bunten Strauß von vorgeschobenen 
„Fällargumenten“ schwerer Schaden zugefügt – die 
Klimaschutzfunktionen des Restwaldes sind nicht 
mehr gewährleistet (Abb. 5). Der Einschlag in noch ver-
bliebenen naturnahen Wäldern muss sofort gestoppt 
werden. Die Verbrennung von Holz darf nicht länger als 
„klimaneutral“ o. ä. gefördert werden.3

2	 https://waldreport.de/waldschadensmeldung/faellung-
schutzgebieten/faellung-von-160-buchenund-eichen-auf-wald

3	 https://www.robinwood.de/blog/ofen-aus

Abb. 4: Rabiate Holzerntemethoden … nehmen z. B. dem Feuer-
salamander ein Rückzugsgebiet (hier: Wald bei 48739 Legden/
Asbeck – gefährdet nun auch im Kirchenwald in Nottuln) 
Foto: J. Kruse

Abb. 5: Nottuln (Kirchenwald): Neuere und ökologische Erkennt-
nisse weisen darauf hin, dass im Klimawandel die früher üblichen 
intensiven „Pflege-“ und Durchforstungsregeln äußerst kontra-
produktiv wirken. Foto: J. Kruse

http://www.waldreport.de
https://waldreport.de/waldschadensmeldung/faellung-schutzgebieten/faellung-von-160-buchenund-eichen-auf-wald
https://waldreport.de/waldschadensmeldung/faellung-schutzgebieten/faellung-von-160-buchenund-eichen-auf-wald
https://www.robinwood.de/blog/ofen-aus
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Drei Trockenjahre in Folge haben in Deutschland 
Waldschäden bislang nicht gekannten Ausmaßes 
sichtbar werden lassen. Davon sind besonders Fich-
ten, Kiefern und nicht heimische Baumarten, verein-
zelt auch Eichen und Buchen betroffen. Die Ursachen 
liegen nicht nur im Klimawandel, sondern auch im 
Umgang mit den Wäldern seit 200 Jahren. Die bisher 
vorwiegend vom Holzerlös abhängigen Erfolgsbilan-
zen der Forstbetriebe haben sich als falsche, für die 
Zukunft unserer Wälder schädliche Messlatte erwie-
sen (Abb. 6).

Vom Gesetzgeber ist dringend Art. 20 a Grundge-
setz umzusetzen durch eine Ökologisierung der Natur-
schutz- und Waldgesetze – auch in NRW. Schon jetzt 
gilt eine „Ökologiepflichtigkeit des Waldeigentums“.4

Die größten ökologischen Herausforderungen der 
Menschheit durch Klimawandel, Gefährdung der Was-
serreserven und Verlust der Biodiversität können wir 

4	 Hans Dieter Knapp (Hrsg.), Siegfried Klaus (Hrsg.), Lutz Fähser 
(Hrsg.), Der Holzweg – Wald – 5 – im Widerstreit der Interes-
sen – ISBN: 978-3-96238-266-7 – Softcover, 480 Seiten, (39,–€) 
oekomVerlag

nur gemeinsam mit dem Wald meistern.5 Die gegen-
wärtige Art der Waldbehandlung läuft diesen Heraus-
forderungen diametral entgegen. Sie trägt dazu bei, 
den schwer angeschlagenen Patienten Wald weiteren 
Stressfaktoren auszusetzen.

Die EU-Biodiversitätsstrategie, die gefährdete, wild-
lebende heimische Pflanzen- und Tierarten und deren 
Lebensräume wirksam schützen soll, sieht einen strik-
ten Schutz für zehn Prozent aller Landflächen bis 2030 
vor. Um das zu erreichen, müssten hierzulande auch 
viel mehr Waldflächen als Schutzgebiete ausgewiesen 
werden.6 Vielleicht kommt die Umsetzung der Wald-
ziele der Ampel-Koalition zumindest für das Münster-
land schon zu spät.7

Hinzu kommen die Versäumnisse der Bundesregie-
rung und der Länder, für eine Verringerung der Stick-
stoff-Einträge zu sorgen, die die Wälder schädigen.

Lutz Fähser, Forstexperte und „Vater“ des Lübecker 
Konzepts zur naturnahen Waldbewirtschaftung: „Zwar 
sind die Schwefeldioxidemissionen inzwischen wir-
kungsvoll abgesenkt, doch die Stickstoffemissionen 
aus dem Straßenverkehr und vor allem aus der land-
wirtschaftlichen Tierproduktion liegen noch immer auf 
viel zu hohem Niveau. Der Klimawandel und die inten-
sive profitorientierte Forstwirtschaft machen dem 
Wald zusätzlich schwer zu schaffen.“8

Nottuln, März 2022 (Waldschutzgruppe Münsterland9)

5	 Wasser muss im Wald bleiben – Bundeswaldgesetz ändern und 
Wälder fit für den Klimawandel machen, Heimische Bäume, 
geschlossene Kronendächer und gesunde Böden: So kann 
die Forstwirtschaft zu einem positiven Effekt auf unseren 
Wasserhaushalt beitragen. Dafür muss das Bundeswaldgesetz 
dringend geändert werden. https://www.nabu.de/natur-und-
landschaft/waelder/aktivitaeten/28677.html

6	 https://www.naturschutz-initiative.de/neuigkeiten/1193-17-03- 
2022-zum-internationalen-tagdes-waldes-am-21-maerz-2022

7	 Im Münsterland gibt es nun in Verbindung mit den Wald-
akademien in Lübeck und in der Eifel eine Waldschutzgruppe 
Münsterland, die auch im Rahmen der Bundesbürgerinitiative 
Waldschutz (https://www.bundesbuergerinitiative-waldschutz.
de/) Waldschäden registrieren (www.waldreport.de), das Wis-
sen um das Ökosystem Wald verbreiten und eine ökologische 
Forstwirtschaft bekannt machen möchte. Wir brauchen einen 
ökologisch ausgerichteten Blick! Siehe dazu „Das Ökohumanis-
tische Manifest – Unsere Zukunft in der Natur – Eine Philoso-
phie für das Anthropozän“, von Pierre L. Ibisch & Jörg Sommer 
(https://www.sonnenseite.com/de/tipps/das-oekohumanisti-
sche-manifest/)!

8	 ROBIN WOOD: „Wir nehmen den Tag des Waldes zum Anlass, 
ein radikales Umdenken einzufordern. Denn ohne die Wälder 
sterben die Menschen. Die Bundesregierung muss auch gegen 
Widerstände der Forstund Agrarlobby eine ökologische Wald-
wende durchsetzen.“

9	 auf facebook: „Waldschutzgruppe Münsterland (in der Bundes-
bürgerinitiative Waldschutz)“: https://www.facebook.com/
groups/673081750509368/

Abb. 6: Ehemaliger Klimaschutzwald: Baumriesen weg, Wald 
extrem aufgelichtet und heißgeschlagen, Boden verdichtet. Der 
Einschlag in noch verbliebenen naturnahen Wäldern muss sofort 
gestoppt werden. Foto: J. Kruse 

https://www.nabu.de/natur-undlandschaft/waelder/aktivitaeten/28677.htm
https://www.nabu.de/natur-undlandschaft/waelder/aktivitaeten/28677.htm
https://www.naturschutz-initiative.de/neuigkeiten/1193-17-03-2022-zum-internationalen-tagdes-waldes-am-21-maerz-2022
https://www.naturschutz-initiative.de/neuigkeiten/1193-17-03-2022-zum-internationalen-tagdes-waldes-am-21-maerz-2022
https://www.bundesbuergerinitiative-waldschutz.de/
https://www.bundesbuergerinitiative-waldschutz.de/
http://www.waldreport.de
https://www.sonnenseite.com/de/tipps/das-oekohumanistische-manifest/
https://www.sonnenseite.com/de/tipps/das-oekohumanistische-manifest/
https://www.facebook.com/groups/673081750509368/
https://www.facebook.com/groups/673081750509368/
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Koalitionsvertrag Bundesregierung Nov. 2021 – 
hier: WALD

„Gerade im Wald werden die Folgen der Klimakrise 
sichtbar. Gleichzeitig ist er für das Erreichen unserer 
Klimaschutzziele unerlässlich. Durch einen gezielten 
Waldumbau müssen artenreiche und klimaresiliente 
Wälder mit überwiegend standortheimischen Baum-
arten geschaffen werden. Die Waldbewirtschaftung 
spielt dabei eine wichtige Rolle. Entsprechend dieser 
Ziele novellieren wir das Waldgesetz. Wir werden das 
Forstschädenausgleichsgesetz evaluieren und passen 
es gegebenenfalls an. Intervalle und Form der Bundes-
waldinventur werden wir überprüfen und ein digitales 
Waldmonitoring einführen. Der Bund wird zusammen 
mit den Ländern einen langfristigen Ansatz entwickeln, 
der konkrete, über die bisherigen Zertifizierungssys-
teme hinausgehende Anforderungen an zusätzliche 
Klimaschutz- und Biodiversitätsleistungen adressiert, 
diese honoriert und die Waldbesitzer dadurch in die 
Lage versetzt, ihre Wälder klimaresilient weiterzuent-
wickeln und, wenn nötig, umzubauen oder Neu- und 
Wiederbewaldung zu unterstützen. Wir stoppen den 

Einschlag in alten, naturnahen Buchenwäldern in 
öffentlichem Besitz. Die Wälder im Bundesbesitz sol-
len mittelfristig mindestens nach FSC- oder Natur-
land-Standards bewirtschaftet werden. Wir fördern 
den internationalen Waldschutz und die Waldrenatu-
rierung. Wir setzen uns auf EU-Ebene für eine rechtlich 
verbindliche Regelung ein, die den Import von Produk-
ten und Rohstoffen, die mit Entwaldung verbunden 
sind, verhindert. Mit einer Holzbauinitiative unterstüt-
zen wir die regionalen Holzwertschöpfungsketten. Wir 
wollen die Kaskadennutzung als Grundsatz verankern. 
Wir stärken forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse. 
Wir werden bundesweite Präventions- und Bekämp-
fungsstrategien erarbeiten und die Waldbrandbekämp-
fungsmöglichkeiten am Boden und aus der Luft, auch 
im Rahmen des Mechanismus rescEU, ausbauen. Wir 
fördern bodenschonende Waldbearbeitung, z. B. mit 
Rückepferden und Saatdrohnen.“

Quelle: https://agenda21senden.de/2022/04/03/
naturnahe-waldwirtschaft-in-zeiten-der-klimaerhitzung-
ein-beispiel-aus-dem-muensterland-zeigt-die-notwen-
digkeit-des-umdenkens-in-der-waldwirtschaft-auf/

Abschied vom Auto – Verkehrswende jetzt!
Initiative Ökosozialismus

Allein der Straßenverkehr verursacht heute rund 20 % 
der deutschen Co2-Emissionen – mit steigender Ten-
denz. Dazu kommt, dass ein erheblicher Teil unseres 
Rohstoffverbrauchs (Aluminium, Stahl, Kunststoffe etc.) 
auf das Auto als Massenverkehrsmittel zurückzuführen 
ist. Dem raschen Ausstieg aus dem motorisierten Indi-
vidualverkehr kommt deshalb eine Schlüsselrolle für 
die Klimapolitik insgesamt zu.

Das Elektroauto beschleunigt den Klimawandel

Die Automobilkonzerne setzen, unterstützt von der 
Politik, auf ein „Weiter so“ mit anderen Mitteln. Waren 
es nach der Debatte um das Kyoto-Protokoll noch der 
Diesel und die Biokraftstoffe, die angeblich das Klima 
retten sollten, so soll es heute das Elektroauto sein. 
Doch erneuerbare Energien stehen uns nicht in dem 
Maß zur Verfügung, dass sie auch noch diesen zusätz-
lichen Verbrauch abdecken könnten. Ihr Potenzial ist 
grundsätzlich beschränkt.1 Es ist schwierig genug, 
allein den derzeitigen Stromverbrauch (etwa 20 % unse-
rer Endenergie) aus erneuerbaren Quellen zu bestrei-
ten. In Zukunft werden wir zusätzlichen Strom für 

1	 Kern, Bruno (2020): Das Märchen vom grünen Wachstum. 
Plädoyer für eine solidarische und nachhaltige Gesellschaft. –
Zürich: Rotpunkt-Verlag, 2. Aufl., S. 40–90.

andere Anwendungen brauchen (etwa für Wärmepum-
pen zur Erzeugung von Raumwärme, für die Erzeugung 
von Wasserstoff, der für viele Co2-neutrale industrielle 
Verfahren nötig sein wird). Das angeblich klimaneutrale 
E-Auto ist schlicht ein Märchen. Unterschlagen werden 
die hohen Co2-Emissionen, die bei der Gewinnung und 
Verarbeitung der erforderlichen Rohstoffe (Aluminium, 
Kobalt, Lithium, Grafit, seltene Erden …) sowie der 
nachfolgenden E-Autoproduktion inklusive der Batterie 
anfallen. Allein die Produktion einer Batterie ist je nach 
Speicherkapazität für den Ausstoß von etwa 17 Tonnen 
Kohlendioxid verantwortlich. Die schwere Batterie wird 
durch Leichtbauweise, das heißt durch vermehrten 
Einsatz von Aluminium und Kohleverbundfasern, kom-
pensiert, was einen zusätzlichen Energiebedarf nach 
sich zieht. Auch der Ausbau der entsprechenden Infra-
struktur verschlingt erhebliche Ressourcen. Ein E-Auto 
muss erst etwa 80 000 km gefahren sein, um den öko-
logischen Nachteil bei der Produktion gegenüber einem 
vergleichbaren Diesel oder Benziner zu kompensieren. 
Lithium ist zudem ein sehr knapper Rohstoff, der natür-
lich bei Weitem nicht reicht, die eine Milliarde PKWs, 
die heute auf dem Planeten unterwegs sind, umzu-
rüsten. Es geht allein deshalb um ein imperialistisches 
Projekt, um eine Alternative für höchstens eine kleine 
Elite in den reichen Industrieländern.

https://agenda21senden.de/2022/04/03/naturnahe-waldwirtschaft-in-zeiten-der-klimaerhitzung-ein-beispiel-aus-dem-muensterland-zeigt-die-notwendigkeit-des-umdenkens-in-der-waldwirtschaft-auf/
https://agenda21senden.de/2022/04/03/naturnahe-waldwirtschaft-in-zeiten-der-klimaerhitzung-ein-beispiel-aus-dem-muensterland-zeigt-die-notwendigkeit-des-umdenkens-in-der-waldwirtschaft-auf/
https://agenda21senden.de/2022/04/03/naturnahe-waldwirtschaft-in-zeiten-der-klimaerhitzung-ein-beispiel-aus-dem-muensterland-zeigt-die-notwendigkeit-des-umdenkens-in-der-waldwirtschaft-auf/
https://agenda21senden.de/2022/04/03/naturnahe-waldwirtschaft-in-zeiten-der-klimaerhitzung-ein-beispiel-aus-dem-muensterland-zeigt-die-notwendigkeit-des-umdenkens-in-der-waldwirtschaft-auf/
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Auch andere alternative Antriebe wie E-Fuels oder 
Brennstoffzellen auf Wasserstoffbasis eignen sich vor 
allem aufgrund der schlechten Energiebilanz nicht zur 
Aufrechterhaltung des motorisierten Individualverkehrs.

Ausstieg aus dem Wahnsinn des motorisierten 
Individualverkehrs

Der Ausstieg aus dem motorisierten Individualverkehr 
ist kein Fernziel, wenn die Erde noch bewohnbar blei-
ben soll. Um dies sicherzustellen, dürfen ab 2030 keine 
PKWs mehr für den rein privaten Gebrauch zugelassen 
werden. Eine geringe Anzahl von Autos wird es weiter-
hin geben: als Einsatzfahrzeuge, als Betriebsfahrzeuge, 
als Taxis, als gemeinschaftlich genutzte Pools in entle-
genen Gebieten des ländlichen Raums, für besondere 
Transportzwecke. Für diesen Bereich sind alternative  
Antriebe jenseits des Verbrennungsmotors natürlich 
sinnvoll und unvermeidlich. Bis dahin soll der Autover-
kehr durch andere ordnungspolitische Maßnahmen, 
wie z. B. ein Verbot von SUVs, eingedämmt werden. 
Die Kaufprämien für E-Autos und Hybridfahrzeuge sind 
unverzüglich einzustellen.

Der Ausstieg aus dem motorisierten Individualver-
kehr hat natürlich auch eine drastische Reduktion der 
Autoproduktion zur Folge. Neben den direkt in der 
Autoindustrie und bei Zulieferfirmen Beschäftigten 
betrifft dies der Produktion nachgeordnet Vertrieb und 
Werkstätten, zuvor aber bereits die Grundstoffproduk-
tion. 48 % des hier erzeugten, sehr energieintensiven 
Aluminiums, 26 % des Stahls und etwa 12 % der Kunst-
stoffe fließen in die Autoproduktion. Ein Teil der frei 
werdenden Facharbeiter der Automobilbranche wird 
sicherlich für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs 
benötigt. Arbeitszeitverkürzung ist eine angemessene 
Antwort auf den Rückgang der Produktion in diesem 
und anderen Bereichen. Letztlich aber werden wir den 
erforderlichen drastischen Rückbau der Industrie nur 
mithilfe eines durch Zentralbankgeld (also unabhängig 
von der kapitalistischen Wachstumsmaschine) finan-
zierten sozialökologischen Beschäftigungssektors so 

gestalten können, dass die Menschen in ihrer mate-
riellen Existenz abgesichert sind.2

Grundrecht Mobilität

Als Alternative muss der öffentliche Verkehr flächende-
ckend ausgebaut, gut getaktet und für alle erschwing-
lich sein. Viele stillgelegte Bahnanschlüsse sind zu 
reaktivieren, neue sind zu schaffen. Abgelegene Orte 
im ländlichen Raum können durch flexible Sammel
taxisysteme angeschlossen werden (Beispiel Schweiz!), 
es können kostengünstige Fahrten für Arztbesuche, 
Einkäufe oder zu Freizeiteinrichtungen und -events 
für Jugendliche angeboten werden. Dieser Ausbau ist 
zunächst mit einem erheblichen Ressourcenverbrauch 
verbunden („materieller Rebound“). Wir können deshalb 
nicht einfach die Kapazitäten in diesem Bereich verviel-
fachen. Das Verkehrsaufkommen muss vielmehr ins-
gesamt reduziert werden. Notwendig ist einerseits eine 
Verringerung des Zwangs zur Mobilität. Eine Städte- und 
Raumplanung, die Distanzen verkürzt und eine stärkere 
Verbindung von Arbeiten, Wohnen, Freizeitmöglichkei-
ten und Konsum bilden mittelfristig eine große Heraus-
forderung. Darüber hinaus müssen wir aber ein anderes 
Verhältnis zur Mobilität gewinnen. Auch der Güterver-
kehr kann nicht einfach eins zu eins auf die Schiene 
verlagert werden. Es muss insgesamt erheblich redu-
ziert werden. Der Warenverkehr quer über den ganzen 
Kontinent hat vor allem seit Schaffung des EU-Binnen-
marktes absurde Ausmaße angenommen. Alle Anstren-
gungen, regionale Wirtschaftskreisläufe und eine 
Güterversorgung im Nahbereich zu verstärken, werden 
dadurch erheblich erschwert. Dennoch sind jetzt schon 
alle ordnungspolitischen Maßnahmen auszuschöpfen, 
um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten (Nachtfahr-
verbot für LKWs und andere Auflagen …).

Quelle: https://oekosozialismus.net/wp-content/
uploads/2021/08/verkehr1.pdf (2023-03).

2	 Peukert, Helge (2021): Klimaneutralität jetzt! – Marburg: Met-
ropolis, S. 465–479.

Auf der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration 
am 15. Januar 2023.

https://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2021/08/verkehr1.pdf
https://oekosozialismus.net/wp-content/uploads/2021/08/verkehr1.pdf
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Zum allgemeinen Verständnis des im Buchtitel ver-
schlüsselten ENERGETHISCHEN IMPERATIVs sollte 
hier besser von „PFLICHT ZU GEMEINNÜTZIGER ENER-
GIEVERSORGUNG“ die Rede sein.

In seinem 2010 im Verlag Antje Kunstmann GmbH, 
München erschienenem Buch hat Hermann Scheer 
eine tiefgründige Analyse der Erfordernisse und der zu 
überwindenden Hindernisse des Wechsels zu 100  % 
regenerativer Energieversorgung vorgenommen.

Seine Einleitung mit dem Titel „ENERGIEWECHSEL: 
Die ultimative Herausforderung“ lässt aus heutiger 
Sicht vermuten, die Energiediskussion ist in führenden 
Mainstream-Medien 10 Jahre stehen geblieben.  Mit 
folgendem Zitat (Seite 24 der Einleitung in der aktu-
ellen Ausgabe bzw. Seite 20 in der Erstausgabe) hat 
Hermann Scheer die Ursache vorausgesehen: „Auf der 
einen Seite steht das konventionelle Energiesystem, 
das die gesamte Energieversorgung nach seinen Funk-
tionserfordernissen durchstrukturiert hat und auf die 
alle entsprechenden Gesetze zugeschnitten sind. Auf 
der anderen Seite steht die Perspektive eines vollstän-
dig auf erneuerbaren Energien basierenden Systems 
mit großenteils konträren Funktionserfordernissen, für 
das politische Systemregeln bisher nur in Ansätzen 
entwickelt wurden.“

Dass sich daran bis heute nichts geändert hat, liegt 
am vorsätzlich verbreiteten Irrtum, dem auch Her-
mann Scheer verfallen war: „Zwischen dem jetzigen 
und dem anzustrebenden Zustand liegt eine Phase vie-
ler Friktionen und Widersprüche. Nennen wir sie eine 
Hybridphase …“

Zwischen sich gegenseitig ausschließenden Syste-
men gibt es keine Hybridphase. 100 % erneuerbare 
Energien müssen dem zu überwindenden gesund-
heits-, umwelt- und klimaschädlichen Energiemarkt 
von vornherein entgegengestellt werden. Nur so kann 
der unabdingbare Wechsel vollzogen werden.

Die von Hermann Scheer genannten Widersprüche 
und Friktionen sind Ausdruck des Beharrungsvermö-
gens des etablierten Systems. Marktwirtschaftliche 
teure und schädliche Primärenergien können sukzes-
sive schadstofffrei und gemeinnützig nur mit kosten-
losen Primärenergien verdrängt werden. Dafür sind 
gesetzliche Regeln erforderlich.

Bis heute ist in der Europäischen Union und in 
Deutschland unberücksichtigt, dass der Energiewech-
sel vorübergehend die Koexistenz zweier konkurrieren-
der Energiesysteme bedingt.

Zu Hermann Scheers Lebzeiten gab es schon zahl-
reiche Nischenprojekte, in denen die Vorteile 100  % 
erneuerbarer Energien genutzt wurden.

Mit jeder nachfolgenden Novellierung des ursprüngli-
chen Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) wurden für die 
Verbrauchermehrheit die Preise erhöht. Die Gemeinnüt-
zigkeit erneuerbarer Energien wurde klima- und umwelt-
schädlichen Energien für Konzerngewinne geopfert.

Das Scheitern des Handels mit Co2-Zertifikaten als 
Verzögerungsstrategie für den Wechsel zu 100 % erneu-
erbaren Energien wurde von Hermann Scheer voraus-
gesagt. Die neuerliche Co2-Besteuerung ist ebenfalls 
nur Verzögerungsstrategie. Sie soll das Streben nach 
gemeinnütziger Energieversorgung unterdrücken.

Hermann Scheers Fehler war, gesonderte „Marktre-
geln“ für Versorgung mit natürlichen Energien aus Son-
nenstrahlung zu fordern: Direkte und indirekte Energie 
aus Sonnenstrahlung ist Lebensgrundlage der Natur, 
zu der die Menschen gehören. Dafür Marktregeln zu 
fordern, begünstigt unsoziale leistungslose Bereiche-
rung, wie sie für Wasserversorgung bereits erfolgt.

Entgegen der im Buch geäußerten Auffassung Her-
mann Scheers gibt es bei vollständigem Wechsel zu 
regenerativer Energieversorgung nur wenige Verlierer.

Der Wechsel beseitigt wesentliche Grundlagen für 
Privilegien zu gesetzloser Vermögens- und Machtan-
eignung. Für die Menschheitsfamilie ist er insgesamt 
Gewinn.

Möglicherweise gibt es nach dem Wechsel keine 
Machteliten mehr, deren Weltherrschaftsstreben das 
Ende menschlicher Sozialisation bedeutet. Mit Sicher-
heit wird Bill Gates gehindert sein, weiter die Entwicklung 
von Atomkraftwerken mit Hochtemperaturreaktoren 
aus seinem Privatvermögen zu finanzieren.

Hermann Scheers Verdienst ist, die Absurdität der 
Hürden erkannt zu haben, die noch heute dem voll-
ständigen Wechsel zu erneuerbaren Energien entge-
genstehen: „Allein im Jahr 2009 investierten Familien 
deutschlandweit mehr in die Solarstromerzeugung als 
die vier Stromkonzerne EON, RWE, EnBW und Vatten-
fall zusammen“, schrieb er.

Er hat die von den Konzernen durchgesetzten Auf-
schubstrategien für den vollständigen Wechsel identi-
fiziert. Trotzdem werden sie von konzernfinanzierten 
Instituten noch heute Politikern anempfohlen und als 
Regierungspolitik durchgesetzt. Es sind die sogenann-
ten „Brücken“ für fossile Energieträger und die Co2-
Zertifizierung.

Die Verdienste und Irrtümer des Hermann Scheer. Späte Rezension  
von „Der Energethische Imperativ. 100 % jetzt: Wie der vollständige  
Wechsel zu erneuerbaren Energien zu realisieren ist“
Dieter Brendahl
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Neuerliche Bepreisung von Co2-Emisionen als 
„marktwirtschaftliche Lenkungsstrategie für den Kli-
maschutz“ ist ebenfalls nur Aufschubstrategie und 
führt zu sozialen Verwerfungen, die auch mit hohem 
Verwaltungsaufwand nicht verhindert werden können.

Nur Regeln für Autonomie schadstofffreier Ener-
gieselbstversorgung aus natürlichen Quellen kann 
Politiker hindern, den Konzernen unbefristet „Wert-
schöpfung“ mit schädlichen Energien zu gestatten.

Die Bundesregierung propagiert Energieversorgung 
als Bestandteil sozialer Marktwirtschaft.

Der gesunde Menschenverstand müsste allerdings 
jedem sagen, dass Märkte für Energie aus Kohle, Erdöl, 
Erdgas und Strom von Atomkraftwerken nicht sozial 
sein können. Die schon jetzt spürbaren Folgen zei-
gen das Gegenteil! Es bleibt zu hoffen, dass sich nicht 
sämtliche im Bundestag vertretenen Parteien dieser 
Erkenntnis weiterhin verschließen.

Vermischung von regenerativen Energien mit schäd-
lichen Energien sind Grundlage von Börsenspekula-
tionen. Wertverlust schädlicher Energien infolge des 
Wachstums 100 % erneuerbaren Energien wird getarnt, 
um das Preisdiktat der Konzerne zu erhalten.

Jede Politik, die ignoriert, dass Primärenergie 
aus Sonne und Wind keine Handelsware ist, kon-
serviert den Fortbestand eines Energiemarktes, 
der in die Klimakatastrophe führt.

Konsequente Klimaschutzpolitik erfordert die 
Etablierung eines gemeinnützigen Systems koope-
rativer Versorgung mit klimaneutralen Energien.

Zwingende Voraussetzung für den Wechsel zu 
100 % regenerativen Energien ist die Unterscheidung 
zwischen Kooperation gemeinnütziger Versorgung 
und Marktwirtschaft für Energieumwandlungs- und 
-speichertechnik. Technik zur Energieumwandlung 
und -speicherung wurde von Triebkräften des Marktes 
ständig revolutioniert.

Weltweit können schon heute kriegerische Konflikte 
um schädliche Primärenergien vermieden werden, 
wenn das UNO-Gewaltverbot ausnahmslos eingehal-
ten wird und sämtliche Staaten dem Atomwaffensperr-
vertrag beitreten.

Produktion und Handel mit Technik für Energie-
umwandlung und Energiespeicherung wird „soziale“ 

Marktwirtschaft, wenn privatwirtschaftliche Paten-
tierung von Neuerungen ausgeschlossen ist. Ebenso 
wie das Gesundheitssystem nur allen Menschen nützt, 
wenn weltumfassend keine Patente für Medikamente 
und Therapien erteilt werden.

In beiden Fällen sind gesetzliche Regelungen erfor-
derlich, die nicht privater Kapitalakkumulation, son-
dern der Förderung gemeinnützigen Wirtschaftens 
dienen. Im Sinne Hermann Scheers wird damit ethi-
sches Unternehmertum der Vielen ermöglicht.

Gesetzliche Eigenständigkeit für 100 % regenerative 
Energieversorgung muss auch gewährleistet sein, um 
sie vor Spekulationen der Finanzoligarchie zu schützen. 
Das erfordert politischen Mut, weil Energiemarktwirt-
schaft mit Rüstungsindustrie verbunden ist, Rüstungs-
industrie, die wenigen Sicherheit für Kapitalvermehrung 
bietet und vielen die Lebensgrundlagen entzieht.

Aus Analysen Hermann Scheers im vorliegenden 
Werk ergeben sich zusammengefasst folgende Unver-
einbarkeiten aus natürlichen Quellen dezentraler 
regenerativer Energieselbstversorgung mit Energie-
marktwirtschaft:
•	Unvereinbarkeit dezentral erzeugter und genutzter 

Energie mit Transportkosten und Kosten für Vertei-
lung zentralisiert erzeugter Energie,

•	Unvereinbarkeit dezentralen Ausgleiches von Ener-
gienachfrage und Verbrauch mit verlustreichem und 
kostenintensivem nationalen und internationalen 
Lastmanagement,

•	Unvereinbarkeit regenerativer Energieselbst-
versorgung mit Abhängigkeit von Kartellen, die 
gegeneinander mit militärischen Mitteln um fossile 
Primärenergien konkurrieren.

Fazit: Vermischung frei verfügbarer Primärenergien mit 
schädlichen Energien richtet sich gegen das Gemein-
wohl, den Gesundheitsschutz, den Schutz der Arten-
vielfalt, der Umwelt und des Klimas. All das wurde von 
Hermann Scheer erkannt und von den Ursachen her 
analysiert. Sein entscheidender Irrtum war, die Ener-
giewende mit Märkten für ausschließlich erneuerbare 
Energien gestalten zu können. An diesem Irrtum schei-
tert der vollständige Wechsel zu 100 % erneuerbaren 
Energien noch immer.
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In der Reihe „Die Krise der bürgerlichen Ideologie 
und die Lehre von der Denkweise“ sind vom Chef-
theoretiker der MLPD Stefan Engel bisher drei Bücher 
erschienen: „Die Krise der bürgerlichen Ideologie und 
der Antikommunismus“, „Die Krise der bürgerlichen 
Ideologie und der Opportunismus“ und „Die Krise der 
bürgerlichen Naturwissenschaft“.

Im letzteren Buch ist für die Leser der Tarantel das 
Kapitel  5 „Weltanschauliche Irrwege in der Umwelt-
forschung“ besonders interessant, weshalb hier nur 
dieses Kapitel besprochen wird. Aber auch die Kapitel, 
die sich mit der modernen Physik, dem Schöpfungs-
mythos, der Biologie, der alternativen Medizin und der 
Psychologie befassen, sind für theoretisch interes-
sierte Leser bedeutsam.

In der Umweltforschung gibt es nach Meinung des 
Autors einen  weltanschaulichen Kampf. Gestützt auf 
die Definition des Begriffs „Ökologie“ von Alexander 
von Humboldt, Ernst Haeckel und Wladimir Iwano-
witsch Wernadski wird die Biosphäre definiert als „Die 
Gesamtheit der irdischen Organismen mitsamt der 
unbelebten Materie, die sie umgibt“. Insbesondere 
Wernadski hat mit der Methode der dialektischen-
materialistischen Weltanschauung auf den prägenden 
Einfluss der Menschen auf die Umwelt hingewiesen.

In den letzten Jahrzehnten hat sich die globale 
Umweltkrise als Merkmal der Allgemeinen Krise des 
Kapitalismus hinzugesellt. Die Einheit von Mensch 
und Natur wird in Frage gestellt. Die Umweltkrise 
wird zur existenziellen Bedrohung der Menschheit und 
bekommt einen internationalen Charakter. Umwelt-
schutz erfolgt im Kapitalismus nur dann, wenn die 
Profite des Monopolkapitals nicht darunter leiden. Ab 
den 90er-Jahren kommt es zur allseitigen Zerstörung 
der natürlichen Umwelt und dem umfassenden Raub-
bau an den natürlichen Ressourcen. Die Umweltkrise 
entwickelt sich zu einer gesetzmäßigen Erscheinung 
der kapitalistischen Produktionsweise. Aus dieser Situ-
ation entstand der imperialistische Ökologismus, der 
die Vereinbarkeit der kapitalistischen Ökonomie mit 
der Ökologie propagiert. Auch die GRÜNEN sind nur 
bestrebt, die Umweltprobleme zu mildern und wollen 
den Kapitalismus unter allen Umständen aufrecht-
erhalten. Da werden sie in der gegenwärtigen Regie-
rungsverantwortung sogar zu Bellizisten und Förderern 
der Kohleverbrennung. Die weltanschauliche Illusion, 

die Umweltprobleme innerhalb des kapitalistischen 
Systems lösen zu können, ist weit verbreitet und wird 
von den Mainstream-Medien vertreten.

Die Politiker retten sich in Forderungen nach „Nach-
haltigkeit“, „Klimaneutralität“ und „Brückentechnolo-
gie“, stellen ehrgeizige Ziele und tut so gut wie nichts, 
um diese Ziele zu erreichen. Auch der Handel mit „Ver-
schmutzungsrechten“ führt nur zur Steigerung der Pro-
fite. Trotz „Allzeithoch bei erneuerbaren Energien“ ist 
im vergangenen Jahr der Schadstoffausstoß weltweit 
um 6 % gestiegen. Einseitig wird der Klimawandel in 
den Vordergrund gestellt, und die anderen Faktoren, 
die die globale Umweltkatastrophe herbeiführen, blei-
ben weitgehend unbeachtet.

Durch den Ukrainekrieg werden alle umweltpoliti-
schen Errungenschaften der letzten 20 Jahre in Frage 
gestellt und zum Teil über Bord geworfen. Wir steuern 
immer schneller auf irreversible Schäden der globa-
len Stoffkreisläufe zu, und das globale ökologische 
Gleichgewicht ist bereits gestört. Die Umweltkrise ist 
in ein neues Stadium eingetreten: Die globale Umwelt-
katstrophe hat eingesetzt. Unaufhaltsam und unkon-
trolliert werden die menschlichen Lebensgrundlagen 
zerstört. Der Autor, Stefan Engel, ist der Meinung, 
dass nur die Überwindung des imperialistischen Welt-
systems und die Errichtung der vereinigten  sozialis-
tischen Staaten die Katastrophe noch dämpfen kann. 
Die Ökologie als Wissenschaft bekommt einen gesell-
schaftsverändernden Auftrag, der aber von den NGOs 
selten vertreten wird. „Regime change“ führt nur zu 
einer andern Regierungsmannschaft, die genau den 
gleichen ökologischen Kurs verfolgt wie die vorange-
gangene Regierung. Abschaffung der kapitalistischen 
Wirtschafsweise wird selten verlangt bzw. unterdrückt.

Die Erkenntnisse von Stefan Engel sind gewiss theo-
retisch richtig, aber die Umsetzung in die Praxis schei-
tert an der Verdummung der Massen durch die Medien 
und an der Käuflichkeit der Politiker. Marx hatte schon 
frühzeitig erkannt, dass der Kapitalismus den Men-
schen und die Natur zerstören wird.

Stefan Engel (2023): Die Krise der bürgerlichen Natur-
wissenschaft. – Essen: Verlag Neuer Weg. – 
ISBN 978-388021649-5, 17,- €; 
E-Book ISBN 978-388021650-1.

Die Krise der bürgerlichen Naturwissenschaft
Rezension von Götz Brandt
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